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Anlage Gemarkung Flur Flurstück Rechtswert* Hochwert* 

WEA Ka 3 Klingelbach 9 2981 32.425.234 5.568.395 
 
Technische Daten 
  
Anlage Anlagentyp Nennleis-

tung 
Nabenhöhe Rotordurchmesser Gesamthöhe 

WEA Ka 3 Enercon E 138 EP3 E2 4,2 MW 131 m  138 m 200 m 

 
 
Gegenstand der Genehmigung sind neben der Errichtung und dem Betrieb der Windenergiean-
lagen (WEA) (inklusive Kranstell-, Kranausleger-, Lager- und Montageflächen sowie zusätzliche 
Eingriffsflächen) auch die Zuwegungen sowie beidseitige Arbeitsbereiche entlang der Zuwegun-
gen, die zur Errichtung und zum Betrieb der WEA erforderlich sind. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst für das beantragte Vorhaben aufgrund 
der Konzentrationswirkung des § 13 BlmSchG andere die Anlage betreffende behördliche Ent-
scheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, 
Erlaubnisse und Bewilligungen, mit Ausnahme von Planfeststellungen, Zulassungen 
bergrechtlicher Betriebspläne, behördlichen Entscheidungen auf Grund atomrechtlicher 
Vorschriften und wasserrechtlichen Erlaubnissen und Bewilligungen nach den Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes. 

 

Konkret umfasst die Genehmigung die folgenden Genehmigungen und Erlaubnisse: 

1. Nach § 22 Abs. 5 Landesstraßengesetz (LStrG) für Rheinland-Pfalz erforderliche Aus-

nahme vom Anbauverbot des § 22 Abs. 1 Nr. 2 LStrG  

2. Rodungs- und Umwandlungsgenehmigung nach § 14 LWaldG  

3. Baugenehmigung nach § 70 LBauO 

4. Erteilung einer Befreiung nach § 67 BNatSchG von den Verboten der Landesverordnung 
über den Naturpark Nassau (LVO NPN) 
 

Ansonsten ergeht die Genehmigung unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 
13 BlmSchG nicht von ihr eingeschlossen werden. Dies gilt insbesondere für die 
Stromleitungstrassen, da diese nicht Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung sind. Vor Beginn der Bauarbeiten im Rahmen der Leitungstrassen sind daher die 
evtl. erforderlichen Genehmigungen der zuständigen Fachbehörden (z.B. Wasserbehörden, 
Naturschutzbehörden, Straßenbaubehörden, etc.) einzuholen. 

 
Die externe Kabeltrasse ist Gegenstand eines separaten naturschutzrechtlichen Antrags- und 
Genehmigungsverfahrens. 
 
Die Errichtung der WEA Ka 3 wurde ursprünglich zusammen mit der Errichtung der Anlagen WEA 
Ka 1 und 2 beantragt. Nach Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung hat der Antragsteller für 
die Anlage WEA Ka 3 einen Abspaltungsantrag vorgelegt und beantragt, das Genehmigungsver-
fahren für die Anlage WEA Ka 3 in einem gesonderten Verfahren weiterzuführen. Es handelt sich 
dabei um das jetzt gegenständliche Verfahren. Sofern in den vorgelegten Antragsunterlagen die 
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Anlagen WEA Ka 1 und Ka 2 aufgeführt wurden, sind diese nicht Gegenstand des hier zur Ent-
scheidung anstehenden Verfahrens.  
 

Es wird hier ausdrücklich klargestellt, dass Gegenstand des aktuell zu entscheidenden 
Verfahrens ausschließlich die Anlage WEA Ka 3 ist. Es ist somit lediglich die Anlage WEA 
Ka 3 einschließlich der für diese Anlage WEA Ka 3 erforderlichen Nebenanlagen wie Kran-
stellfläche, Kranauslegerfläche, Lager- und Montageflächen Gegenstand dieser Genehmi-
gung. Alle in den Antragsunterlagen evtl. noch hinsichtlich der Anlagen WEA Ka 1 und Ka 
2 und deren Nebenanlagen getroffenen Aussagen, Darstellungen und Bezugnahmen sind 
daher nicht Gegenstand der jetzigen Entscheidung. 
Sofern sich aus den Antragsunterlagen Unstimmigkeiten ergeben sollten, gilt vorrangig 
diese Klarstellung. 
                                                                                                                                    

Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller zu tragen. Sie werden in einem gesonderten 

Kostenbescheid festgesetzt. 

 
Zur Sicherstellung der Voraussetzungen des § 6 BImSchG ergeht die Genehmigung nach § 12 

BImSchG mit den nachfolgenden Nebenbestimmungen. 

Auf die vor Baubeginn bzw. vor Inbetriebnahme der Anlage oder von Anlagenteilen ins-
besondere zu erfüllenden Nebenbestimmungen, weisen wir ausdrücklich hin. 
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           Seite 
1. Befristungen  4 
2. Aufschiebende Bedingungen  4 

2.1. Baurecht  4 
2.2. Naturschutz und Landschaftspflege  6 

3. Auflagen  8 
3.1. Allgemeines  8 
3.2. Immissions- und Arbeitsschutz 10 
3.3. Baurecht und Brandschutz 17 
3.4. Naturschutz und Landschaftspflege 19 
3.5. Luftverkehrsrecht 21 
3.6. Straßenrecht 25 
3.7. Forstrecht 26 
3.8. Wasser-, Abfall-, Bodenschutz- und Bergrecht 28 
3.9. Denkmalrecht 32 

4. Hinweise 33 
4.1. Allgemeines 33 
4.2. Immissions- und Arbeitsschutz 33 
4.3. Eisschutz 35 
4.4. Straßenrecht 36 
4.5. Forstrecht 37 
4.6. Wasser-, Abfall-, Bodenschutz- und Bergrecht 37 
4.7. Sonstiges 38 

4.7.1. Landesarchäologie 38 
4.7.2. Bergbau/Altbergbau 39 
4.7.3. Ingenieurgeologie 39 
4.7.4. Landwirtschaft 39 
4.7.5. Versorgungsunternehmen 40 



Rhein-Lahn-Kreises   Genehmigung 1 WEA Ka 3 Katzenelnbogen/Einrich  vom 18.01.2024 
 
     

  Seite 4 von 63 

 
I. Nebenbestimmungen 
 
1. Befristungen 
 
1.1. Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von vier Jahren nach Bestandskraft die-

ses Bescheides mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen begonnen wird. 
 
1.2. Die Genehmigung erlischt ferner, wenn die Anlagen während eines Zeitraums von mehr 

als drei Jahren nicht mehr betrieben werden. 
 

1.3. Die Umwandlungsgenehmigung nach § 14 LWaldG wird hiermit zum Zwecke der Ro-
dung der benötigten Waldflächen zur Errichtung und zum Betrieb von zwei WEA auf den 
nachstehend bezeichneten Grundstücken 
 
Gemarkung Flur Flurstück WEA 
Klingelbach 9 2981 Ka 3  
 
mit einem Flächenbedarf gemäß der vorliegenden Planung von 
 

1,0015 ha 
 
aufgrund § 14 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 LWaldG, i.d.F. vom 30.11.2000, [GVBI. S. 504], zuletzt 
geändert durch Artikel 1 und 2 des Landesgesetzes vom 27.03.2020 [GVBI. Nr. 8 vom 
30.03.2020, S. 98] unter Maßgabe der in Ziffer 3.7 genannten Auflagen befristet erteilt.  
 
Die als Anlage 3 beigefügte Rodungstabelle mit Stand vom 22.03.2023, aus welcher die 
dauerhaften und temporären Rodungen gesondert für jede Windenergieanlage hervor-
gehen, ist Bestandteil dieser Umwandlungsgenehmigung. 
 
Die Herleitung der tatsächlich in Anspruch genommenen Waldflächen ist nach Ab-
schluss der Baumaßnahmen unverzüglich ausweislich eines zu erstellenden Vermes-
sungsergebnisses eines öffentlich bestellten Vermessungsbüros antragsergänzend un-
ter Zuhilfenahme der Rodungstabelle (Anlage 3) durch die Antragstellerin bei der Unte-
ren Forstbehörde nachzureichen.  
 

 
 
2. Aufschiebende Bedingungen 
 
2.1. Baurecht 

 
2.1.1. Es ist noch eine statische Berechnung aller Konstruktionsteile incl. der Fundamente an-

zufertigen. Darin ist auch die einhergehende Turbulenzbelastung innerhalb der zwei ge-
planten WEA zu berücksichtigen. Der Nachweis der Standsicherheit des Turms und der 
Gründung, die Ermittlung der aus der Maschine auf den Turm und die Gründung wirken-
den Schnittgrößen sowie die Anforderungen bezüglich Inspektion und Wartung der An-
lage zwecks Sicherstellung der Standsicherheit des Turms und der Gründung über die 
vorgesehene Entwurfslebensdauer hat nach der „Richtlinie für Windenergieanlagen – 
Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ des Deutschen 

Instituts für Bautechnik Berlin in der jeweils gültigen Fassung zu erfolgen. 
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3.1.3. Der Betreiber der Windenergieanlagen hat vor Inbetriebnahme der Anlagen der Geneh-

migungsbehörde und der Überwachungsbehörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion 

Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Koblenz) seinen Namen, seine Anschrift und 

seine Telefonnummer schriftlich mitzuteilen, soweit die Angaben vom Antragsformular 

1.1 abweichen. Anlässlich eines Betreiberwechsels ist in gleicher Weise zu verfahren. In 

der Mitteilung sind der Standort der Windenergieanlagen (Gemarkung, Flur, Flurstück 

und die UTM-Koordinaten), sowie die Bezeichnung der Windenergieanlagen anzuge-

ben. 

 
3.1.4. Der Betreiber der Windenergieanlagen hat vor Inbetriebnahme der Anlagen der Geneh-

migungsbehörde und der Überwachungsbehörde einen Ansprechpartner mit Anschrift 

und Telefonnummer schriftlich zu benennen (z. B. Fernüberwachung des Herstellers), 

der in den technischen Betrieb der WEA im Gefahrfall jederzeit eingreifen kann (z. B. 

Rotor stillsetzen) und jederzeit erreichbar ist. Ein Wechsel des Ansprechpartners ist der 

Genehmigungsbehörde und der Überwachungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

 
3.1.5. Die beabsichtigte Inbetriebnahme der beantragten Windenergieanlagen ist der Geneh-

migungsbehörde und der Überwachungsbehörde spätestens eine Woche vorher schrift-

lich mitzuteilen. 

 

3.1.6. Mit den Bauarbeiten darf erst nach erteilter schriftlicher Baufreigabe durch die  

Genehmigungsbehörde begonnen werden. Eine Baufreigabe wird nur erteilt, wenn alle 

bis zum Baubeginn zu erfüllenden Pflichten erfüllt und entsprechend nachgewiesen sind. 

 

3.1.7. Rechtzeitig vor Ablauf der Entwurfslebensdauer ist der Genehmigungsbehörde mitzutei-

len, ob ein Rückbau erfolgen soll oder ob ein Weiterbetrieb geplant ist. Im FaIle eines 

angestrebten Weiterbetriebs sind alle notwendigen Nachweise zum Fortbestehen der 

Stand- und Betriebssicherheit rechtzeitig vorzulegen (gem. Allgemeinverfügung der 

SGD Nord vom 16.11.2020). 

 

3.1.8. Sofern die technische Betriebsführung der WEA an ein externes Dienstleistungsunter-

nehmen delegiert wird, ist der Unteren Immissionsschutzbehörde und der zuständigen 

Überwachungsbehörde vor Inbetriebnahme der WEA die Erreichbarkeit der Stelle be-

kanntzugeben, die für die technische Betriebsführung verantwortlich und in der Lage ist, 

die WEA jederzeit still zu setzen. 
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3.1.9. Die Genehmigung ist auf die Anlage und nicht auf die Person des Antragstellers bezogen 

(Realkonzession). Sie wird daher in ihrer Wirksamkeit durch einen Wechsel in der Per-

son des Anlagenbetreibers nicht berührt. Ein Wechsel des Anlagenbetreibers bzw. der 

Verkauf von WEA ist der unteren Immissionsschutzbehörde der Kreisverwaltung Rhein-

Lahn sowie der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeauf-

sicht, Stresemannstraße 3-5, 56068 Koblenz als zuständige Überwachungsbehörde 

durch Vorlage eines entsprechenden Vertrags oder einer vom bisherigen und neuen Be-

treiber unterzeichneten schriftlichen Erklärung mit Angabe der neuen Betreiberanschrift 

und der verantwortlichen Person im Sinne des § 52 b BImSchG unverzüglich anzuzei-

gen. 

 
3.1.10. Nach Errichtung der Anlage ist durch eine Bescheinigung des Herstellers zu belegen, 

dass die errichtete Anlage in ihren wesentlichen Elementen und in ihrer Regelung mit 

derjenigen Anlage übereinstimmt, die der akustischen Planung zugrunde gelegt worden 

ist. 

 
 

3.2. Immissions- und Arbeitsschutz 
(zuständige Fachbehörde: Struktur- und Genehmigungsdirektion - SGD – Nord Regio-
nalstelle Gewerbeaufsicht, Koblenz) 

 
3.2.1. Immissionsschutz 

 
3.2.1.1. Die Windenergieanlage darf zur Tageszeit (6:00 Uhr- 22:00 Uhr) die nachstehend ge-

nannten Emissionspegel nicht überschreiten. Zur Kennzeichnung der maximal zulässi-

gen Emissionen sowie des genehmigungskonformen Betriebs gelten folgende Werte 

zum Tagzeitraum: 

 
 
Tagbetrieb WEA Ka3: berücksichtigte Unsicherheiten und obere  

Vertrauensbereichsgrenze ∆L = 1,28 ∙ σges  
lt. Schallimmissionsprognose 

WKA Le,max 
[dB(A)]  

Lw 
[dB(A)] 

σP 
[dB(A)] 

σR 
[dB(A)] 

σProg 
[dB(A)] 

∆L 
[dB(A)] 

Ka3 107,7 106,0 1,2 0,5 1,0 2,1 
 

Lw und Le,max werden gemäß v. g. Schallimmissionsprognose folgende Oktav-Spektren zu-
geordnet: 
 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

LW,Oktav  87,5 93,2 96,1 98,5 100,1 100,8 95,8 79,9 

Le,max,Oktav  92,2 94,9 97,8 100,2 101,8 102,5 97,5 81,6 
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Die Windenergieanlagen dürfen in der Nachtzeit (22:00 Uhr- 06:00 Uhr) die nachstehend 

genannten Emissionspegel nicht überschreiten.  

 

Zur Kennzeichnung der maximal zulässigen Emissionen sowie des genehmigungskon-

formen Betriebs gelten folgende Werte zum Nachtzeitraum: 

 
 
Nachtbetrieb WEA Ka3 berücksichtigte Unsicherheiten und obere  

Vertrauensbereichsgrenze ∆L = 1,28 ∙ σges  
lt. Schallimmissionsprognose 

WKA Le,max 
[dB(A)]  

Lw 
[dB(A)] 

σP 
[dB(A)] 

σR 
[dB(A)] 

σProg 
[dB(A)] 

∆L 
[dB(A)] 

Ka3 103,8 103,1 0,3 0,5 1,0 1,5 
 

Lw und Le,max werden gemäß v. g. Schallimmissionsprognose folgende Oktav-Spektren zu-
geordnet: 
 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

LW,Oktav  85,9 92,0 93,4 95,1 99,0 95,9 90,2 80,7 

Le,max,Oktav  86,6 92,7 94,1 95,8 99,7 96,6 90,9 81,4 

 
 
 

Erläuterung/Hinweise: 

Le,max: maximal zulässiger Emissionsschallleistungspegel 

 Lw: deklarierter Schallleistungspegel laut Herstellerangabe 

 Le,max,Oktav: maximal zulässiger Oktav-Schallleistungspegel 

σP: Serienstreuung 

σR: Messunsicherheit 

 ∆L = 1,28 σges: oberer Vertrauensbereich von 90% 

 

𝑳𝒆, 𝒎𝒂𝒙, 𝑶𝒌𝒕𝒂𝒗 = L 𝐖, 𝐎𝐤𝐭𝐚𝐯 + 𝟏, 𝟐𝟖 × √𝝈𝑷
𝟐 + 𝛔𝐑

𝟐 
 
 
Die vorgenannte Emissionsbegrenzung gilt im Rahmen einer messtechnischen Überprü-
fung nach DIN 61400-11 und FGW-Richtlinie als eingehalten, wenn mit dem durch Mes-
sung bestimmten Schallleistungspegel (LWA,Okt Messung) und mit der zugehörenden 
Messunsicherheit (σR, Messung) und der Serienstreuung σP entsprechend folgender Glei-

chung für alle Oktaven nachgewiesen wird, dass 
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𝑳𝒘, 𝑶𝒌𝒕. 𝑴𝒆𝒔𝒔𝒖𝒏𝒈 + 𝟏, 𝟐𝟖 × √𝝈𝑷
𝟐 + 𝛔𝐑

𝟐 ≤    𝐋𝒆, 𝒎𝒂𝒙, 𝑶𝒌𝒕𝒂𝒗 
 
 ist. 
 
Hinweis: 

Erfolgt die Vermessung an der zu beurteilenden Windenergieanlage, ist die mögliche 

Auswirkung für die Serienstreuung nicht zu berücksichtigen! 

 

Kann der Nachweis nach der v. g. Gleichung nicht erfüllt werden, ist im Anschluss mit 

den Ergebnissen der Abnahmemessung mit den ermittelten Oktav-Schallleistungspe-

geln eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzufüh-

ren. Die auf Basis des gemessenen Emissionsspektrums berechneten A-bewerteten Im-

missionspegel dürfen die auf Basis der Herstellerangaben berechneten A-bewerteten 

Immissionspegel nicht überschreiten.  

 
Der Vergleich ist in der erneuten Schallausbreitungsrechnung nachvollziehbar darzule-
gen. 
 

3.2.1.2. Vor Aufnahme des Nachtbetriebs ist eine Bescheinigung des Herstellers der Genehmi-

gungsbehörde und der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord - Regionalstelle Ge-

werbeaufsicht Koblenz-  vorzulegen, die dokumentiert, dass die Anlagen-/ Systemein-

stellungen so vorgenommen wurden, dass ein genehmigungskonformer Betrieb der An-

lage zur Nachtzeit sichergestellt ist. 

 
3.2.1.3. Die Windkraftanlage darf keine immissionsrelevante Tonhaltigkeit aufweisen (immissi-

onsrelevante Tonhaltigkeit; KT ≥ 2 dB(A), gemessen nach den Anforderungen der Tech-

nischen Richtlinie für Windenergieanlagen Teil 1: „Bestimmung der Schallemissions-

werte“ [sog. FGW-Richtlinie]). Dies gilt für alle Lastzustände. 

Wird an der WEA eine immissionsrelevante Tonhaltigkeit festgestellt, darf die WEA wäh-

rend der Nachtzeit nicht mehr betrieben werden. 

 

3.2.1.4. Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme hat der Betreiber der WEA die Einhaltung 

der festgelegten Emissionswerte nach Ziffer 3.2.1.1 und der Maßgabe der Ziffer 3.2.1.2 

durch Typvermessung einer benannten Stelle (§ 29b BImSchG) nachzuweisen (Abnah-

memessung. Der Betriebsbereich, in dem das Geräuschverhalten der WEA festgestellt 

werden soll, ist so zu wählen, dass die Windgeschwindigkeit erfasst wird, in der der ma-

ximale Schalleistungspegel erwartet wird. Auf die LAI-Hinweise zum Schallimmissions-

schutz bei Windkraftanlagen Stand 30.06.2016 wird verwiesen (u.a. Ziffer 5 dieser LAI-

Hinweise). 
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3.2.1.5. Als messende Stelle kommt nur ein Institut in Frage, das an der Erstellung der Schal-

limmissionsprognose nicht mitgewirkt hat und den Anforderungen der Nr. 5.1 der LAI-

Hinweise 2016 entspricht.  

 
3.2.1.6. Die Vorlage einer Bestätigung der Messstelle über die Annahme der Beauftragung zur 

Messung hat innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbetriebnahme bei der Struk-

tur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Stresemann-

straße 3 - 5, 56068 Koblenz, zu erfolgen. 

 
3.2.1.7. Der Messbericht ist gleichzeitig mit der Versendung an den Auftraggeber der v. g. Stelle 

vorzulegen. 

 
3.2.1.8. Die Umschaltung auf die schallreduzierte Betriebsweise zur Nachtzeit muss durch eine 

automatische Schaltung erfolgen. Die Schaltung ist gegen unbefugte Änderung zu 

schützen (z.B. durch Passwort). Bei Ausfall oder Störung der Schaltung ist automatisch 

in die schallreduzierte Betriebsweise zu wechseln. 

 
3.2.1.9. Die Betriebsweise ist kontinuierlich mittels geeigneter Betriebsparameter (z.B. Leistung 

und Drehzahl) aufzuzeichnen, die rückwirkend für einen Zeitraum von wenigstens 12 

Monaten den Nachweis des tatsächlichen Betriebs der Anlage ermöglicht. Maßgebend 

sind die Maximalwerte für die 10-Minuten-Mittelwerte der ausgewählten Betriebspara-

meter, so dass eine Kontrolle der schallreduzierten Betriebsweise der Anlage in dieser 

Zeitspanne nachträglich möglich ist. Die Aufzeichnungen sind auf Verlangen vorzulegen. 

 
 

3.2.2. Schattenwurf und Reflexionen 
 
 

3.2.2.1. Die Windenergieanlage ist antragsgemäß mit einer Schattenwurfabschaltautomatik 

auszurüsten. 

 

3.2.2.2. Vor Inbetriebnahme der Windenergieanlage sind alle für die Programmierung der Schat-

tenwurfabschalteinrichtung erforderlichen Parameter exakt zu ermitteln. Für den Immis-

sionsschutz relevante Daten wie z.B. Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der 

Abschalteinrichtung zu registrieren. Die registrierten Daten sind zu speichern und mind. 

2 Jahre aufzubewahren und der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

 

3.2.2.3. Durch die Abschaltautomatik ist sicherzustellen, dass an allen von den beantragten 

Windenergieanlagen betroffenen Immissionsorten, 
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 an denen die Grenzwerte der astronomisch maximal möglichen Beschattungs-

dauer von 30 Stunden pro Jahr oder die tatsächliche, reale Schattendauer (mete-

orologische Beschattungsdauer) von 8 Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minuten 

pro Tag bereits durch die Vorbelastung erreicht wird, kein weiterer Schattenwurf 

entsteht und 

 unter Berücksichtigung der Gesamtbelastung keine Überschreitung der astrono-

misch maximal möglichen Beschattungsdauer von 30 Stunden pro Jahr oder die 

tatsächliche, reale Schattendauer (meteorologische Beschattungsdauer) von 8 

Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minuten pro Tag entstehen kann.  

 

3.2.2.4. Durch einen Sachverständigen ist vor Inbetriebnahme der Windenergieanlagen die Ein-

haltung der Anforderungen nach Ziffer 3.2.2.1 bis 3.2.2.3 zu überprüfen. Die Anlagen 

dürfen erst in Betrieb genommen werden, nachdem durch die vorher genannte Person 

eine dauerhaft sichere Einhaltung festgestellt wurde. Das Ergebnis der Prüfung ist zu 

dokumentieren und der Genehmigungsbehörde vorzulegen. 

Erläuterung: 

Die Regelung in 3.2.2.2. betrifft Daten zur Dokumentation der tatsächlichen Abschaltzei-

ten während des Betriebs. 

Im Unterschied zu Ziffer 3.2.2.2 ist nach Ziffer 3.2.2.4 vor lnbetriebnahme der Windener-

gieanlagen nachzuweisen, dass grundsätzlich die Einhaltung der Anforderungen nach 

Ziffer 3.2.2.1 bis 3.2.2.3 erfüllt sind. 

 
3.2.2.5. Lichtreflexionen durch die Rotoroberfläche sind zu vermeiden. Für die Rotoroberfläche 

sollen mittelreflektierende Farben und matte Glanzgrade verwendet werden. 

 
 

3.2.3. Anlagensicherheit und Eisabwurf 
 

3.2.3.1. Eisansatz an den Rotorblättern in gefahrdrohender Menge muss zu einer Abschaltung 

der Anlagen führen. Der Betrieb mit entsprechendem Eisansatz an den Rotorblättern ist 

unzulässig.  

 

3.2.3.2. Die Anlage ist mit einem externe Sensor zur Eisansatzerkennung gem. dem Gutachten 

des TÜV NORD EnSys GmbH & Co. KG, Bericht Nr.:TÜV Nord 8111 7247 373 D Rev.2 

vom 28.02.2022 auszustatten und zu betreiben. 

 
3.2.3.3. Die Sicherheitseinrichtungen zum Schutz vor Eisabwurf sind mit dem Hersteller der 

Windenergieanlage/der Sicherheitskomponenten so einzustellen, dass sie am Standort 

zuverlässig funktionieren. Hinsichtlich der vorgenommenen Einstellungen an den Sicher-

heitseinrichtungen sind Protokolle (mit Name, Datum und Unterschrift) zu erstellen und 



Rhein-Lahn-Kreises   Genehmigung 1 WEA Ka 3 Katzenelnbogen/Einrich  vom 18.01.2024 
 
     

  Seite 15 von 63 

vom Betreiber der Anlage dauerhaft aufzubewahren, dass sie auf Verlangen sofort vor-

gelegt werden können. 

 

Hinweise: 

Besondere Regelungen i.V.m. Abständen zu Schutzobjekten (z.B. zu Verkehrswegen), 

wie sie in der Musterliste für technische Baubestimmungen des Deutschen Instituts für 

Bautechnik (DIBt) als Schutzmaßnahme benannt sind, dürfen nicht berücksichtigt wer-

den. Rheinland-Pfalz wird als eisgefährdete Region angesehen und die Einhaltung ent-

sprechend großer Schutzabstände ist in der Praxis nicht möglich. 

 

3.2.3.4. Der Betrieb der Rotorblattheizung bei laufender Anlage ist nicht zulässig. 

 

3.2.3.5. Der Betreiber der Anlagen hat sich in jeder Frostperiode in eigener Verantwortung zu 

vergewissern, ob die Anlage bei entsprechendem Eisansatz zuverlässig abschaltet und 

ob Gefahren ausreichend abgewendet werden. Notwendige Anpassungen sind unver-

züglich vorzunehmen und in den Einstellungsprotokollen (mit Name, Datum und Unter-

schrift) festzuhalten. 

 

Hinweis: 

Verbleibende Gefahren durch herabfallendes Eis an der nicht in Betrieb befindlichen An-

lage sind der zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflicht zuzuordnen. Berührt das Vorha-

ben den Pflichtenkreis mehrerer Verkehrssicherungspflichtiger (Betreiber der Anlage / 

Eigentümer der Wege) sollte der Betreiber der Anlage diese über mögliche Gefahren 

durch Eisabfall informieren. Nach vorliegender Kenntnis gibt es derzeit kein Regelwerk 

in dem für die sonstige Gefahren durch Eiswurf konkretisierende Vorgaben im Hinblick 

auf Abmessungen und Dichte von Eisstücken gemacht werden. 

 

3.2.3.6. An den Windenergieanlagen sind wiederkehrende Prüfungen durch Sachverständige 

gemäß der Richtlinie für Windenergieanlagen (Deutsches Institut für Bautechnik-DIBt — 

derzeit Stand 10-2012 — korrigierte Fassung 3-2015) * durchführen zu lassen. 

 

Die Prüfergebnisse sind zu dokumentieren und so aufzubewahren, dass die auf Verlan-

gen sofort vorgelegt werden können. 

 

https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Dokumente/Referat/18/Windenergiean-lagen 

Richtlinie_korrigiert.pdf https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Doku-mente/Refe-

rat/I8/Windenergieanlagen_Richtlinie_korrigiert.pdf 

 

https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Doku-mente/Referat/I8/Windenergieanlagen_Richtlinie_korrigiert.pdf
https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Doku-mente/Referat/I8/Windenergieanlagen_Richtlinie_korrigiert.pdf
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Hinweis:  

 

Die geltenden Anforderungen sind durch die Allgemeinverfügungen der Struktur-und Ge-

nehmigungsdirektionen Nord/Süd (Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz Nr. 40 vom 

26.10.2020 und Nr. 43 vom 16.11.2020) verbindlich geregelt. Danach gilt: 

 

Die wiederkehrenden Prüfungen durch Sachverständige innerhalb der Entwurfslebens-

dauer (meist 20 Jahre) sind nach lnbetriebnahme in der Regel im Abstand von 2 Jahren 

durchzuführen. Das Prüfintervall kann auf 4 Jahre verlängert werden, wenn eine lau-

fende (mindestens jährliche) Wartung und lnspektion durch den Hersteller oder ein War-

tungsunternehmen nachgewiesen ist. Aus der Typenprüfung, den gutachtlichen Stel-

lungnamen zur Maschine und den Rotorblättern (Abschnitt 3 der Richtlinie für Windener-

gieanlagen - DIBt) sowie aus diesbezüglichen Unterlagen des Windenergieanlagenher-

stellers, können sich kürzere Prüfintervalle ergeben. 

 

Dem Sachverständigen sind insofern alle notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu 

stellen. 

 

3.2.3.7. Rechtzeitig vor Ablauf der Entwurfslebensdauer, die der Typenprüfung zugrunde liegt 

(i.d.R. 20 Jahre), ist eine Untersuchung jeder WEA i.V. mit einer gutachterlichen Aus-

sage durchzuführen, ob der weitere Betrieb jeder einzelnen Anlage über die Entwurfsle-

bensdauer hinaus möglich ist. Dabei sind alle für die Beurteilung der Betriebs- und der 

Standsicherheit der WKA erforderliche Aspekte zu betrachten und es ist vom Gutachter 

jeweils eine Aussage zu treffen, wie lange der weitere Betrieb möglich erscheint und 

wann eine erneute Begutachtung zu erfolgen hat. 

 

3.2.3.8. Eine Aufzugsanlage darf erst betrieben werden, nachdem eine Abnahmeprüfung durch 

eine zugelassene Überwachungsstelle nach Betriebssicherheitsverordnung durchge-

führt wurde und in der Prüfbescheinigung sicherheitstechnische Bedenken gegen den 

Betrieb nicht erhoben werden. 

 
3.2.3.9. Aufzugsanlagen sind regelmäßig wiederkehrend von einer zugelassenen Überwa-

chungsstelle prüfen zu lassen (Hauptprüfung). Dazu sind die Prüffristen der Anlage auf 

Grundlage der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln und festzulegen. 

 
Die Prüffrist darf 2 Jahre nicht überschreiten. Zusätzlich zu der Hauptprüfung ist in der 

Mitte des Prüfzeitraums zwischen zwei Prüfungen eine Prüfung von einer zugelassenen 

Überwachungsstelle durchführen zu lassen (Zwischenprüfung). 
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Über das Ergebnis der Prüfung ist eine Prüfbescheinigung zu erteilen. 

 

 
3.3. Baurecht und Brandschutz 

(zuständige Fachbehörde: Untere Bauaufsichtsbehörde sowie Brandschutzdienststelle, 
Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises) 

 
3.3.1. Nach Einstellung des Betriebs der WEA Ka 3 ist diese gemäß § 35 Abs. 5 BauGB mit 

allen Anlagenteilen vollständig abzubauen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Zur Ge-
währleistung dieser Rückbauverpflichtung ist die unter Ziffer 2.1 festgesetzte Sicher-
heitsleistung zu erbringen. 
 

3.3.2. Die geprüfte statische Berechnung ist Grundlage und Bestandteil der Genehmigung. 
 

3.3.3. Die sich aus den Prüfberichten und den dazu gehörigen Gutachten ergebenden Aufla-
gen sind bei der Errichtung und dem Betrieb der WEA zu beachten. 
 

3.3.4. Die Einhaltung der im Prüfbericht über den Nachweis der Standsicherheit aufgeführten 
Auflagen an die Bauausführung sind im Rahmen der Bauüberwachung durch Prüfbe-
rechtigte, Prüfingenieure für Baustatik oder Prüfsachverständige für Standsicherheit zu 
überprüfen. Hierüber ist uns eine Bescheinigung auszustellen. 

 
In der Bescheinigung ist zu dokumentieren: 
 Die ordnungsgemäße Ausführung des Fundaments und Errichtung des Turms und 
 der Vollzug der Auflagen für den Turm und für die Gründung. 

 
Die Bescheinigung ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde spätestens zur Inbetriebnahme 
der jeweiligen Anlage vorzulegen.  
 

3.3.5. Der Unteren Bauaufsichtsbehörde ist darüber hinaus auch die Bescheinigung über die 
Bauüberwachung des Sachverständigen für Erd- und Grundbau bis zur Fertigstellung 
des Bauvorhabens vorzulegen. 
 

3.3.6. Die Überwachung der sonstigen Bauarbeiten muss gem. § 56a LBauO durch sachver-
ständige Personen erfolgen. Bis zur Fertigstellung der Baumaßnahme ist uns hierüber 
eine Erklärung der verantwortlichen sachverständigen Person vorzulegen.  
 

3.3.7. Die WEA muss mit einem Sicherheitssystem versehen sein, das jederzeit einen sicheren 
Zustand der Anlage gewährleistet. 

 
Das Sicherheitssystem muss in der Lage sein, 
 die Drehzahl des Rotors innerhalb des zulässigen Drehzahlbereichs zu halten, 
 bei Lastabwurf, Kurzschluss, Netzausfall oder bei Betriebsstörungen die Anlage in 

einem ungefährlichen Zustand zu halten und 
 bei normalem Betrieb den Rotor in Ruhestellung (Parkstellung) zu bringen. 

 
Das Sicherheitssystem muss außerdem 
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 redundant ausgelegt sein und 
 mit einem Erschütterungsfühler gekoppelt sein. 

 
3.3.8. Es sind mindestens zwei voneinander unabhängige, automatische ohne zeitliche Verzö-

gerung einsetzende Bremssysteme erforderlich. Jedes Bremssystem muss in der Lage 
sein, den Rotor auf eine unkritische Drehzahl abzubremsen. 
 

3.3.9. Vor Inbetriebnahme der Anlage ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde die ordnungsge-
mäße Installation des Blitzschutzsystems durch eine Fachunternehmerbescheinigung zu 
bestätigen. 
 

3.3.10. Die Blitzschutzanlagen sind wiederkehrend alle fünf Jahre durch einen Sachkundigen zu 
überprüfen. 
 

3.3.11. Sofern sich aus den Prüfprotokollen des Prüfsachverständigen für Baustatik nicht etwas 
Anderes ergibt, ist jede WEA in Zeitabständen von höchstens zwei Jahren folgenden 
regelmäßigen Prüfungen zu unterziehen: 
 Die Sicherheitseinrichtungen und die übertragungstechnischen Teile auf Funktions-

tüchtigkeit bei Betrieb und Stillstand unter Berücksichtigung der gegenseitigen Be-
einflussung, 

 die Rotorblätter auf Steifigkeit, auf Beschaffenheit der Oberfläche und auf Rissbil-
dung. 

Die zweijährigen Prüfintervalle dürfen auf vier Jahre verlängert werden, wenn durch von 
der Herstellerfirma autorisierte Sachkundige eine laufende (mindestens jährliche) In-
spektion und Wartung der Windkraftanlage durchgeführt wird. 
 
Der Betreiber hat die Prüfungen auf seine Kosten durch den Hersteller oder einen fach-
kundigen Wartungsdienst durchführen zu lassen. 
Die Ergebnisse der wiederkehrenden Prüfungen sind zu dokumentieren.  
 

3.3.12. Bei von Sachverständigen festgestellten Mängeln, ist ein Zeitrahmen für die fachge-
rechte Reparatur anzugeben. Bei Mängeln, die die Standsicherheit der Windenergiean-
lagen gefährden oder durch die Gefahren von der Maschine oder den Rotorblättern aus-
gehen können, ist die Anlage unverzüglich außer Betrieb zu setzen. Die Wiederinbe-
triebnahme nach Beseitigung der Mängel setzt die Freigabe durch den Sachverständi-
gen voraus.  
 

3.3.13. Die WEA müssen eine Vorrichtung zur Arretierung der beweglichen Teile haben, damit 
Überprüfungen sowie Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten gefahrlos durchgeführt 
werden können. 
 

3.3.14. Die Bereiche der Windenenergieanlagen die von möglichem Eisfall betroffen sind, sind 
durch entsprechende Warnhinweisschilder zu kennzeichnen.  
 

3.3.15. Brandschutzkonzept Typ ENERCON E-138 EP3/E2/131/HAST Indes B mit Stand vom 
30.07.2020 der Sachverständigen für den vorbeugenden baulichen Brandschutz, Frau 
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Dipl.-Ing. Monika Tegtmeier, Eichhörnchenweg 15 in 26209 Sandkrug, ist fester Be-
standteil dieser Genehmigung. Die darin aufgeführten Maßnahmen sind vollumfänglich 
umzusetzen. 
 
 

3.4. Naturschutz und Landschaftspflege 
(zuständige Fachbehörde: Untere Naturschutzbehörde, Kreisverwaltung des Rhein-
Lahn-Kreises; Landesamt für Umwelt (LfU), Mainz) 

 
3.4.1. Die im aktualisierten Fachbeitrag Naturschutz (FBN) mit integriertem UVP-Bericht 

(Stand vom 22.03.2023), sowie die teilweise in den weiteren Fachgutachten (vgl. Anlage 
1 „Vögel und Fledermäuse“) dargestellten Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen sind vollumfänglich und wie beschrieben umzusetzen, 
soweit in diesem Bescheid keine abweichenden Regelungen und Bestimmungen 
getroffen werden. 
 

3.4.2. Für die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen dürfen nur Gehölze gepflanzt und 
Saatgut ausgebracht werden, welche(s) aus dem Ursprungsgebiet 7 „Rheinisches 

Bergland“, Produktionsraum 4 „Westdeutsches Berg- und Hügelland“ stammen/stammt. 

Ein Nachweis über die Herkunft ist der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 
 

3.4.3. Für die vorgezogene Ausgleichsmaßnahme A3 (CEF-Maßnahme) ist anzumerken, dass 
im Gegensatz zu klassischen Kompensationsmaßnahmen der Maßnahmenerfolg durch 
Nachweise bestätigt werden muss. Vor der Durchführung des Eingriffes, ist durch ein 
maßnahmenbezogenes Monitoring zunächst der Funktionsnachweis der Maßnahme zu 
erbringen. Auf Basis eines populationsbezogenen Monitorings ist in den Jahren nach  
dem Eingriff zu prüfen, ob die umgesetzten Maßnahmen von den durch das Vorhaben 
beeinträchtigten Tierarten angenommen wurden. Bei einer ausbleibenden 
Besiedlung/Annahme ist, in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde, eine 
Anpassung der Maßnahmen erforderlich.  
 

3.4.4. Die Einhaltung und Kontrolle, der für die Dauer der Baumaßnahme entwickelten natur- 
und artenschutzrechtlichen Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen und die 
Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen, ist durch die Beauftragung einer 
ökologischen Baubegleitung (ÖBB) sicherzustellen. Die auf dem Gebiet des 
Naturschutzes erfahrene Person ist der UNB schriftlich zu benennen. Die Begehungen 
der ÖBB haben regelmäßig sowie bauabschnittsweise zu erfolgen und sind 
entsprechend in Berichten (§ 17 Abs. 7 BNatSchG) zu protokollieren und der UNB, 
innerhalb von zwei Wochen nach erfolgter Begehung, vorzulegen. Die Festlegung 
notwendiger weiterer Maßnahmen auf Grundlage dieser Berichte bleibt vorbehalten. 
 

3.4.5. Die für die Baumaßnahme beauftragten Firmen sind vor Beginn der Maßnahme durch 
die ÖBB einzuweisen. 
 

3.4.6. Bei der Herstellung von erforderlichen Zuwegungen, Fundamenten und Kranstellflächen 
sind die angrenzenden Wald- und Gehölzstrukturen durch geeignete Maßnahmen gegen 
unbeabsichtigte Beeinträchtigungen (Befahren, Materialablagerungen, etc.) zu 
schützen. Die Bau- und Arbeitsflächen sind auf den unbedingt notwendigen Umfang zu 
beschränken. 
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3.4.7. Die erforderlichen Rodungsarbeiten sind außerhalb der gesetzlichen Schonzeiten im 
Zeitraum vom 01.10. bis 28./29.02. umzusetzen.  
Pflanzbestände und Vegetationsflächen außerhalb des Baufeldes sind in der gesamten 
Bauphase gemäß DIN 18920 zu schützen. 
Die festgelegten Pflanzungen sind in der auf die Fertigstellung/Inbetriebnahme folgende 
Pflanzperiode (November bis Mai) herzustellen und dauerhaft zu unterhalten (vgl. 
Maßnahmenblätter).  
 

3.4.8. Vorbehaltlich der aus Gründen der Flugsicherheit vorgeschriebenen Kennzeichnungen, 
sind die zwei Windkraftanlagen in dem Farbton RAL 7038 (achatgrau) auszuführen. 
Zusätzlich ist eine nicht reflektierende, matte Farbgebung (Beachtung der Glanzgrade) 
für die gesamte Anlage zu wählen.  
 

3.4.9. Freistehende Trafostationen (nicht in den Stammfuß der Anlage integriert) sind in dem 
Farbton RAL 6003 (olivgrün) auszuführen. 

 
3.4.10. In Bezug auf die „Abschaltzeiten für die geplanten WEA zum Schutz des 

Wespenbussards“ sind die vorgetragenen Abschaltbedingungen anzuwenden. Damit ist 
die WEA Ka3 im Zeitraum vom 01.05. bis 31.08. des jeweiligen Betriebsjahres von 09:00 
bis 15:00 Uhr abzuschalten, wenn die Windgeschwindigkeit ≤ 4,6 m/s (gemessen im 

Gondelbereich) beträgt.  

Der Vorhabenträger hat die Möglichkeit, in jedem Betriebsjahr ein optionales Monitoring 
durchzuführen, um bei einer nachweislich nicht stattfindenden Brut die Abschaltzeiten 
auszusetzen. Dieses vorgeschlagene Monitoring ist dann gemäß den Ausführungen in 
Kapitel 5.4 des Fachbeitrags Naturschutz (Stand 22.03.2023) sowie Anlage 1l und unter 
Beachtung der Anpassungen wie folgt durchzuführen: 

1) Horstsuche in der laubfreien Periode, ggf. ergänzende Nachsuche bei einem 
vermuteten Horstneubau nach Ankunft der Wespenbussare im Brutgebiet 

2) Wöchentliche Nestkontrolle auf Besatz ab Eintreffen der Wespenbussarde im 
Brutgebiet (bis zum 15. Juni), sowie ergänzend eine Wespenbussard-Erfassung/-
Monitoring im 1.000 m Umkreis (beschränkt auf Waldflächen) mit zwei 
Beobachtungsstandorten (außerhalb des Waldes auf geeigneten Standorten) und 
einer Erfassungsintensität von mindestens 3 Stunden je Beobachtungsstandort 
und -woche 

3) Nachkontrolle Bruterfolg wie in Anlage 1l der Antragsunterlagen dargestellt 

Eine Aufhebung der vorgesehenen Abschaltung ab dem 15. Juni in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde setzt voraus, dass im 1.000m Umkreis keines nach 
anerkannten Kriterien (Brutzeitcodes gemäß www.ornitho.de) als „wahrscheinliches 

Brüten/Brutverdacht (B)“ oder „sicheres Brüten/Brutnachweis (C)“ feststellbares 

Verhalten von Wespenbussarden gezeigt wurde. Das bedeutet wiederum, dass lediglich 
bis zur Feststellung von „mögliches Brüten/Brutzeitfeststellung (A)“ oder trotz 

mehrfacher Erfassungsgänge keine, bzw. keine gemäß den A- und B-Kategorien 
zuzuordnenden Verhaltensweisen festgestellt wurden. 
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Bei Durchführung des optionalen Monitorings sind die markierten Horstbäume im jährli-
chen Bericht zum Untersuchungsergebnis mit den entsprechenden Geodaten und 
Fachinformationen (Vogelart, Nestbesetzung ja/nein, etc.) zu vermerken 
 

3.4.11. Das beschriebene Höhenmonitoring zur Reduzierung des Kollisionsrisikos für 
Fledermäuse ist gemäß den Ausführungen des Fachbeitrags Naturschutz und folgender 
Ablaufbeschreibung umzusetzen: 
 
1. Monitoring-Jahr 
01.04. bis 31.08.: 1h vor Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 
01.09. bis 31.10.: 3h vor Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 
 
Abschaltungen sind in diesem Zeitraum im ersten Monitoring-Jahr bei 
Windgeschwindigkeiten <6 m/s und Temperaturen ab 10 °C in Gondelhöhe 
vorzunehmen. 
 
Die Daten der Auswertung des Monitorings, dass Betriebsprotokoll (als Nachweis der 
Abschaltung), die Ergebnisse der Klimadaten-Messung (als Grundlage für die 
Festlegung eines Abschaltalgorithmus), sowie das weitere Vorgehen und Vorschläge 
zum Abschaltalgorithmus sind der Unteren Naturschutzbehörde in Berichtsform bis 
Januar des folgenden Jahres vorzulegen. Es erfolgt die Abstimmung zur Festlegung 
eines Abschaltalgorithmus für das 2. Monitoring-Jahr. 
 
2. Monitoring-Jahr 
Abschaltungen nach neu festgelegtem Abschaltalgorithmus (siehe 1. Monitoring-Jahr) 
und Fortsetzung des Monitorings im Zeitraum vom 01.04. bis 31.10. 
 
Die Daten der Auswertung des Monitorings, das Betriebsprotokoll (als Nachweis der 
Abschaltung), die Ergebnisse der Klimadaten-Messung (als Grundlage für die 
Festlegung eines Abschaltalgorithmus), sowie das weitere Vorgehen und Vorschläge 
zum Abschaltalgorithmus sind der Unteren Naturschutzbehörde in Berichtsform bis 
Januar des folgenden Jahres vorzulegen. Es erfolgt die abschließende Abstimmung zur 
Festlegung eines Abschaltalgorithmus ab dem 3. Jahr. 
 
Der beschriebene Witterungsparameter Niederschlag ist durch die Messung der 
Luftfeuchtigkeit (%) zu ersetzen. Die Messungen bzw. Messdaten für die Parameter 
Temperatur (°C), Windgeschwindigkeit (m/s) und Luftfeuchtigkeit (%) sind an bzw. auf 
der Gondel zu erfassen. 
 
 

3.5. Luftverkehrsrecht 
(zuständige Fachbehörde: Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Fachgruppe Luft-
verkehr; Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn) 
 
Aus zivilen Hindernisgründen und militärischen Flugbetriebsgründen bestehen gegen 
die Errichtung der Windenenergieanlagen keine Bedenken. Die luftrechtliche Zustim-
mung gem. § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) wird unter Beachtung nachstehender Ne-
benbestimmungen erteilt. 
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3.5.1. Für die Tageskennzeichnung sind die Rotorblätter außen beginnend durch drei Farb-
streifen in jeweils sechs Meter Breite in den Farben verkehrsorange (RAL 2009) in Ver-
bindung mit verkehrsweiß (RAL 9016) oder in den Farben verkehrsrot (RAL 3020) in 
Verbindung mit verkehrsweiß (RAL 9016) oder den Grautönen grauweiß (RAL 9002), 
achatgrau (RAL 7038) oder lichtgrau (RAL 7035) zu markieren. 
Die äußere Farbe muss verkehrsorange oder verkehrsrot sein. 
 

3.5.2. Das Maschinenhaus ist mit einem mindestens zwei Meter hohen Streifen in 
verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) auf halber Höhe des 
Maschinenhauses rückwärtig umlaufend zu markieren. Der Streifen darf durch grafische 
Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente 
dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 
Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in verkehrsorange (RAL 2009) oder 
verkehrsrot (RAL 3020) beginnend in 40 Metern über Grund zu markieren. Die 
Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten 
versetzt angeordnet werden. 
 

3.5.3. Für die Nachtkennzeichnung ist auf dem Dach des Maschinenhauses ein Feuer W, rot 
oder Feuer W, rot ES anzubringen. Feuer W, rot und Feuer W, rot ES sind rot blinkende 
Rundstrahlfeuer (100 cd) gemäß Anhang 2 der AVV. Die Taktfolge der Feuer W, rot oder 
Feuer W, rot ES beträgt 1 s hell + 0,5 s dunkel + 1 s hell + 1,5 s dunkel (= 4 Sekunden). 
Die Nennlichtstärke der Feuer W, rot ES kann sichtweitenabhängig reduziert werden. 
Bei Sichtweiten über 5 Kilometern darf die Nennlichtstärke auf 30 % und bei Sichtweiten 
über 10 Kilometern auf 10 % reduziert werden. Die Sichtweitenmessung hat nach den 
Vorgaben des Anhangs 4 der AVV zu erfolgen. Die Einhaltung der geforderten 
Nennlichtstärken ist nachzuweisen. 
Die Feuer müssen durch einen Dämmerungsschalter bei Unterschreitung einer Schalt-
schwelle zwischen 50 bis 150 Lux aktiviert werden. 
 

3.5.4. Am Turm der Windenergieanlage ist auf der halben Höhe zwischen Grund und der 
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach eine Befeuerungsebene, bestehend 
aus Hindernisfeuer (ES) anzubringen. Hindernisfeuer (ES) sind dauerhaft rot leuchtende 
Rundstrahl- oder Teilfeuer (mindestens 10 cd) gemäß Anhang 1 der AVV. Sofern aus 
technischen Gründen erforderlich, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um 
bis zu fünf Meter nach oben oder unten abgewichen werden. Aus jeder Richtung müssen 
mindestens zwei Hindernisfeuer pro Ebene sichtbar sein. Die Feuer müssen durch einen 
Dämmerungsschalter bei Unterschreitung einer Schaltschwelle zwischen 50 bis 150 Lux 
aktiviert werden. 
 

3.5.5. Die gemäß § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) verpflichtend 
einzubauende bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung (BNK), ist dem Landesbetrieb 
Mobilität Rhein-land-Pfalz (LBM), Fachgruppe Luftverkehr, Gebäude 6670, 55483 Hahn-
Flughafen als zuständige Luftfahrtbehörde, vor der Inbetriebnahme anzuzeigen. Der 
Anzeige sind 
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(a) der Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch eine 
vom Bundesministerium für Verkehr und digitale lnfrastruktur benannten SteIle und 

(b) der Nachweis des Herstellers und/oder des Anlagenbetreibers über die 
standortbezogene Erfüllung der Anforderungen auf Basis der Prüfkriterien nach 
Anhang 6 Nummer 2 der AVV 

 
beizufügen. 
 

3.5.6. Auf dem Dach des Maschinenhauses ist zusätzlich eine lnfrarotkennzeichnung 
anzubringen. Infrarotfeuer sind blinkende Rundstrahlfeuer gemäß Anhang 3 der AVV mit 
einer Wellenlänge von 800 bis 940 nm. Die Taktfolge der Infrarotfeuer beträgt 0,2 s hell 
+ 0,8 s dunkel (= 1 Sekunde). 
 

3.5.7. Die Windenergieanlagen können als Windenergieanlagen-Block zusammengefasst 
werden und nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks bedürfen einer Kennzeichnung 
durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Die Anlagen WEA Ka 3 überragt 
die sie umgebenden Hindernisse signifikant und ist daher ebenfalls zu kennzeichnen. 
Die Tagesmarkierung durch Farbauftrag ist hiervon ausgenommen. 

 
3.5.8. Alle Feuer dürfen in keiner Richtung völlig vom Hindernis verdeckt werden und es muss 

sichergestellt sein, z.B. durch Dopplung der Feuer, dass mindestens ein Feuer aus jeder 
Richtung sichtbar ist. 

 
3.5.9. Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein 

„redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die 
Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % 
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. 

 
3.5.10. Ein Ersatzstromversorgungskonzept, das für den Fall einer Störung der primären 

elektrischen Spannungsversorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden 
gewährleistet, ist vorzulegen. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer 
bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der 
Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die 
Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. 
Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung. 
 

3.5.11. Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der zuständigen 
NOTAM-Zentrale unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so 
schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM- 
Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung nach Ablauf von 
zwei Wochen nicht möglich, so ist erneut die NOTAM-Zentrale sowie die zuständige 
Genehmigungsbehörde zu informieren. 
 

3.5.12. Die Blinkfolge der eingesetzten Blinkfeuer ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 
00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 
ms zu starten. 
 

3.5.13. Die geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen der jeweiligen Bauhöhe 
anzubringen. Dies gilt auch, wenn noch kein Netzanschluss besteht. 



Rhein-Lahn-Kreises   Genehmigung 1 WEA Ka 3 Katzenelnbogen/Einrich  vom 18.01.2024 
 
     

  Seite 24 von 63 

 
3.5.14. Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer 

Tageskennzeichnung und an der höchsten SteIle mit einer Nachtkennzeichnung zu 
versehen. 

 
3.5.15. Zur Veröffentlichung im Luftfahrthandbuch sind der 

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
Am DFS-Campus 

63225 Langen 
und nachrichtlich dem 
 

Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM) 
Fachgruppe Luftverkehr 

Gebäude 667C 
55483 Hahn-Flughafen 

unter Angabe des Aktenzeichens Rh-Pf 2219 c 

a. mindestens sechs Wochen vor Baubeginn und 
b. spätestens vier Wochen nach Fertigstellung anzuzeigen 

a) der Name des Standortes mit Gemarkung, Flur und Flurstücken, 
b) die Art des Luftfahrthindernisses, 
c) die geografischen Standortkoordinaten in Grad, Minuten und Sekunden 

unter Angabe des entsprechenden Bezugsellipsoids, 
d) die Höhe der Bauwerksspitze in Meter über Grund und in Meter über 

NN, 
e) die Art der Kennzeichnungen (Beschreibung) 
f) sowie ein Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer, der einen 

Ausfall der Befeuerung oder der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 
meldet bzw. für die lnstandsetzung zuständig ist. 

 
3.5.16. Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I.3 per Mail 
(baiudbwtoeb@bundeswehr.org) unter Angabe des Zeichens IV-0879-23-BIA mit den 
endgültigen Daten:Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in 
WGS 84, Höhe über Erdoberfläche und Gesamthöhe über NHN anzuzeigen. 

  

mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org
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3.6. Straßenrecht 

(zuständige Fachbehörde: Landesbetrieb Mobilität (LBM) Diez; Straßenverkehrsbe-
hörde Rhein-Lahn-Kreis) 

 
3.6.1. Straßenrechtliche Bestimmungen: 

 
3.6.1.1. Dem Straßeneigentum und den straßeneigenen Entwässerungsanlagen darf kein 

Abwasser und kein gesammeltes Oberflächenwasser zugeführt werden. Die 
bestehenden Straßenentwässerungseinrichtungen der Straße dürfen durch das 
Bauvorhaben sowie die damit verbundenen Maßnahmen in keinster Weise 
beeinträchtigt werden. 
 

3.6.1.2. Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, Verunreinigungen der klassifizierten Straße, die im 
Zufahrtsbereich durch die Benutzung verursacht werden, unverzüglich auf seine Kosten 
zu beseitigen. 
 
 

3.6.1.3. Bei lnanspruchnahme oder Benutzung von Straßeneigentum bzw. bei Veränderung von 
Straßenanlagen ist das Einverständnis des Landesbetriebs Mobilität Diez einzuholen, 
ggfls. ist ein entsprechender Vertrag abzuschließen. 

 
3.6.2. Sondernutzungsrechtliche Bestimmungen für Zufahrten: 

 
3.6.2.1. Für das vorbezeichnete Bauvorhaben wird die verkehrliche Erschließung mit der 

beantragten Zustimmung über die auszubauenden Wirtschaftswegeanschlüsse im Zuge 
der K 51 links und rechts bei ca. Station 2,700 auf jederzeitigen Widerruf erlaubt. Der 
Ausbau der Wirtschaftswege hat entsprechend der im 12. Kapitel Erschließung und 
Zufahrtsnachweise vorgelegten Detailpläne zu erfolgen. 
Sämtliche Arbeiten sind mit der örtlichen Straßenmeisterei Bogel, Tel.-Nr. 06772/93100 
vor Ort abzustimmen. 
Die in den Planunterlagen dargestellten Sichtfelder sind dauerhaft freizuhalten. 
Eventuell in das Sichtfeld hereinragender Bewuchs ist entsprechend zu entfernen. Der 
Herstellung einer neuen Zufahrt an die freie Strecke der K 51 wird von Seiten des 
Landesbetriebs Mobilität Diez nicht zugestimmt. 
 

3.6.2.2. Die Erlaubnis gilt nur für den Erlaubnisnehmer und seine Rechtsnachfolger, soweit diese 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte der nachfolgenden Grundstücke sind: 

 
Flur 9, Flurstück 2990/1 Klingelbach 
Flur 9, Flurstück 2983/7 Klingelbach 
Flur 9, Flurstück 2983/6 Klingelbach 
Flur 9, Flurstück 2983/9 Klingelbach 
Flur 9, Flurstück 2990/2 Klingelbach 

Der Rechtsnachfolger hat dem Landesbetrieb Mobilität Diez innerhalb von drei Monaten 
die Rechtsnachfolge anzuzeigen. Bis zur Anzeige bleibt der bisherige 
Eigentümer/Nutzungsberechtigte verpflichtet. 
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3.6.2.3. Alle im Zusammenhang mit dem Bestand und der Ausübung der Sondernutzung sich 
ergebenden Mehraufwendungen und Schäden sind der Straßenbaubehörde zu 
ersetzen. 
 

3.6.2.4. lst für die Ausführung der Zufahrt eine behördliche Genehmigung, Erlaubnis oder dgl. 
nach anderen Vorschriften oder eine privatrechtliche Zustimmung Dritter erforderlich, so 
hat sie der Erlaubnisnehmer einzuholen. Vor Beginn der Bauarbeiten hat sich der 
Erlaubnisnehmer insbesondere zu erkundigen, ob im Bereich der Zufahrt Kabel, 
Versorgungsleitungen oder dergleichen verlegt sind.  
 

3.6.2.5. Verunreinigungen sind zu vermeiden bzw. unverzüglich und ohne besondere 
Aufforderung wieder zu beseitigen, so dass die Verkehrssicherheit jederzeit gegeben ist 
(§ 40 Abs. 1 LStrG). 

 
Während der Bauphase sind entsprechende geeignete Reinigungsgerätes z.B. 
selbstaufnehmende Kehrmaschine, ständig vor Ort bereitzuhalten, so dass 
auftretende Verschmutzungen unverzüglich beseitigt werden können. Bei 
entsprechender Witterung mit daraus resultierenden Straßenverschmutzungen 
behält sich der LBM Diez vor, die Baustellenzufahrt im Hinblick auf die 
Verkehrssicherheit zu schließen bzw. die Nutzung zu untersagen. 
 

3.6.2.6. Vor Beginn der Bauarbeiten sind dem Landesbetrieb Mobilität(LBM), Goethestraße 9, 
65582 Diez, die bauausführende Firma, Name, Vorname, Telefonnummer sowie auch 
Handy-Nr. des oder der verantwortlichen Bauleiter sowie deren Vertreter während und 
nach der Arbeitszeit zu benennen, um in dringenden Fällen eine ständige Erreichbarkeit 
eines Verantwortlichen sicherzustellen. Etwaige spätere diesbezügliche Änderungen 
sind dem LBM Diez ohne besondere Aufforderungen zu melden. 
 

3.6.2.7. Die Arbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs 
möglichst wenig beeinträchtigt wird. Der Erlaubnisnehmer hat alle zum Schutz der 
Straße und des Straßenverkehrs erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Baustellen sind 
abzusperren und zu kennzeichnen. Hierzu wird auf § 45 der Straßenverkehrsordnung 
(StV0) verwiesen. Verkehrsbehördliche Maßnahmen für den Ausbau und Nutzung der 
Zufahrt sind zuvor bei der Verkehrsbehörde des Rhein-Lahn-Kreises zu beantragen. 
 

3.6.2.8. Die Erlaubnis erlischt durch Widerruf oder Aufgabe der Nutzung. Die Aufgabe der 
Nutzung ist dem Landesbetrieb Mobilität Diez unverzüglich anzuzeigen. 

 
3.6.2.9. Die Zufahrt ist stets ordnungsgemäß zu unterhalten und auf Verlangen der 

Straßenbaubehörde auf Kosten des Erlaubnisnehmers zu ändern, soweit dies aus 
Gründen des Straßenbaues oder des Straßenverkehres erforderlich ist. 

 
 

3.7. Forstrecht 
(zuständige Fachbehörde: Forstamt Nastätten) 

 
3.7.1. Das zur Rodung in Anspruch genommene Grundstück ist spätestens innerhalb von zwei 

Jahren nach Ablauf der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung ordnungsgemäß 
wieder aufzuforsten. 
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3.7.2. Die Wiederaufforstung der temporären Rodungsflächen, deren Inanspruchnahme 

kurzfristig als Montage-, Lager- und Freiflächen notwendig sind, hat innerhalb eines 
Jahres nach Inbetriebnahme der Anlagen zu erfolgen. 

 
3.7.3. Für den Fall, dass in den Wiederaufforstungen Ausfälle von mehr als 30% der 

ausgebrachten Pflanzen zu verzeichnen sind, ist längstens für die Zeit von 8 (acht) 
Jahren nachzubessern. Während dieses Zeitraums obliegt der Antragstellerin auch die 
Pflege und der Schutz der Wiederaufforstungen. 

 
3.7.4. Die v. g. Wiederaufforstungen haben in Abstimmung mit dem örtlich zuständigen 

Forstamt (derzeit Forstamt Nastätten) im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 LWaldG zu erfolgen. 
 

3.7.5. Baubeginn und Bauende sind der Unteren Forstbehörde (Forstamt Nastätten) 
anzuzeigen. 

 
3.7.6. Baubedingte Beeinträchtigungen der Waldflächen und der Waldfunktionen müssen auf 

das bei der Errichtung der Windkraftanlagen unumgängliche Maß beschränkt bleiben. 
Weitere, über die gegenwärtige Umwandlungsgenehmigung hinausgehende 
Beeinträchtigungen des Waldes und seiner Stabilität zur Ermöglichung eines 
störungsfreien Betriebes von Windenergieanlagen (z.B. durch Rückschnitt, 
Wipfelköpfung oder gar weitere Rodungsmaßnahmen) scheiden daher grundsätzlich 
aus. 

 
Vielmehr muss umgekehrt vom Anlagenbetreiber sichergestellt werden, dass 
betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Waldes durch die Windenergieanlagen 
ausgeschlossen sind. Aus Gründen des Erhalts der Bestandsstabilität sind deshalb  
mindestens 15 m Abstand zwischen der standörtlich bedingt maximal erreichbaren Höhe 
der Bäume und dem unteren Rotorblattende zu gewährleisten.  Hierbei ist von einem 
maximalen Baumhöhenwachstum von 40 m auszugehen. Entscheidend ist deshalb, 
dass der tiefste Punkt des Rotorblattes mindestens 55 m über der Geländeoberkante 
liegt. 
 

3.7.7. Ein weiterer Ausbau von Zuwegungen und mit diesen in Zusammenhang stehenden 
baumfrei zu haltenden Zonen (Spalte 4 und Spalte 9 der Rodungstabelle) für den 
Transport und den Bau der Windenergieanlagen, der über den in dieser 
Umwandlungsgenehmigung enthaltenen Umfang hinausgeht, ist ausgeschlossen. 
 

3.7.8. Da im Wald das freie Betretungsrecht gilt, ist vom Anlagenbetreiber sicherzustellen, dass 
Eiswurf von den Windenergieanlagen durch entsprechende Vorkehrungen nach dem 
neuesten Stand der Technik ausgeschlossen wird. Gleiches gilt für dem Wald drohende 
Brandereignisse, die durch den Bau, die Unterhaltung und den Betrieb der 
Windenergieanlagen eintreten können. Daher sind Windenergieanlagen am und 
insbesondere im Wald mit Brandmeldeeinrichtungen auszustatten. Die Zufahrtswege 
müssen ganzjährig für die Feuerwehr erreichbar und befahrbar sein sowie ein maxi-
males Gesamtgewicht von 40 t und eine Achslast von 12 t tragen können. Die Zufahrten 
zu den Windenergieanlagen müssen in der Regel eine lichte Breite von mindestens 5,50 
m und eine lichte Höhe von mindestens 5,00 m haben. Die Eigentümer oder Betreiber 
von Windenergieanlagen sind verpflichtet, alle notwendigen organisatorischen 
Vorkehrungen zu treffen, insbesondere betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpläne 
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aufzustellen und fortzuschreiben, die mit den Alarm- und Einsatzplänen der Gemeinden 
und den anderen an der Gefahrenabwehr beteiligten Stellen im Einklang stehen. Jede 
Planung muss Hinweise auf die Erreichbarkeit der nächst stationierten 
Feuerwehrfacheinheit "Höhenrettung" oder einer vergleichbaren Organisation ent-
halten. Gemäß DIN 14096 ist eine Brandschutzordnung zu erstellen. Alle Firmen, die 
Arbeiten auf bzw. in einer Windenergieanlage durchführen, müssen in der Lage sein, bei 
Gefahr Mitarbeiter selbst aus der Anlage zu retten. Sämtliche Anlagen sollten gemäß 
dem Windenergieanlagen-Notfallinformationssystem (WEA-NIS) des "Arbeitskreises für 
Sicherheit in der Windenergie (AkSiWe)" oder anderen adäquaten Notfallsystemen 
gekennzeichnet und in einem Kataster, das relevante Daten zu Standort/Gemarkung, 
UTM-Koordinaten, Nabenhöhe, Rotordurchmesser etc. enthält, katalogisiert sein. 

 
 
 

3.8. Wasser-, Abfall-, Bodenschutz- und Bergrecht 
(zuständige Fachbehörden: SGD Nord (Regionalstelle, Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz) Montabaur / Untere Wasserbehörde, Kreisverwaltung des Rhein-
Lahn-Kreises / Landesamt für Bergbau und Geologie Rheinland-Pfalz - LGB) 
 

3.8.1. Nebenbestimmungen zum Betrieb von WEA außerhalb von Wasserschutzgebieten 
- Anforderungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

 
3.8.1.1. Die Anlagen zum Verwenden wassergefährdender Stoffe müssen dicht, standsicher und 

gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Einflüssen 
hinreichend widerstandsfähig sein (§ 17 Absatz 2 AwSV). Die Anlagen dürfen nur 
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik beschaffen sein sowie 
errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden (§ 62 Absatz 2 WHG). Dazu 
zählen insbesondere die in § 15 AwSV genannten Regeln, unter anderem die im DWA-
Regelwerk als Arbeitsblätter veröffentlichten technischen Regeln wassergefährdender 
Stoffe (TRwS). 
 

3.8.1.2. Transformatoren und andere Anlagenteile, in denen sich flüssige wassergefährdende 
Stoffe befinden, müssen nach Maßgabe des § 18 AwSV über eine 
flüssigkeitsundurchlässige Rückhalteeinrichtung verfügen. Das Rückhaltevolumen muss 
mindestens dem Volumen entsprechen, das bei Betriebsstörungen bis zum 
Wirksamwerden geeigneter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann. 
 

3.8.1.3. Kann bei einer Betriebsstörung nicht ausgeschlossen werden, dass wassergefährdende 
Stoffe aus Anlagenteilen austreten, sind unverzüglich Maßnahmen zur 
Schadensbegrenzung zu ergreifen (§ 24 Absatz 1 AwSV). Die Anlage ist unverzüglich 
außer Betrieb zu nehmen, wenn eine Gefährdung oder Schädigung eines Gewässers 
nicht auf andere Weise verhindert werden kann; soweit erforderlich, ist die Anlage zu 
entleeren. 
 

3.8.1.4. Tritt ein wassergefährdender Stoff in einer nicht nur unerheblichen Menge aus, ist dies 
unverzüglich der Unteren Wasserbehörde, der nächsten allgemeinen Ordnungsbehörde 
oder der Polizei zu melden (§ 24 Absatz 2 AwSV, § 65 Absatz 3 LWG). Die Verpflichtung 
besteht auch bei dem Verdacht, dass wassergefährdende Stoffe in einer nicht nur 
unerheblichen Menge bereits ausgetreten sind, wenn eine Gefährdung eines Gewässers 
oder von Abwasseranlagen nicht auszuschließen ist. 
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3.8.1.5. Es sind Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung sowie Maßnahmen zum 

Aufnehmen von Leckagen vorzusehen, beispielsweise Abschalten von Pumpen, 
Schließen von Absperreinrichtungen, Verwendung von Bindemitteln, Reinigung der 
Flächen, Abpumpen oder Absaugen aus Rückhalteeinrichtungen. Die dazu notwen-
digen Materialien und Hilfsmittel sind in ausreichender Menge ständig vorzuhalten. 
 

3.8.1.6. Ausgetretene wassergefährdende Stoffe sind so schnell wie möglich - längstens 
innerhalb der maximal zulässigen Beanspruchungsdauer der Rückhalteeinrichtung - von 
Dichtflächen zu entfernen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Dies gilt auch für 
betriebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste. 
 

3.8.1.7. Die bei einer Betriebsstörung angefallenen festen oder flüssigen Gemische sind 
ordnungsgemäß entweder als Abfall zu entsorgen oder als Abwasser zu beseitigen. 
 

3.8.1.8. Für die Anlage(n) zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist eine Anlagen-
dokumentation gemäß § 43 AwSV zu führen, in der die wesentlichen lnformationen über 
die Anlage(n) enthalten sind. Die Dokumentation ist bei einem Wechsel des Betreibers 
an den neuen Betreiber zu übergeben. 
 

3.8.1.9. Nach Maßgabe des § 44 AwSV ist für die Anlage(n) zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (ausgenommen Anlagen nach § 44 Absatz 4) eine 
Betriebs-anweisung vorzuhalten. Darin zu regeln sind insbesondere alle wesentlichen 
Maßnahmen der Betreiberkontrollen, der Instandhaltung, der Instandsetzung, der 
Notfallmaßnahmen und der Prüfungen. Die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
sind festzulegen. Die Betriebsanweisung ist auf Grundlage der Anlagen-dokumentation 
zu erstellen. Sie muss dem Betriebspersonal der Anlage jederzeit zugänglich sein. Das 
Betriebspersonal der Anlage ist regelmäßig zu unterweisen. Einzelheiten zu Aufbau und 
Inhalt der Betriebsanweisung können der TRwS 779 entnommen werden. 

 
 

3.8.1.10. Die Dichtheit von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die 
Funktionsfähigkeit deren Sicherheitseinrichtungen sind regelmäßig zu kontrollieren (§ 
46 Absatz 1 AwSV). Festgestellte Mängel sind zeitnah und soweit nach § 45 AwSV 
erforderlich -  durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV zu beseitigen. 
 

3.8.1.11. Die einsehbaren Anlagenteile der primären Sicherheit (z. B. Behälter, Rohrleitungen) 
und der sekundären Sicherheit (Rückhalteeinrichtungen) sind regelmäßig visuell auf 
ihren Zustand hin zu kontrollieren, insbesondere auch die Fugen oder Schweißnähte 
von Dichtflächen und sonstigen Rückhalteeinrichtungen. 
 

3.8.1.12. Umlade- und Abfüllvorgänge sind regelmäßig visuell auf Leckagen zu kontrollieren. 
Leckagen sind unverzüglich zu beseitigen. 
 

3.8.1.13. Die Verwendungsanlagen mit ihren Rückhalteeinrichtungen sind nach Maßgabe des § 
46 Absatz 2 i. V. m. Anlage 5 AwSV durch einen Sachverständigen im Sinne des § 2 
Absatz 33 AwSV prüfen zu lassen. 

 
Es gelten folgende Prüfzeitpunkte und -intervalle: 
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 Prüfung vor lnbetriebnahme und 
 nach einer wesentlichen Änderung 
 

3.8.1.14. Vom Sachverständigen festgestellte geringfügige Mängel sind innerhalb von 6 
Monaten und, soweit nach § 45 AwSV erforderlich, durch einen Fachbetrieb nach § 62 
AwSV zu beseitigen. Erhebliche und gefährliche Mängel sind dagegen unverzüglich zu 
beseitigen, danach ist die Anlage erneut von einem Sachverständigen prüfen zu lassen 
(§§ 48 Absatz 1 und 46 Absatz 5 AwSV). 
 

 
3.8.2. Weitere wasser- und bodenschutzrechtliche Auflagen: 

 
3.8.2.1. Anfallendes Niederschlagswasser ist vor Ort zu versickern. 

 
3.8.2.2. Sofern es durch die Versickerung des Niederschlagswassers auf dem jeweiligen 

Grundstück des Vorhabens zu Problemen durch Zulauf von Wasser zum 
angrenzenden Grundstück kommt, bleibt die Anordnung weiterer Maßnahmen (z.B. 
Bau einer kleinen Verwallung am Rand der Versickerungsfläche) ausdrücklich 
vorbehalten (§ 100 WHG). 

 
3.8.2.3. Sofern fremdes Bodenmaterial ggfls. für Bodenauffüllungen erforderlich ist, darf nur 

unbelastetes Erdmaterial unter- oder außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht 
gemäß den Vorgaben der Bundesbodenschutzverordnung (neue Fassung) §§ 6 und 8 
und in technischen Bauwerken (z. B. Arbeitsraumverfüllung) gemäß den Vorgaben der 
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) § 19 oder Erdmaterial entsprechend der örtlich geo-
genen Vorbelastung verwendet werden. 

 
3.8.2.4. Die baubedingten Arbeitsräume dürfen ausschließlich mit unbelastetem Erdmaterial 

wiederverfüllt werden, welches unter- oder außerhalb der durchwurzelbaren Boden-
schicht die Vorsorgewerte gem. den Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) § 
19 einhält. 

 
3.8.2.5. Bei der Verwertung mineralischer Abfälle sind die Anforderungen der ErsatzbaustoffV 

sowie der BBodSchV (neue Fassung) einzuhalten. Die bei Rückbau, Sanierung oder 
Reparatur technischer Bauwerke als Abfall anfallenden mineralischen Stoffe und Ge-
mische sind nach Maßgabe des § 24 ErsatzbaustoffV zu handhaben. Nicht minerali-
sche Abfälle sind nach Maßgabe der §§ 9 und 9a KrWG zu handhaben (getrennte 
Sammlung, Vermischungsverbot). 

 
3.8.2.6. Die Verwendung von Bodenmaterial, welches zu einer schädlichen Bodenveränderung 

führen kann, ist nicht zulässig. 
 

3.8.2.7. In die Deckschichten darf nur in dem für die bauliche Abwicklung unabdingbaren Maße 
eingegriffen werden. 
 

3.8.2.8. Die ausgehobenen Erdschichten sind getrennt zu lagern und nach Herstellung des 
Fundamentes entsprechend der vorgefundenen Schichtung wieder einzubauen. Der 
Mutterboden muss in der Örtlichkeit wieder eingebaut werden; überschüssiges 
Bodenmaterial muss fachgerecht entsorgt werden. Oberboden, welcher für den 
Wiedereinbau vorgesehen ist, ist getrennt in Bodenmieten zu lagern, zu begrünen 
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(Erosionsschutz) und lagerichtig wieder einzubauen. Das Befahren der Mieten muss 
auf jeden Fall vermieden werden. 
 

3.8.2.9. Die Rückstände von den Erdarbeiten, Bauabfällen, Überresten, Behältnissen oder 
dergleichen, dürfen nicht überschüttet werden. Sie sind zusammen mit den übrigen auf 
der Baustelle nicht mehr zu verwendenden Stoffen und Abfällen ordnungsgemäß zu 
entsorgen. 
 

3.8.2.10. Bei Durchführung der Arbeiten sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
beachten. Als solche gelten insbesondere die einschlägigen DIN-Vorschriften und 
sonstigen technischen Bauvorschriften. Daneben sind die Bestimmungen über den 
Schutz der Arbeiter und über die Arbeiterfürsorge auf Bauten, insbesondere die 
Unfallverhütungsvorschriften der zuständigen Berufsgenossenschaften, zu beachten. 
 

3.8.2.11. Bodenverändernde Maßnahmen sind auf das zwingend notwendige Maß zu 
beschränken, um die Bodenfunktionen nicht nachteilig zu verändern. Verdichtungen 
des Bodens in der Umgebung des Vorhabens, infolge der Befahrung mit 
Baumaschinen bzw. durch Baustellenverkehr, sind so gering wie möglich zu halten. 
Dazu sind alle technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Bedarfsflächen für 
die Erstellung der Windenergieanlagen so gering wie möglich zu halten. Hierzu sind 
angrendende Flächen – soweit logistisch möglich – gegen Überfahren zu sperren. 
Verdichtete Flächen sind nach Abschluss der Bauarbeiten zu beseitigen, d.h. in der 
Tiefe zu lockern. Es ist der ursprüngliche bzw. der vor der Baumaßnahme vorhandene 
Zustand des Bodens wiederherzustellen. 
 

3.8.2.12. Sämtliche, unter Abschnitt 5.1 (Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung des 
Eingriffs) hinsichtlich der Schutzgüter Boden und Wasser des Fachbeitrags 
Naturschutz mit integriertem UVP-Bericht des Büros Jestaedt + Partner, aufgeführten 
Maßnahmen sind in der Planung und baulichen Ausführung zu beachten und 
einzuhalten. 
 

3.8.2.13. Es ist sicherzustellen, dass keine Stoffe, die negative Auswirkungen auf den Boden 
oder ein Gewässer Oberflächengewässer sowie das Grundwasser) und seine 
Eigenschaften haben können (z.B. Öle, Fette, etc.), in den Boden oder ein Gewässer 
gelangen können. 
 

3.8.2.14. Unvorhergesehene Störungen, die negative Auswirkungen auf den Boden oder ein 
Gewässer (Oberflächengewässer sowie das Grundwasser) haben können, sind 
unverzüglich der Unteren Wasserbehörde und der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz Montabaur anzuzeigen. Es sind unverzüglich alle Maßnahmen zu 
ergreifen, die notwendig und geeignet sind, Schaden abzuwenden oder zu mindern. 

 
3.8.2.15. Auf eine Kalkung des Bodens ist zu verzichten, um eine zusätzliche Mineralisierung 

und die damit verbundene Gefahr eines zusätzlichen Austrags von Nitrat zu verhindern. 
 

3.8.2.16. Bäume sind – soweit möglich - ohne Wurzelteller zu entnehmen. 
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3.8.2.17. Jegliche Bodenbearbeitung ohne unmittelbar folgende Ansaat oder Anpflanzung hat zu 
unterbleiben. 
 

3.8.2.18. Der Schlagabraum ist zu entfernen, um das Aufkommen einer Stickstoff aufnehmenden 
Bodenvegetation zu fördern. 
 

3.8.2.19. Eine schnellstmögliche Begrünung der gerodeten Waldflächen (gelenkte Sukzession 
bis hin zur Strauchvegetation, Entwicklung von Waldwiesen etc.) ist zu gewährleisten. 

 
 

3.9. Denkmalrecht 
 

3.9.1. Erdgeschichte: 
zuständige Fachbehörde: Generaldirektion Kulturelles Erbe – GDKE – Direktion Lan-
desarchäologie – Abteilung Erdgeschichte, Außenstelle Koblenz) 
 

3.9.1.1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. 
Danach ist jeder zutage kommende, erdgeschichtliche Fund unverzüglich zu melden, 
die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände 
sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

 
3.9.1.2. Ziffer 3.9.1.1. entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der 

Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 
 

3.9.1.3. Sollten wirklich erdgeschichtliche Funde angetroffen werden, so ist der Direktion 
Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere 
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den 
Anforderungen der heutigen erdgeschichtlichen Forschung entsprechend durchführen 
können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. 
notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge 
für die Maßnahmen erforderlich. 

 
3.9.1.4. Die Ziffern  3.9.1.1 bis 3.9.1.3 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu 

übernehmen. 
 

3.9.1.5. Die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht von archäologischen Funden und 
Befunden gemäß § 16-20 DSchG RLP sind vom Vorhabenträger zu beachten.   
 

3.9.1.6. Der Beginn der Erdarbeiten ist mindestens 4 Wochen vorher per Email anzuzeigen 
unter erdgeschichte@gdk.rlp.de oder telefonisch unter Telefon 0261 6675-3032 
anzuzeigen. 

 
 

3.9.2. Landesarchäologie 
(zuständige Fachbehörde: Generaldirektion Kulturelles Erbe – GDKE – Direktion Lan-
desarchäologie, Außenstelle Koblenz) 
 

mailto:erdgeschichte@gdk.rlp.de
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Die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht gemäß § 16-20 DSchG RLP sind vom 
Vorhabenträger zu beachten.   
 
Der Baubeginn ist mindestens 2 Wochen vorher per Email über landesarchaeologie-
koblenz@gdkarlp.de oder telefonisch unter 0261 6675 3000 anzuzeigen. 
 
Weiterhin sind der Vorhabenträger wie auch die örtlich eingesetzten Firmen darüber zu 
unterrichten, dass ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten in 
Bereichen, in denen archäologische Denkmäler vermutet werden, nach § 33 Abs. 1 Nr. 
13 DSchG RLP ordnungswidrig sind. 

 
 

4. Hinweise 
 
4.1. Allgemeines 

 
4.1.1. Wird nach Erteilung der Genehmigung festgestellt, dass die Allgemeinheit oder die 

Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umweltauswirkungen oder sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen oder Belästigungen geschützt sind, können 
nachträgliche Anordnungen getroffen werden (§ 17 Abs. 1 BlmSchG). 
 

4.1.2. Auf die Pflicht zur Anzeige von Änderungen nach § 15 BlmSchG sowie die 
Genehmigungsbedürftigkeit wesentlicher Änderungen nach § 16 BlmSchG wird 
hingewiesen. Aufgrund von § 15 Abs. 1 BlmSchG besteht die Verpflichtung, jede 
Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der Anlage, sofern eine 
Genehmigung nicht beantragt wird, einen Monat, bevor mit der Änderung begonnen 
werden soll, der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 
Gewerbeaufsicht, Stresemannstr. 3 — 5, 56068 Koblenz, schriftlich anzuzeigen, wenn 
sich die Änderung auf die in § 1 BlmSchG genannten Schutzgüter auswirken kann. In 
diesem Anzeigeverfahren wird geprüft, ob die Änderung einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedarf. Der Anzeige sind Unterlagen im 
Sinne des § 10 Abs. 1 BlmSchG beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich 
sein können. 
 

4.1.3. Beabsichtigt der Betreiber, den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
einzustellen, so hat er gemäß § 15 Abs. 3 BlmSchG dies unter Angabe des Zeitpunktes 
der Einstellung der Kreisverwaltung Rhein-Lahn, Untere Immissionsschutzbehörde, 
unverzüglich anzuzeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Betreiber 
vorgesehenen Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 BlmSchG ergebenden 
Pflichten beizufügen. 
 

 
4.2. Immissions- und Arbeitsschutz 

 
4.2.1. Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet jeden Arbeitgeber, eine Gefährdungsbeurteilung 

für seinen Betrieb durchzuführen. Dies gilt auch für Arbeitgeber, die an, 
in und auf Windenergieanlagen Arbeiten (u.a. Überprüfungen, Wartungen und In-
standsetzungsarbeiten) von Beschäftigten ausführen lassen. Die Gefährdungs-
beurteilung dient dazu, Gefährdungen und Belastungen für die Beschäftigten zu 
erkennen, zu bewerten und daraus bei Bedarf die notwendigen sicherheitstechnischen, 
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organisatorischen und personenbezogenen Abhilfemaßnahmen zu entwickeln und 
umzusetzen. Das Ergebnis dieser Gefährdungsbeurteilung, die festgelegten 
Maßnahmen und das Ergebnis ihrer Überprüfung sind schriftlich zu dokumentieren und 
am Anlagenstandort vorzuhalten. 
 
Bei der Festlegung der Maßnahmen zum Arbeitsschutz sind die „Berufsgenossen-
schaftlichen Informationen für die Sicherheit und die Gesundheit bei der Arbeit“ (BGI 657 

/ DGUV Information 203-007 - Windenergieanlagen-) zu Grunde zu legen. 
 

4.2.2. Es ist eine Betriebsanweisung zu erstellen und an geeigneter Stelle in der Anlage 
verfügbar zu halten, die u.a. ausführliche Handlungsanleitungen für folgende Vorgänge 
enthält: 
 
 sichere Ausführung des Probebetriebes, der An- und Abfahrvorgänge, der routine-

mäßigen Wartungs- und Reparaturarbeiten einschließlich des sicheren Material- und 
Werkzeugtransportes vom Boden in die Gondel im Gefahrenfall 

 Benutzung von persönlicher Schutzausrüstung. 
 

4.2.3. Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Arbeit während ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Die 
Unterweisung ist zu dokumentieren. 
 

4.2.4. Bei der Errichtung und Inbetriebnahme der maschinentechnischen Anlage sind die 
Vorschriften des Produktsicherheitsgesetzes i. V. m. der Maschinenverordnung zu 
beachten. Die Anlage darf erst in Betrieb genommen werden, wenn die Anlage mit der 
CE-Kennzeichnung versehen ist und die EG-Konformitätserklärung des 
Herstellers/Errichters gemäß Maschinenrichtlinie (Richtlinie 2006/42/EG) für die 
Windkraftanlage als Ganzes vorliegt. Die EG-Konformitätserklärung ist zusammen mit 
der entsprechenden Betriebsanleitung in der Windkraftanlage zur Einsichtnahme 
aufzubewahren. 
 

4.2.5. Der Bauherr hat auf Grund der Baustellenverordnung (BaustellV) vom 10.06.1998 
(BGBl. I S. 1283), zuletzt geänder durch Artikel 1 der Verordnung vom 19.12.2022 
(BGBl. 2023 I Nr. 1, eine Vorankündigung zu erstatten für Baustellen, bei denen  
 die voraussichtliche Dauer der Arbeiten mehr als 30 Tage beträgt und auf  

denen mehr als 20 Beschäftigte gleichzeitig tätig werden oder  
 der Umfang der Arbeiten voraussichtlich 500 Personentage überschreitet. 

 
Sie ist an die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeauf-
sicht Koblenz, zu übermitteln. Die Vorankündigung muss nachstehende Angaben 
enthalten: 
 Ort der Baustelle 
 Name und Anschrift des Bauherrn 
 Art des Bauvorhabens 
 Name und Anschrift des anstelle des Bauherrn verantwortlichen Dritten  
 Name und Anschrift des Koordinators 
 voraussichtlicher Beginn und voraussichtliche Dauer der Arbeiten 
 voraussichtliche Höchstzahl der Beschäftigten auf der Baustelle 
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 Zahl der Arbeitgeber und Unternehmer ohne Beschäftigte, die voraussichtlich auf 
der Baustelle tätig werden 

 Angabe der bereits ausgewählten Arbeitgeber und Unternehmer ohne Beschäftigte. 
 
Der Bauherr hat weiterhin einen geeigneten Koordinator zu bestellen, wenn auf der 
Baustelle Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden. 
 
Für Baustellen, auf denen Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden und 
 eine Vorankündigung zu übermitteln ist oder 
 besonders gefährlichen Arbeiten ausgeführt werden, 

ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan zu erstellen und anzuwenden. 
 
Besonders gefährliche Arbeiten sind u. a.: 
 Arbeiten, bei denen die Beschäftigten der Gefahr des Versinkens, des 

Verschüttetwerdens in Baugruben oder in Gräben mit einer Tiefe von mehr als 5 m 
oder des Absturzes aus einer Höhe von mehr als 7 m ausgesetzt sind 

 Arbeiten mit krebserzeugenden, erbgutverändernden, fortpflanzungsgefährdenden, 
sehr giftigen, explosionsgefährlichen und hochentzündlichen Stoffen (z.B. 
Altlastensanierung) s. Anhang II Ziffer 2 BaustellV. 

 Arbeiten mit einem geringeren Abstand als 5 m von Hochspannungsleitungen 
 Auf- oder Abbau von Massivbauelementen, wenn dazu aufgrund der Masse 

kraftbetriebene Arbeitsmittel zum Heben von Lasten oder kraftbetriebene 
Arbeitsmittel zum anderweitigen Versetzen von Lasten eingesetzt werden. 

 
4.3. Eisschutz 

 
Eine genehmigungsbedürftige Anlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass u.a. 
sonstige Gefahren i. S. v. § 5 Abs. 1 BlmSchG nicht hervorgerufen werden können und 
Vorsorge gegen sonstige Gefahren getroffen wird. Eisstücke, die beim Betrieb einer 
WEA weggeschleudert werden, können den sonstigen Gefahren i. S. v. § 5 Abs. 1 
BlmSchG zugeordnet werden. 

Nach vorliegender Kenntnis gibt es derzeit kein Regelwerk, in dem für die sonstigen 
Gefahren durch Eiswurf konkretisierende Vorgaben im Hinblick auf Abmessungen und 
Dichte von Eisstücken gemacht werden. lnsofern hat der Betreiber einer Anlage die 
Pflicht, das System zur Eiserkennung so einzustellen bzw. einstellen zu lassen, dass 
Eisstücke, die auf Grund ihrer Abmessungen und Dichte eine sonstige Gefahr i. S. v. § 
5 Abs. 1 BlmSchG darstellen, nicht abgeworfen werden können. 

Die Ermittlung der Praxistauglichkeit der Einstellung ist aus naheliegenden Gründen nur 
in der kalten Jahreszeit bei entsprechenden Wetterlagen sinnvoll. Deshalb sollte die 
Wirksamkeit bzw. Empfindlichkeit der Einstellung des Systems zur Eiserkennung in die-
sem Zeitraum u.a. bei Meldung „Eisansatz an Rotorblättern" am Anlagenstandort über-
prüft werden. Falls erforderlich, ist die gewählte Einstellung des Systems zur Eiserken-
nung nachzujustieren. Wegen der Höhe der WEA ist ab einer Außentemperatur kleiner 
+ 5°C gemessen in Nabenhöhe von einer Frostperiode auszugehen. 
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4.4. Straßenrecht 
 

4.4.1. Allgemein 
 

4.4.1.1. Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Benutzung oder Herstellung, des Be-
stehens, Unterhaltung, der Änderung oder der Beseitigung der Zufahrt gegen die 
Straßenbauverwaltung oder gegen einen für diese tätigen Bediensteten geltend 
gemacht werden, hat der Erlaubnisnehmer die Straßenbauverwaltung und den 
betroffenen Bediensteten freizustellen, es sei denn, dass diesem Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
Die Rechte aus Satz 1 stehen auch dem Verkehrssicherungspflichtigen und seinen 
Bediensteten zu. 
 

4.4.1.2. Sollten Sie den notwendigen Reinigungsarbeiten nicht zeitnah nachkommen, behält sich 
der LBM Diez vor, auf Grundlage des § 53 LStrG ein Ordnungswidrigkeitenverfahren 
einzuleiten. 
 

4.4.1.3. Der Erlaubnisnehmer wird darauf hingewiesen, dass nach § 43 Abs. 3 LStrG eine 
Änderung der Zufahrt Sondernutzung und somit erlaubnispflichtig ist. Dies gilt auch, 
wenn die Zufahrt einem erheblichen größeren oder einem andersartigen Verkehr als 
bisher dienen soll. 

 
4.4.1.4. Der Erlaubnisnehmer wird weiter auf folgende Vorschriften des Landesstraßengesetzes 

hingewiesen: 

§ 41 Abs. 3 
Der Erlaubnisnehmer hat dem Träger der Straßenbaulast alle Kosten zu ersetzen, 
die diesem durch die Sondernutzung entstehen. Er hat auf Verlangen der 
Straßenbaubehörde die Anlagen auf seine Kosten zu ändern. Bei Erlöschen oder 
Widerruf der Erlaubnis sowie bei Einziehung der Straße kann der Träger der 
Straßenbaulast auf Kosten des Erlaubnisnehmers die Anlagen entfernen und den 
benutzten Straßenteil in einen ordnungsgemäßen Zustand versetzen oder von dem 
Erlaubnisnehmer diese Maßnahme innerhalb angemessener Frist verlangen. Der 
Träger der Straßenbaulast hat Anspruch auf angemessene Vorschüsse und 
Sicherheiten. 
 
§ 41 Abs. 4 
Der Erlaubnisnehmer hat die in Ausübung der Sondernutzung herzustellenden 
Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, dass sie den Anforderungen der 
Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik genügen. 
Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung der Straßenbaubehörde. 

§ 41 Abs. 6 
Der Erlaubnisnehmer hat, wenn die Erlaubnis auf Widerruf erteilt ist, gegen den 
Träger der Straßenbaulast keinen Ersatz- oder Entschädigungsanspruch bei Widerruf 
der Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße. 

§ 41 Abs. 8 
Wird eine Straße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt der 
Erlaubnisnehmer seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann die für die Erteilung 
der Erlaubnis zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung 
der Benutzung oder zur Erfüllung der Auflagen anordnen. Sind solche Anordnungen 
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nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand möglich oder nicht EdoIg 
versprechend, so kann sie den rechtswidrigen Zustand auf Kosten des Pflichtigen 
beseitigen oder beseitigen lassen. 

 
4.4.2. Sondernutzungsgebühren 

Wir machen darauf aufmerksam, dass für die Sondernutzung gem. § 43 Abs. 1 LStrG 
in Verbindung mit § 47 Abs. 1 und 3 LStrG eine Sondernutzungsgebühr zu zahlen ist, 
sofern der Rhein-Lahn-Kreis eine Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
Sondernutzungen an Kreisstraßen erlässt. Bisher ist eine solche Satzung noch 
nicht erlassen. 
Der Landesbetrieb Mobilität Diez behält sich daher vor, bei Erlass einer solchen 
Gebührensatzung, Sondernutzungsgebühren für die Nutzung der Zufahrt zu erheben. 
Die bereits mit dieser Genehmigung erteilte Sondernutzungserlaubnis wird beim 
Landesbetrieb Mobilität Diez unter Hauptliste-Nr.: 16725, Gemarkungsliste-Nr.: 70, 
Gemarkung Klingelbach geführt. 
 
 

4.5. Forstrecht 
 

4.5.1. Zur Gewährleistung des Stromabflusses, d.h. zur Einspeisung des erzeugten Stroms in 
das öffentliche Stromnetz über Erdleitungen (Erdkabel), dürfen grundsätzlich nur 
vorhandene Wegetrassen im Wald genutzt werden und keine sonstigen Waldrodungen 
(z. B. in Form von Rodungsschneisen für Erdkabel) durchgeführt werden. Dauerhafte 
Wartungsmöglichkeiten dieser stromführenden Erdkabel können über einen längeren 
Zeitraum gesehen nur auf bekannten - und damit langfristig gesicherten - Wegetrassen 
gewährleistet werden. Da eine Leitungsverlegung nicht Gegenstand der vorgelegten 
Planunterlagen ist, zur ist diese gesondert Genehmigunq zu beantragen.  

 
4.5.2. Bei der Errichtung der WEA und der notwendigen Infrastrukturen sind die 

forstwirtschaftlichen Belange im Detail zu berücksichtigen und insbesondere sich 
während der Bauphase ergebende Planungs- und Ausführungsänderungen, die sich auf 
waldrechtliche und forstbetriebliche Belange auswirken, zeitnah mit der Forstbehörde 
abzustimmen und von dieser ggfs. zu genehmigen. 

 
 

4.6. Wasser-, Abfall-, Bodenschutz- und Bergrecht 
 

4.6.1. Wassergefährdende Stoffe 
 

Es wird empfohlen, in Windkraftanlagen zwecks Minderung des Gefährdungspotenzials 
möglichst keine Stoffe oder Gemische zu verwenden, die als deutlich was-
sergefährdend (WGK 2) eingestuft sind. Eine Verwendung von Stoffen oder Gemischen, 
die als stark wassergefährdend (WGK 3) eingestuft sind, ist nicht vorgesehen und somit 
auch nicht Gegenstand der Genehmigung. 

 
4.6.2. Boden 

Aus der Sicht des Bodenschutzes sind folgende Punkte zu beachten: 
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Die Böden der Standorte reagieren besonders im feuchten Zustand empfindlich auf 
Bodenverdichtungen bei Befahrung mit schweren Baumaschinen. 
 
Nach § 2 Abs. (1) der Landesverordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur 
und Landschaft vom 12. Juni 2018 kommt im Falle einer Bodenversiegelung als 
Kompensationsmaßnahme nur eine Entsiegelung als Voll- oder Teilentsiegelung oder 
eine dieser gleichwertige bodenfunktionsaufwertende Maßnahme, wie die Herstellung 
oder Verbesserung eines durchwurzelbaren Bodenraums, produktionsintegrierte 
Maßnahmen mit bodenschützender Wirkung, Nutzungsextensivierung oder Erosions-
schutzmaßnahmen, infrage. 
 
Wir empfehlen eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639, um ein umfas-
sendes Boden- und Flächenmanagement zu ermöglichen. Beispiele für Maßnahmen 
sind die Abgrenzung von Tabuflächen, der fachgerechte Rückbau von Baustraßen und 
anderen Funktionsflächen sowie die unmittelbare Begrünung nicht mehr benötigter 
Funktionsflächen. 
 
Ein Kahlschlag und die damit verbundene Entfernung der Baumschicht auf großer 
Fläche führen zu: 
 
 einem Wegfall der Nährstoffaufnahme durch die Wurzel 
 einer schnelleren Erwärmung des Oberbodens von Frühling bis Herbst, die bei 

entsprechender Bodenfeuchte zu einer verstärkten Mineralisierung der organischen 
Substanz führt und daraus folgend einer Überschussnitrifikation, da nur wenig 
Nitrat durch diezunächst nur spärliche Vegetation entzogen wird 

 höheren Sickerwasserraten aufgrund verringerter Interzeptionsverdunstung und 
Transpiration und damit zu erhöhten Stickstoffausträgen in den Unterboden. 

 
Weitere Informationen sind bei der Forschungsanstalt für Waldökologie und Forstwirt-
schaft Rheinland-Pfalz in Trippstadt (Ansprechpartner: Herr Schröck) zu erhalten. 
 

 
4.7. Sonstiges 

 
4.7.1. Landesarchäologie: 

WEA Ka 3 • Verdacht auf archäologische Fundstellen 
  
Im Umfeld dieser Standorte liegen uns bislang keine Hinweise auf archäologische 
Fundstellen vor. Wir werden zur Prüfung des archäologischen Sachstandes auch in 
diesem Bereich eine Sichtung der Oberbodenabträge vornehmen. 
  
Bislang liegen der Direktion Landesarchäologie in diesem Bereich keine konkreten 
Hinweise auf archäologische Fundstellen vor. Allerdings stufen wir den 
Planungsbereich aus topographischen Gesichtspunkten als archäologische 
Verdachtsfläche ein. Dementsprechend können bei Bodeneingriffen bisher unbekannte 
archäologische Denkmäler zu Tage treten, die vor ihrer Zerstörung durch die 
Baumaßnahmen fachgerecht untersucht werden müssen. 
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4.7.2. Bergbau/Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass die geplanten Windener-
gieanlage Ka 3 im Bereich des auf Eisen verliehenen, bereits erloschenen 
Bergwerksfeldes "Schlafert" liegt. Aktuelle Kenntnisse über die letzte Eigentümerin 
liegen hier nicht vor. 
Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesem Bergwerksfeld liegen unserer Behörde 
keine Dokumentationen oder Hinweise vor. 

 
In den in Rede stehenden Gebieten erfolgt kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht. 
 
Wir möchten darauf hinweisen, dass in der Region Katzenelnbogen, ehemals 
umfangreiche bergbauliche Aktivitäten stattfanden. 
 
Bitte beachten Sie, dass unsere Unterlagen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhe-
ben, da grundsätzlich die Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer 
Bergbau stattgefunden haben kann, Unterlagen im Laufe der Zeit nicht überliefert 
wurden bzw. durch Brände oder Kriege verloren gingen. 
 
Sollten Sie bei dem geplanten Bauvorhaben auf Indizien für Bergbau stoßen, empfehlen 
wir lhnen spätestens dann die Einbeziehung eines Baugrundgutachters bzw. 
Geotechnikers zu einer objektbezogenen Baugrunduntersuchung. 
 
Es erfolgte keine Prüfung der Ausgleichsflächen in Bezug auf Altbergbau. Sofern die 
Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz von schweren Geräten erfordern, sollte hierzu eine 
erneute Anfrage zur Ermittlung eines möglichen Gefährdungspotenzials erfolgen. 
 
 

4.7.3. lngenieurgeologie: 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. 
DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für alle 
Windenergieanlagen werden standortbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 
In hängigem Gelände ist das Thema Hangstabilität in die geotechnischen 
Untersuchungne einzubeziehen. 
 

4.7.4. Landwirtschaft: 
 

4.7.4.1. Bei den Zuwegungen sind die „Gebühren" und „freiwilligen Beiträge" der Betreiber an die 
Kommunen konsequent in den Wirtschaftswegehaushalt der Gemeinde einzustellen. 
 

4.7.4.2. Wir regen an, die Baumaßnahmen in der vegetationsfreien Zeit und in Abstimmung mit 
den betroffenen Landwirten durchzuführen. 
 

4.7.4.3. Sofern Schäden an den landwirtschaftlich genutzten Grundstücken entstehen, gehen wir 
davon aus, dass Entschädigungen nach den Richtsätzen zur Ermittlung von Schäden an 
landwirtschaftlichen Kulturen der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz ermittelt und 
entschädigt werden. 
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Gegebenenfalls ist für Schäden an Kulturen ein Gutachten eines öffentlich bestellten 
Sachverständigen der Landwirtschaftskammer einzuholen. 
 

4.7.4.4. Elektronische Versorgungsleitungen entlang der vorhandenen Wirtschaftswege sollten 
mindestens 90 cm tief verlegt werden, um die davon ausgehenden Gefahren bei der Be-
wirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Flächen zu reduzieren. 
 

4.7.4.5. Bei Nutzungsaufgabe ist die Entsorgung der Anlage zu gewährleisten. 
 
 

4.7.5. Versorgungsunternehmen: 
 

4.7.5.1. RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H., Bremen: 
 
Die RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H., Bremen, teilt mit, dass bei 
den geplanten Maßnahmen, weder vorhandene Anlagen noch laufende bzw. vorsehbare 
Planungen betroffen sind. Bei der Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen muss sicher-
gestellt sein, dass diese nicht im Schutzstreifen von Leitungen stattfinden.  
 
Vor der Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen sollte vorher eine erneue Abfrage vorge-
nommen werden. 
 

4.7.5.2. Syna: 
 
Um Unfälle und eine Gefährdung der Energieversorgung besonders im Rahmen der Netz-
anbindung des geplanten Windparks auszuschließen, ist allen mit Erd- und Straßenbau-
arbeiten beauftragten Firmen zwingend zur Auflage zu machen, die aktuellen Bestands-
pläne vor Beginn der Arbeiten bei der Syna GmbH einzusehen. 
 
Weitergehende Vereinbarungen zwischen den Eigentümern der Windenergieanlagen und 
der Syna GmbH bezüglich des Netzanschlusses müssen gesondert verhandelt werden 
und sind nicht Gegenstand der Stellungnahme. 
 

4.7.5.3. Telekom: 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus dem beige-
fügten Plan (Anlage 4) ersichtlich sind. Die roten Kreise in diesem Plan geben die unge-
fähre Lage der Standorte der WEA wieder. Es kann sich dabei teilweise um mehrzügige 
Kabelformstein-, Schutzrohr- bzw. Erdkabelanlagen handeln. Die unterirdischen Kabelan-
lagen der Telekom wurden im Ortsbereich in einer Regeltiefe von 0,6 m und außerhalb 
des Ortsbereiches in einer Regeltiefe von 0,8 m verlegt. 
Die Telekom weist darauf hin, dass die Gültigkeit dieser Pläne auf einen Zeitraum von 30 
Tagen ab dem im Schriftfeld des Planes angegebenen Datum (09.06.2023) begrenzt ist. 
Aktuelle Pläne erhalten Sie über unsere Planauskunft: planauskunft.mitte@telekom.de. 
Es besteht auch die Möglichkeit die Trassenpläne online abzurufen. Hierfür ist zunächst 
die Registrierung unter https://trassenauskunft-kabel.telekom.de erforderlich. 
 

mailto:planauskunft.mitte@telekom.de
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/
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DFMG Deutsche Funkturm GmbH  
Zentrale 
lnformationsmanagement Funk & Umwelt  
Barhelstraße 75 
50823 Köln 

 
Bundesnetzagentur  
Referat 226/Richtfunk  
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 

 
Ericsson Services GmbH  
Prinzenallee 21 
40549 Düsseldorf 
bauleitplanung@ericsson.com  

 

 
 

II. Begründung: 
 

1.1. Zuständigkeit 
 

Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Unteren lmmissionsschutzbehörde des Rhein-Lahn-
Kreises ergibt sich aus § 1 Abs. 1 der Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 
lmmissionsschutzes (ImSchZuVO) und Ziffer 1.1.1. der dazugehörigen Anlage. 

1.2. Genehmigungspflicht 
 

Die beantragte Anlage ist Teil des Windparks Einrich, zu dem noch die Anlagen WEA Ka 1 und Ka 
2 gehören, die Teil eines gesonderten Genehmigungsverfahrens sind. 
 
Gemäß § 4 BlmSchG i.V.m §§ 1 und 2 der 4. BlmSchV und der Ziffer 1.6.2 Verfahrensart V des 
Anhangs zur 4. BlmSchV bedarf die beantragte Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 Metern einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. 

Die Genehmigungspflicht erstreckt sich dabei auf alle Anlagenteile und Verfahrensschritte, die zum 
Betrieb notwendig sind und deren Nebeneinrichtungen, die mit den Anlagenteilen und 
Verfahrensschritten in einem räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang stehen und 
immissionsrelevant sein können. Die externe Kabeltrasse ist Gegenstand eines separaten 
naturschutzrechtlichen Antrags- und Genehmigungsverfahrens.  
 
Es besteht daher grundsätzlich eine Pflicht zur standortbezogenen Vorprüfung des Antrags nach 
Ziffer 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 zu § 1 Abs. 1 Nummer 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Aufgrund der Feststellung einer UVP-Pflicht aufgrund einer durchgeführten standortbezogenen 
Vorprüfung für die ursprünglich zusammen beantragten WEA Ka 1, Ka 2 und Ka3 wurde bereits 
für die Anlagen WEA 1, WEA 2 und den alten beantragten Standort der WEA 3 eine Umweltver-

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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träglichkeitsprüfung durchgeführt. In der Umweltverträglichkeitsprüfung wurden alle evtl. zu be-
rücksichtigenden Belange abgehandelt. Anhaltspunkte dafür, dass sich die standortbezogenen 
Bedingungen für die jetzt an neuem Standort beantragte WEA Ka3 gegenüber dieser bereits 
durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfung anders darstellen, liegen nicht vor.  
 
Eine erneute Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung war daher aus v. g. Gründen 
nicht erforderlich. 
 
Eine Pflicht zur Durchführung eines formellen Verfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
ergibt sich ebenfalls nicht. Über die Genehmigung der Anlage ist nach Ziffer 1.6.2 des Anhang 1 
zur 4. Bundesimmissionsschutzverordnung (4. BImSchV) im vereinfachten Verfahren zu ent-
scheiden. 
 
Über den Antrag war somit gemäß §§ 4 Abs. 1 und 19 BlmSchG i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 4. 
BlmSchV im vereinfachten Genehmigungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung zu entschei-
den. 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurden von uns diverse Behörden und Kommunen 
beteiligt werden. Diese Beteiligung erfolgte in Anlehnung an das Verfahren zu den bereits be-
schiedenen WEA KA 1 und KA2. 
 
Die beantragte Anlage Enercon E 138 EP3 E2, Nabenhöhe 131 m, dreiflügliger Rotor mit Rotor-
durchmesser 138 m, Gesamthöhe der Anlage 200 m, Nennleistung 4.200 KW, besitzt Raumbe-
deutsamkeit. 
 
Bei der WEA handelt es sich gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB um ein privilegiertes Vorhaben, da 
sie der Nutzung der Windenergie dient.  Demnach wäre bei diesem privilegierten Vorhaben im 
Außenbereich eine planungsrechtliche Zulässigkeit gegeben, wenn öffentliche Belange nicht ent-
gegenstehen und die ausreichende Erschließung gesichert ist.  
 
Der beantragte Standort der WEA Ka 3 liegt gem. der 9. Fortschreibung des Flächennutzungs-
planes außerhalb der Sonderbauflächen Nr. 5, die für die WEA-Nutzung vorgesehen ist.  Somit 
also faktisch im Ausschlussgebiet für die Windenergienutzung. 
 
Es war daher bauplanungsrechtlich zu prüfen, ob die WEA Ka 3 an dem aktuell beantragten 
Standort, der gegenüber der ursprünglichen Planung verschobenen wurde und jetzt außerhalb 
der rechtswirksam dargestellten Sonderbaufläche Nr. 5 der 9. Fortschreibung des FNP der VG 
Katzenelnbogen (alt) liegt, als atypischer Ausnahmefall anzusehen sei. 
 
Es wurde von der Antragstellerin durch ihren Rechtsbeistand sowie auch von der VG Aar-Einrich 
als Nachfolgekommune der VG Katzenelnbogen, dargelegt, dass es bei der damaligen Auswei-
sung der Sonderbauflächen für die Windenergienutzung einen nachweislichen Abgrenzungsfeh-
ler hinsichtlich der Abstandsbemessung zur Lindenmühle in der Gemarkung Ergeshausen gab. 
 
Seinerzeit war man bei der FNP-Erstellung (irrtümlich) lediglich von einem 10 m – Abstandserfor-
dernis für eine an den Dörsbach zulässigerweise heranrückende Bebauungsmöglichkeit an der 
Lindenmühle ausgegangen.  
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Da der Dörsbach allerdings nach dem Wasserrecht als Gewässer zweiter Ordnung einzustufen 
ist, muss die künftige Bebauung jedoch das Abstandserfordernis von 40 m einhalten. 
 
Diese Auslegung wurde so durch die zuständige Wasserbehörde bestätigt. 
 
Dies führt dazu, dass der geplante Standort der WEA Ka 3 nachvollziehbar die eigentlichen Pla-
nungskriterien aus der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes der VG Katzenelnbogen (alt) 
dem Grunde nach einhält.  
 
Für den geplanten Standort der WEA Ka 3 waren somit planungsrechtlich – auch unter Hinzuzie-
hung der übrigen fachbehördlichen Stellungnahmen zum BImSchG-Antrag - keine öffentlichen 
Belange des § 35 Abs. 3 Nr. 2 bis 8 BauGB erkennbar betroffen. 
 
 
1.3. Verfahren 

 
Die Antragsunterlagen wurden mit Schreiben vom 19.05.2023 den zu beteiligten Fachbehörden 
im Zuge der Vollständigkeitsprüfung der Unterlagen vorgelegt und gleichzeitig gebeten, bei vor-
liegender Vollständigkeit der Unterlagen ihre fachliche Stellungnahme abzugeben.  
 
Es wurden durch den Antragsteller jedoch nicht alle Antragsunterlagen nur auf die beantragte 
Anlage WEA Ka3 bezogen angepasst. Teilweise sind in den Unterlagen noch Aussagen zu den 
Anlagen WEA KA 1 und 2 enthalten. Diese sind nicht Gegenstand des hier beschiedenen An-
trags. Diesbezüglich verweisen wir auf die Klarstellung im Tenor dieser Genehmigung. 
 
Nach sich ergebendem Anpassungsbedarf der Unterlagen aufgrund der Vorprüfung und erfolg-
ter Überarbeitung der entsprechenden Unterlagen wurden die dann noch ausstehenden Fach-
behörden mit Schreiben vom 18.08.2023 aufgefordert, ihre Stellungnahme zu der beantragten 
Maßnahme abzugeben. 
 
Alle Rückmeldungen der beteiligten Fachbehörden wurden in die Entscheidung mit einbezogen 
und sich hieraus ergebende Nebenbestimmungen festgesetzt. Diese Nebenbestimmungen wer-
den wir folgt begründet: 
 
 
1.4. Begründung der fachlichen Nebenbestimmungen 
 
Zu Ziffer I. 2.1 sowie I. 3.3 Baurecht und Brandschutz 
 
In den vorgelegten Antragsunterlagen ist die Thematik der Gesamt-Statik noch nicht als abschlie-
ßende geklärt anzusehen, da das vorliegende Standorteignungsgutachten des Büro I17-wind 
vom 26.9.2016 (s. Kapitel 16.4 der Antragsunterlagen) noch von Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E115 ausgeht. Beantragt wird jedoch die Errichtung von Anlagen des Typs Enercon E 
138 E2. Somit sind die Turbulenzangaben neu zu bewerten, was auch Ausfluss auf die vorlie-
genden Typengenehmigungen und Fundamentausbildungen haben könnte. Insofern sind die in 
den Nebenbestimmungen Ziffer 2.1.1 bis 2.1.6 geforderten Nachweise noch zu erbringen. 
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Zu Ziffern I. 2.2 und I. 3.4 Naturschutz- und Landschaftspflege 
 
Der Vorhabenstandort liegt in einem Waldgebiet westlich der Ortslage Katzenelnbogen und be-
findet sich im Naturpark Nassau. Unmittelbar angrenzend schließt in nördlicher Richtung der bi-
otopkartierte Bereich „Buchenmischwald am Horst, westlich von Klingelbach“ als Bestandteil des 

Biotopkomplexes „Buchenwald zwischen Klingelbach und Oberfischbach“ an. Weitere Schutzge-

biete werden nicht tangiert. Aus artenschutzrechtlicher Sicht verfügt der Vorhabenstandort über 
eine Eignung als Bruthabitat für den Wespenbussard sowie als Lebensraum für verschiedene 
Fledermausarten.  

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens für die WEA Ka 1 und Ka2 wurden bereits für alle drei 
Anlagen naturschutzfachliche Unterlagen vorgelegt und stellenweise ergänzt bzw. angepasst. Im 
Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Belange des Vorhabens (insbesondere zur Wespenbus-
sard- und Fledermausthematik) wurde das Landesamt für Umwelt (LfU) im Rahmen einer fachli-
chen Beratung in die Planung eingebunden und um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Mit 
gegenständlichen Antrag für die WEA Ka 3 wurde der Fachbeitrag Naturschutz (FBN) erneut 
angepasst und die Auswirkungen zum Artenschutz untersucht. Diese Ergebnisse wurden in die 
Betrachtung der Unteren Naturschutzbehörde eingebunden.  

Gemäß § 13 BNatSchG sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vom Ver-
ursacher vorrangig zu vermeiden. Durch konkrete bautechnische und gestalterische Maßnahmen 
(z.B. Schutzmaßnahmen für unbeabsichtigte Beeinträchtigungen, unterirdische Verlegung von 
Kabeln, Rodungsarbeiten in festgelegten Zeiträumen, Farbgebung, Befeuerung, usw.) lässt sich 
die Wirkung der Vorhaben auf die Landschaft wirksam vermeiden bzw. verringern und Eingriffe 
in Natur und Landschaft nach § 14 BNatSchG abmildern oder vermeiden.  

Gemäß § 9 Abs. 3 Satz 4 LNatSchG kann zur Verringerung oder Vermeidung erheblicher Beein-
trächtigungen von der zuständigen Behörde eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) angeordnet 
werden. Aufgrund der Vielzahl zu beachtender und umzusetzender landespflegerischer Maßnah-
men sowie deren Komplexität ist die Anordnung einer ÖBB verhältnismäßig. Diese ist auch für 
die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind 
Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der 
belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen kön-
nen (§ 14 BNatSchG). Zulässigkeit, Folgen und Ausgleich derartiger Eingriffe richten sich nach § 
15 BNatSchG in Verbindung mit § 7 - 10 Landesnaturschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LNatSchG).  

Gemäß § 15 Abs. 1 und 2 BNatSchG ist der Eingriffsverursacher verpflichtet, vermeidbare Be-
einträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu unterlassen und unvermeid-
bare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor-
rangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Er-
satzmaßnahmen). Das BNatSchG verlangt in § 15 vorrangig eine Realkompensation. Sofern eine 
Realkompensation nicht möglich ist, sieht das Gesetz die Leistung einer Ersatzzahlung vor (§ 15 
Abs. 6 BNatSchG, ergänzt durch § 7 Abs. 5 LNatSchG und §§ 6ff. LKompVO). 

Im Fachbeitrag Naturschutz (FBN) werden diese Vorgaben berücksichtigt. Neben Regelungen 
zur Vermeidung von Beeinträchtigungen werden auch Kompensationsmaßnahmen in der Umge-
bung der Anlagen (im selben Naturraum) festgelegt. 
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In § 44 ff. BNatSchG ist der besondere Artenschutz geregelt. Während sich erhebliche Beein-
trächtigungen besonders geschützter Arten, verursacht durch Baumaßnahmen und die Standor-
tinanspruchnahme i. d. R. durch geeignete Untersuchungen (z. B. Höhlenbaum- und Horstkartie-
rung im Baufeld) und daraus abgeleitete Vorgaben und Maßnahmen erheblich reduzieren oder 
vermeiden lassen (z. B. Bauzeitenvorgabe, Ökologische Baubegleitung, geringfügige Standort-
verschiebung, Rückbau von Flächen, die nur während der Bauphase benötigt werden usw.), sind 
betriebsbedingte Beeinträchtigungswirkungen und Risiken insbesondere für die Artengruppen 
der Fledermäuse und Vögel oft schwer zu beurteilen (erhöhter Untersuchungsumfang) und allen-
falls durch aufwendige Maßnahmen und Beschränkungen zu verringern. 

Alle Fledermausarten sind sowohl besonders als auch streng geschützte Tierarten. Alle wildle-
benden Vogelarten, die in Europa vorkommen (vgl. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie), gelten als 
besonders geschützt. Von diesen sind 94 Arten wie z. B. der Wespenbussard (Pernis apivorus) 
zugleich auch streng geschützte Arten. § 44 Abs. 1 BNatSchG enthält Zugriffsverbote für beson-
ders geschützte (s. o.) Pflanzen und Tiere. Es umfasst das Verbot der Entnahme, Beschädigung 
oder Zerstörung besonders geschützter Pflanzen und verbietet es, besonders geschützten Tieren 
nachzustellen, sie zu verletzen oder gar zu töten. Verboten ist auch die Beschädigung der Stand-
orte besonders geschützter Pflanzen oder der Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders ge-
schützter Tiere. Für streng geschützte Arten (Anh. IV FFH-RL und Anh. A, EU-ArtenSch-VO) und 
europäische Vogelarten (vgl. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie) gilt zudem ein Störungsverbot wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. § 44 Abs. 
5 BNatSchG konkretisiert die Zugriffsverbote und nimmt teilweise besonders geschützte Arten 
wieder aus. Dennoch sind zwingend Beeinträchtigung jeglicher Tier- und Pflanzenarten vorrangig 
mittels geeigneter Planungen und Maßnahmen zu vermeiden. 

Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen wurde die Eignung des Anlagenumfelds als Brut-
habitat für den Wespenbussard festgestellt. 

Um das Tötungsrisiko für den Wespenbussard wirksam unter die Signifikanzschwelle zu senken, 
wurde daher die Festlegung von Abschaltmaßnahmen im dem festgesetzten Umfang und die 
Durchführung eines jährlichen optionalen Monitorings als notwendig angesehen. 

Die Auswahl der genannten Abschaltzeiten basiert, neben der im Fachbeitrag Naturschutz gege-
benen Möglichkeit zur Anwendung alternativer Abschaltzeiten, auf den Empfehlungen der Ver-
waltungsvorschrift (VwV) „Naturschutz/Windenergie“ in Hessen und der angesprochenen Stel-

lungnahme des LfU. 

Den Ausführungen des LfU ist zusätzlich zu entnehmen, dass der Wespenbussard nicht immer 
Horstwechsel vollzieht. Auch eine Nutzung der in den Vorjahren genutzten Horste oder traditio-
neller Nester/Neststandorte ist möglich. Aufgrund der hohen Bruthabitateignung der umliegenden 
Waldflächen (1.000m Umkreis), in Anbetracht der schwierigen Nachweisbarkeit der Art im Brut-
habitat bzw. neu errichteter Nester und aufgrund der beschriebenen Verhaltensweisen des Wes-
penbussardes ist die Durchführung des Monitorings daher in allen Betriebsjahren vorzusehen.  

Die markierten Horstbäume sind im jährlichen Bericht zum Untersuchungsergebnis mit den ent-
sprechenden Geodaten und Fachinformationen (Vogelart, Nestbesetzung ja/nein, etc.) zu ver-
merken.  

Im Projektgebiet wurden im Rahmen konkreter Untersuchungen Fledermausarten nachgewiesen. 
Ein betriebsbedingtes, signifikant erhöhtes Tötungs- und Verletzungsrisiko kann abschließend 
ohne Vermeidungsmaßnahmen nicht ausgeschlossen werden. 
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Aufgrund der artenschutzrechtlichen Bestimmungen wurde daher vorsorglich eine umfassende 
Betriebszeitenbeschränkung, orientiert an relevanten Parametern (Jahreszeit, Wetterverhält-
nisse, Uhrzeit), festgesetzt. Diese Betriebszeitenbeschränkung kann auf Grundlage der Ergeb-
nisse eines festgelegten 2-jährigen Fledermaus-Monitorings angepasst werden. 

Begründung zur Kombination der Methoden im Rahmen des optionalen Monitorings ge-
mäß Ziff. 3.4.11 

Zur Herstellung der Genehmigungsfähigkeit ist eine Kombination der Monitoringmethoden nach 
Punkt 1) und 2) der genannten Ziffer notwendig, um mit hinreichender Sicherheit eine nichtstatt-
findende Brut des Wespenbussards nachweisen zu können.  

Die Kombination der Monitoringmethoden „Horstsuche im umbelaubten Zustand“, „Wöchentliche 

Nestkontrolle“ sowie „Beobachtungsstandorte“ ist notwendig, da eine reine Horstsuche beim 

Wespenbussard sehr schwierig ist, da neben der Nutzung alter Horste von anderen Arten auch 
neue Nester gebaut werden, welche im Rahmen der Horstsuche vor Laubaustrieb nicht erfasst 
werden. 

Entsprechend ist die zusätzliche Datenerhebung durch Beobachtungsstandorte in der Zeit von 
Mai bis 15. Juni, außerhalb des Waldes auf geeigneten Standorten, als notwendig anzusehen um 
ggf. Horstneubauten der Art im belaubten Zustand der Bäume auszumachen.  

Selbst die fachliche Stellungnahme des Gutachterbüros Beratungsgesellschaft NATUR geht von 
folgendem aus: „Beim Wespenbussard kann aufgrund des speziellen Verhaltens und seiner Le-
bensweise (Nahrungssuchflüge unterhalb der Baumkronen) keine Standardkartierungsme-
thode angewendet werden. Das gilt ganz besonders für Bruthabitate mitten in geschlossenen 
Waldflächen. Die Erfassung von Wespenbussarden im gesamten Waldbereich eines Reviers ist 
extrem aufwändig und für die hier zu klärende Fragestellung nach einem Brutgeschehen im kol-
lisionsgefährdeten Nahbereich unverhältnismäßig. Datenerhebung an Beobachtungsstandor-
ten ist bei der überwiegend im dichten Laubwald lebenden scheuen Greifvogelart Wespenbus-
sard (Pernis apivorus) höchstens während der Balzperiode Mai bis Mitte Juni bei Flugaktivitä-
ten deutlich über der Waldfläche möglich….“. 

Dabei zielt die Kombination der Methoden nicht auf eine standardisierte Revierkartierung bzw. 
Erhebung allgemeiner Flugdaten ab, sondern dient dazu, zum einen durch Horstsuche vor dem 
Laubaustrieb und zusätzlich zum anderen durch Beobachtungen eventueller Flugaktivitäten (die 
anerkannten „Brutzeitcodes“ entsprechen) einen Brutplatz (Horst) innerhalb des 1.000 m Umkrei-

ses um die Windkraftanlagen nachzuweisen.  

Dies entspricht den fachlichen Meinungen der Unteren Naturschutzbehörde und dem beratenden 
Landesamt für Umwelt (LfU). 

Bei Durchführung des optionalen Monitorings sind die markierten Horstbäume im jährlichen Be-
richt zum Untersuchungsergebnis mit den entsprechenden Geodaten und Fachinformationen 
(Vogelart, Nestbesetzung ja/nein, etc.) zu vermerken.  

Im Projektgebiet wurden im Rahmen konkreter Untersuchungen Fledermausarten nachgewiesen. 
Ein betriebsbedingtes, signifikant erhöhtes Tötungs- und Verletzungsrisiko kann abschließend 
ohne Vermeidungsmaßnahmen nicht ausgeschlossen werden. 
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Gemäß § 17 Abs. 6 BNatSchG i.V.m. § 10 LNatSchG besteht eine Rechtspflicht zur digitalen 
Datenbereitstellung der Zulassungsbehörden an die Naturschutzbehörden. Diese Vorgaben wer-
den in der Landeskompensationsverordnung (LKompVO) von Juni 2018 konkretisiert. 

Die digitale Bereitstellung der Daten erfolgt über das Kompensationsverzeichnis Serviceportal 
(KSP). Sofern die Zulassungsbehörde die Daten im KSP nicht selbst bereitstellt, kann sie den 
Eingriffsverursacher bzw. den Antragsteller gem. § 4 Abs. 1 S. 2 LKompVzVO zur Bereitstellung 
verpflichten. 
 
Der Anschluss der Anlagen an das Stromnetz muss über Erdkabel erfolgen, um weitere Beein-
trächtigungen für das Landschaftsbild zu vermeiden. Die Verlegung der Kabeltrasse ist gesondert 
bei der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Rhein-Lahn-Kreises zu beantragen. 
 
 
Zu Ziffer I. 3.5 Luftverkehrsrecht 
 
Gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrthinder-
nissen vom 24.04.2020 (BAnz AT 30.04.2020 B4)" ist an den Windenergieanlagen eine Tages- 
und Nachtkennzeichnung anzubringen. 
 
Die Windenergieanlagen sind als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen. 
 
Außerhalb von Bauschutzbereichen im Sinne des § 12 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) dürfen 
Bauwerke mit einer Höhe von mehr als 100 Metern über der Erdoberfläche von der zuständigen 
Behörde nur genehmigt werden, wenn die zuständige Landesluftfahrtbehörde ihre Zustimmung 
erteilt. Die luftverkehrsrechtliche Zustimmung kann gemäß § 12 Abs. 4 LuftVG davon abhängig 
gemacht werden, dass die Baugenehmigung mit Auflagen erteilt wird.  
Die Landesluftfahrtbehörden wenden bei der Zustimmung zur Genehmigung eines für die Luft-
verkehrssicherheit hindernisrelevanten Bauwerks unter anderem die Vorgaben der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (BAnz AT 30.04.2020) an.  
Die Widerspruchsführerin begehrt, die luftverkehrsrechtlichen Nebenbestimmungen Nr. 3.5.3. bis 
3.5.5. dahingehend zu ergänzen, als dass für die Nachtkennzeichnung der genehmigten Wind-
energieanlagen alternativ zu deren Befeuerung auch die Möglichkeit besteht, die Windenergie-
anlagen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung auszurüsten und zu betreiben.  
 
Mit der Nebenbestimmung 3.5.3. wird die Nachtkennzeichnung der Windenergieanlagen auf dem 
Dach des Maschinenhauses sowie deren Aktivierung durch einen Dämmerungsschalter und die 
mögliche Reduzierung der Nennlichtstärke durch Sichtweitenmessung festgelegt. Die Anforde-
rungen aus der Nebenbestimmung 3.5.3. entsprechen den Vorgaben der AVV aus Teil 4, Ab-
schnitt 3, Nr. 16.1 in Verbindung mit Anhang 2, Teil 2 Nr. 3.9 und Teil 2 Nr. 3.7 in Verbindung mit 
Anhang 4.  
Die Nebenbestimmung 3.5.4. legt die Nachtkennzeichnung am Turm der Windenergieanlagen 
basierend auf den Vorgaben der AVV aus Teil 4, Abschnitt 3, Nr. 16.2 in Verbindung mit Anhang 
1 und Teil 2 Nr. 3.9 fest.  
Mit der Nebenbestimmung 3.5.5. wird dem Genehmigungsinhaber auferlegt, eine bedarfsgesteu-
erte Nachtkennzeichnung (BNK) vor deren Inbetriebnahme bei der zuständigen Landesluftfahrt-
behörde anzuzeigen. Gemäß Teil 3, Abschnitt 1, Nr. 5.4 der AVV gelten für eine BNK die Vorga-
ben des Anhangs 6 der AVV. Daraus geht hervor, dass bei einer bedarfsgesteuerten Aktivierung 



Rhein-Lahn-Kreises   Genehmigung 1 WEA Ka 3 Katzenelnbogen/Einrich  vom 18.01.2024 
 
     

  Seite 50 von 63 

der Nachtkennzeichnung von Luftfahrthindernissen die Anforderungen der AVV an die Nacht-
kennzeichnung erfüllt sein müssen.  
Die BNK stellt mithin keine Alternative zu der in den Nebenbestimmungen 3.5.3. und 3.5.4. ge-
forderten Nachtkennzeichnung, sondern vielmehr eine Aktivierungsmöglichkeit eben dieser dar. 
Um eine bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung installieren und in Betrieb nehmen zu können, 
muss die Nachtkennzeichnung der Windenergieanlagen vorschriftenkonform und funktionsfähig 
vorhanden sein.  
Mit der Nebenbestimmung 3.5.5. wird der Widerspruchsführerin somit die Möglichkeit eröffnet, 
die Nachtkennzeichnung über eine BNK zu aktivieren, sofern diese vor Inbetriebnahme der Luft-
fahrtbehörde zur Zulassung angezeigt wird.  
Die alternative Wahl eines BNK-Systems anstelle der Nachtkennzeichnung ist ausgeschlossen, 
da es sich bei dem BNK-System faktisch um einen Teil der Nachtkennzeichnung, konkret um 
deren Aktivierung, handelt. 
 
 
Zu Ziffer I. 3.6 Straßenrecht 
 
Das Bauvorhaben befindet sich an der freien Strecke der K 51. 
Die verkehrliche Erschließung erfolgt über zwei auszubauende Wirtschaftswege bei ca. Station 
2,700 rechts und links von der freien Strecke der K 51. 
Die nach § 22 Abs. 5 Landesstraßengesetz (LStrG) für Rheinland-Pfalz erforderliche Ausnahme 
vom Anbauverbot des § 22 Abs. 1 Nr. 2 LStrG kann unter Auflagen erteilt werden. 
 
 
Zu Ziffer I. 3.7 Forstrecht 
 
Wald darf nach § 14 Abs. 1 LWaldG nur mit Genehmigung der Forstbehörde gerodet und in eine 
andere Bodennutzungsart umgewandelt werden. 

Durch Nebenbestimmungen ist gemäß § 14 Abs. 5 LWaldG sicherzustellen, dass von der 
Genehmigung zur Waldumwandlung erst dann Gebrauch gemacht werden darf, wenn das Vorhaben 
auf der Fläche zulässig ist. Da Wald aufgrund seiner zahlreichen positiven Wirkungen für die Umwelt 
und die Gesellschaft eine Zentralressource darstellt, soll damit eine vorschnelle Zerstörung dieses 
langfristig angelegten Ökosystems vermieden werden, solange keine Gewähr besteht, dass das auf 
der gerodeten Fläche beabsichtigte Vorhaben auch tatsächlich durchführbar ist. 

Der Sinn der Befristung der Umwandlungsgenehmigung liegt darin begründet, nachteilige 
Auswirkungen auf die in den §§ 1 und 6 LWaldG beschriebenen Gesamtheit und Gleichwertigkeit 
der Waldwirkungen zu mindern. Dazu ist die gerodete Fläche im Anschluss an die 
Genehmigungsdauer nach BlmSchG im Sinne eines größtmöglichen gesellschaftlichen 
Gesamtnutzens umgehend wieder in multifunktionalen Wald zu überführen. 

Wird die Genehmigung zur Umwandlung nach § 14 Abs. 1 Satz 5 LWaldG befristet erteilt, so ist 
durch Nebenbestimmungen in Verbindung mit einer Bürgschaft sicherzustellen, dass das 
Grundstück innerhalb einer angemessenen Frist ordnungsgemäß wieder aufgeforstet wird. 

Aus forstlicher Sicht erhebt das Forstamt Nastätten keine Bedenken gegen die Rodung, oder 
stellt diese zurück, wenn die geforderten Nebenbestimmungen umgesetzt werden. 
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Zusätzlich gibt das Forstamt Nastätten bereits an dieser Stelle den Hinweis, dass die im 
Fachbeitrag Naturschutz als Kompensationsmaßnahme A 4 bezeichnete Erstaufforstung in der 
Gemarkung Niedertiefenbach, Flur 6, Flurstück 16/2 zu gegebener Zeit beim Forstamt Nastätten, 
als zuständige Untere Forstbehörde, gem. § 14 Landeswaldgesetz für RLP zur Genehmigung zu 
beantragen ist, da sie nicht Gegenstand des gegenwärtigen immissionsschutzrechltichen 
Verfahrens ist. 
 
 
Zu Ziffer I. 3.8 Wasser-, Abfall-, Bodenschutz- und Bergrecht 
 
1. Oberflächengewässer: 

Oberflächengewässer sind von den Bauvorhaben nicht unmittelbar betroffen; die beantragte 
WEA befindet sich in einem Waldgebiet. Es ist nicht vorgesehen, anfallendes 
Niederschlagswasser gezielt abzuleiten, vielmehr soll dieses Niederschlagswasser breitflächig 
über die belebte Bodenzone versickert werden. Rückhalteinrichtungen, Absetzbecken oder 
andere Entwässerungsanlagen sind nicht geplant. 

Dass durch die Baumaßnahme Niederschlagswasser anfällt, ergibt sich aus dem Fachbeitrag 
Naturschutz Seite 52. Ebenso, dass dessen Versickerung weiterhin gewährleistet ist. 

Gemäß § 55 WHG soll Niederschlagswasser vor Ort versickert werden, wenn weder 
wasserrechtliche oder sonstige öffentlich-rechtlichen Vorschriften noch wasserwirtschaftliche   
Belange entgegenstehen. Diese sind hier nicht ersichtlich, sodass eine Versickerung vor Ort zu 
gewährleisten ist. 

2. Bodenschutz: 

Im Bodenschutzkataster von Rheinland-Pfalz kartierte Altlasten- oder Verdachtsflächen 
sind von den geplanten WEA und ihren Zuwegungen nicht betroffen. Auch die geplanten 
Kranaufstellflächen werden von den Eintragungen im Bodenschutzkataster nicht tangiert.  

3. Grundwasserschutz: 

Die Gefährdungen die sich aus dem Bau und Betrieb der Anlagen ergeben und die vor-
gesehenen Sicherungsmaßnahmen werden wie folgt bewertet:  

a. Rodung: 

Die Errichtung der WEA geht mit einer Flächeninanspruchnahme von ca. 1 ha einher. In 
Waldgebieten ist hierzu regelmäßig die Rodung entsprechender Flächen notwendig. Rodungen 
führen zu einer Entfernung der Pflanzenbedeckung. Hierdurch kommt es zu einem Wegfall der 
Interzeption sowie der Transpiration durch die Pflanzen. Gleichzeitig nimmt die Evaporation des 
Bodens zu. Die beiden Effekte sind gegenläufig, dennoch ist von einer Erhöhung der auf den 
Boden auftreffenden Niederschlagsmengen und damit der Infiltration und infolge dessen auch 
der Sickerwasserraten auszugehen. 
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Zudem geht nach Entfernung der Pflanzenbedeckung eine erhöhte Wind- und Nieder-
schlagserosion mit erhöhtem Bodenabtrag einher. Dadurch werden die schützenden 
Deckschichten auf den Abtragsflächen zusätzlich verringert und die Puffer- und 
Rückhaltefunktion des Oberbodens reduziert. 

Eine kurze Bauzeit sollte angestrebt werden, insbesondere die Zeitspanne zwischen 
Abschieben des humosen Oberbodens und der Herstellung von Fundamenten bzw. 
Tragschichten ist so kurz wie möglich zu halten. Generell sind die Bauzeiten so zu wählen, dass 
eine offene, unbedeckte Bodenoberfläche zu Zeiten der höchsten Niederschlagsintensitäten 
vermieden wird. 

Bei sach- und fachgerechter Ausführung und Beachtung der vorstehenden Hinweise ist nicht 
von einer Gefährdung des Grundwassers durch die Rodung auszugehen.  

b. Erdaufschlüsse Behandlung von Oberflächenwasser: 

Nach Abtrag der belebten Bodenzone auf den Baufeldern, Zuwegungen und entlang der 
Leitungstrassen kann während und ggf. nach Ende der Bauphase eingetrübtes und/oder 
mikrobiologisch belastetes Niederschlagswasser rasch zur gesättigten Bodenzone vordringen 
und die Grundwasserbeschaffenheit beeinträchtigen. 

Entlang von Leitungstrassen kann dieser Effekt auch längerfristig auftreten, sofern nicht 
entsprechende Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Eine Dränfunktion kann darüber hinaus 
auch quantitative Veränderungen des oberflächennahen Wasserhaushalts zur Folge haben. 

Es dürfen keine vertikalen oder horizontalen Fließwege geschaffen werden. Entlang von 
Leitungen sind Querriegel in der Schotterpackung vorzusehen. 

Bei sach- und fachgerechter Ausführung und Beachtung der vorstehenden Hinweise ist nicht 
von einer Gefährdung des Grundwassers durch die Erdaufschlüsse auszugehen.  

c. Ausbau von Forst- und Wirtschaftswegen: 

Die Anlieferungen erfolgen nun nördlich der WEA von der K 51 über einen öffentlichen Weg. 
Vom weiteren Wegeausbau sind keine Wasserschutzgebiete betroffen. 

Grundsätzlich sind zur Andienung der WEA-Standorte und der Baustelle zuvorderst be-
stehende forstwirtschaftliche Wege zu nutzen. Um eine ordnungsgemäße und gefahrlose 
Andienung der einzelnen WEA-Standorte zu gewährleisten, ist es zwingend erforderlich, eine 
ausreichende Gesamtwegbreite sicherzustellen. 

Der Ausbau erfolgt in Form einer wassergebundenen Decke. Zur Herstellung neuer Wege ist 
neben dem Wiedereinbau der anfallenden Aushubmassen ausschließlich der Einbau von 
natürlichem und unbelastetem Liefermaterial (LAGA ZO) vorgesehen. Eine Rodung 
einschließlich einer Entfernung der Wurzelteller ist lediglich punktuell erforderlich. lm Bereich 
von Kurven (Überschwenkbereichen) verbleiben die Wurzelteller im Boden. 

Bei sach- und fachgerechter Ausführung und Beachtung der vorstehenden Hinweise ist nicht 
von einer Gefährdung des Grundwassers durch den Wegebau auszugehen. 
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4. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Bei den WEA handelt es sich um HBV-Anlagen im Sinne der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV).  

Folgende wassergefährdende Stoffe werden in den WEA verwendet: 

 
Nr. Ort Art Menge WGK 

1a Azimutgetriebe Syntheseöle mit Additive 198 l  1 

1b Abtriebswellenlager im Azi-

mutgetriebe 

Mischung aus Basisölen, Verdi-

ckern und Additiven 

11 l 1 

1c Schmierstoffgeber Azimutla-

gerverzahnung 

Mineralöl, synthetisches Kohlen-

wasserstoff-Öl und Lithium-Spezi-

alseife 

1 l 1 

1d Azimutlagerverzahnung Mineralöl, synthetisches Kohlen-

wasserstoff-Öl und Lithium-Spezi-

alseife 

 1 

1e Azimutlagerlaufbahn Synthesegrundstoff mit Additive 17 l 2 

2 Behälter Zentralschmierein-

heit Maschinenhaus 

Synthesegrundstoff mit Additive 20 l 2 

3a Blattverstellgetriebe Syntheseöle mit Additive 12 l 1 

3b Abtriebswellenlager im 

Blattverstellgetriebe 

Mischung aus Basisölen, Verdi-

ckern und Additiven 

1 l 1 

3c Schmierstoffgeber Blatt-

flanschlagerverzahnung 

Mischung aus Basisölen, Verdi-

ckern und Additiven 

1,5 l 1 

3d Blattflanschlagerverzahnung Mischung aus Basisölen, Verdi-

ckern und Additiven 

 1 

3e Blattflanschlagerlaufbahn Synthesegrund-stoff und Additive 24 l 2 

4a Vorderes Rotorlager Synthesegrundstoff mit Additive 116 l 2 

4b Hinteres Rotorlager Synthesegrundstoff mit Additive 87 l 2 

5a Kran Gondel LIFTKET Gemisch aus Mineralöl und Addi-

tiven 

0,35 l 1 

5b Kette Kran Gondel LIFTKET Syntheseöl mit Additiven  1 

6 Hydrauliksystem Rotorarre-

tierung + Rotorbremse 

Hochraffiniertes Mineralöl mit Ad-

ditiven 

35 l 1 
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Nr. Ort Art Menge WGK 

7 Löschmittelbehälter automa-

tisches Löschsystem in der 

Gondel 

Schaumfeuerlöschmittel 20 l 1 

8 Flüssigkeitskühlung E-Mo-

dul (Leistungsschränke und 

USV-Schalt-schrank) 

Monoethylenglykol und Wasser 360 l 1 

9a Winde Aufstiegshilfe  

Goracon G-tac 

 

Tractel/Greifzug tirak X622P 

 

Schmierstoff 

 

Polyalkylenglykol-Öl 

 

0,6 l 

 

2 l 

1  

 

 

1 

9b Fahrseil Aufstiegshilfe   

Goracon  

 

Tractel/Greifzug 

 

Gemisch Erdöl  

  

Aerosol 

  

2  

  

2 

9c Sicherheitsseil Aufstiegs-

hilfe  

Goracon 

 

Tractel/Greifzug 

 

 

 

 

Aerosol 

  

 

 

 

2 

10 Transformator Gemischtes Ester mit Pentaeryth-

ritol 

1845 l awg 

 Gesamte Anlage  

Es fehlen Angaben! 
 2541 l 1, 2 + 

awg 
 

Gemäß § 39 Abs. 10 AwSV wird in der Anlage mit wassergefährdenden Stoffen unter-
schiedlicher Wassergefährdungsklassen umgegangen. Maßgebend ist hier die WGK 2. Es 
handelt es sich bei diesen WEAs jeweils um eine Anlage der Gefährdungsstufe B. Neben den 
Grundsatzanforderungen nach § 17 AwSV müssen auch die Anforderungen an die Rückhaltung 
wassergefährdender Stoffe eingehalten werden (vgl. § 18 AwSV). 

Dabei muss die Rückhalteeinrichtung dem Volumen entsprechen, das bei Betriebsstörungen 
bis zum Wirksamwerden geeigneter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann. 
Abfüllflächen sind gemäß § 33 AwSV für diese Verwendungsanlagen nicht erforderlich. 
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Folgende Rückhalteeinrichtungen sind in den WEAs vorhanden: 

Nr. Komponente Art der Rückhaltung 

1 Azimutantrieb Die Azimutgetriebe haben ein geschlossenes, voll ab-
gedichtetes Gussgehäuse. Für den Fall eines Ölaus-
tritts während des Betriebs wie auch während des 
Nachfüllens der Azimutgetriebe kann die Gondelver-
kleidung das Getriebeöl aufnehmen. 
Maschinenhausverkleidung          605 l 
Fettauffangring                              164 l 

1 Azimutlager Das Azimutlager ist einseitig leckagefrei abgedichtet, 
gegenüberliegend tritt der überschüssige Schmierstoff 
aus. Das gewählte Dichtungskonzept gewährleistet die 
Durchspülung des Lagers mit frischem Fett von unten 
nach oben. Der Schmierstoff tritt auf der Zahnkran-
zoberseite aus und wird in Fettwannen unter der Ver-
zahnung aufgefangen. 
Fettauffangring                              164 l 

2 Zentralschmiereinheit 

Maschinenhaus 

Bei der Zentralschmiereinheit handelt es sich um ein 
geschlossenes System. Sie ist mit einem Drucksensor 
ausgestattet. Sobald der Druck im System fällt, wird 
eine Warnung generiert. Diese Warnung wird per Fern-
überwachung sofort ausgewertet, ein Serviceteam 
wird informiert. 
Maschinenträger                           30 l 

3 Blattverstellantriebe Getriebe haben ein geschlossenes, voll abgedichtetes 
Gussgehäuse. Für den Fall eines Ölaustritts während 
des Betriebs wie auch während des Nachfüllens der 
Blattverstellgetriebe kann das Öl innerhalb der ge-
schlossenen Rotornabe aufgefangen werden. 
Blattflanschlager-Wanne             300 l 

4 Rotorlagerung Das Gebrauchtfett entweicht über einen Dichtspalt und 
sammelt sich in einem abgeschlossenen Bereich zwi-
schen Achszapfen und Rotorträger. Das Gebrauchtfett 
wird über die vorgesehene Lebensdauer zwischen den 
Lagersitzen gesammelt. Die Lagerabdichtung nach au-
ßen erfolgt durch den Einsatz von Rotations-dichtun-
gen. 
Generatorverkleidung                        338 l 

5 Kran Gondel Der eingesetzte Kran in der Gondel hat ein geschlos-
senes, voll abgedichtetes Gehäuse. Für den Fall eines 
Ölaustritts kann die Gondelverkleidung das Getriebeöl 
aufnehmen. 
Maschinenhausverkleidung               605 l 
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Nr. Komponente Art der Rückhaltung 

6 Hydrauliksystem Rotor-
arretierung 

Es handelt sich um ein geschlossenes Hydrauliksys-
tem, das druckfrei gehalten wird. Erst bei einer Arretie-
rung oder Bremsung wird der Druck aufgebaut. Für 
den Fall eines Hydraulikölverlusts am Hydraulikaggre-
gat ist unter den Hydraulikaggregaten eine Auffang-
wanne montiert. Bei einer Leckage an den Schläuchen 
des Hydrauliksystems Rotorarretierung und Rotor-
bremse kann die Generator- und Gondelverkleidung 
das Hydrauliköl aufnehmen. 
Generatorverkleidung                        338 l 
Ölwanne am Hydraulikaggregat          25 l 

7 Automatisches Lösch-
system in der Gondel 

Das automatische Löschsystem in der Gondel ist ge-
genüber Stößen, Vibrationen, Erschütterung und Ver-
schmutzung unempfindlich. Das Löschmittel wird nach 
dem Löschvorgang überwiegend vom Gehäuse des 
entsprechenden Bauteils aufgenommen. Falls Lösch-
mittel aus dem Bauteil austritt, kann die Gondelverklei-
dung bzw. der Turmboden das Löschmittel aufnehmen. 
Maschinenhausverkleidung              605 l 

8 Flüssigkeitskühlung E-
Modul 

Es handelt sich um ein geschlossenes Flüssigkeits-
kühlsystem. Das Flüssigkeitskühlsystem ist mit einem 
Füllstandssensor ausgestattet. Sobald der Füllstand im 
geschlossenen System einen definierten Mindestwert 
unterschreitet, wird eine Warnung generiert. Diese 
Warnung wird per Fernüberwachung ausgewertet, ein 
Serviceteam wird informiert. Austretende Flüssigkeit 
wird in Auffangwannen gesammelt. 

9 Aufstiegshilfe Die eingesetzte Winde in der Aufstiegshilfe besitzt ein 
geschlossenes, voll abgedichtetes Gehäuse. Für den 
Fall eines Ölaustritts kann die Aufstiegshilfe das Ge-
triebeöl aufnehmen. 

10 Transformator Der Transformator steht in einer nach dem deutschen 
„Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG)“ zertifizierten Auffangwanne, 

welche für das komplette Flüssigkeitsvolumen des 
Transformators ausgelegt ist. Tritt Isolierflüssigkeit aus, 
wird eine Warnung generiert. Diese Warnung wird per 
Fernüberwachung ausgewertet, ein Serviceteam wird 
informiert. Austretende Flüssigkeit wird in der Auffang-
wanne gesammelt. 
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5. Fazit aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann dem geplanten Vorhaben zugestimmt werden, wenn die 
v. g. Nebenbestimmungen sowie die vorstehenden Hinweise beachtet werden. 

 
Zu I. 3.9 Denkmalrecht 
 

In dem angegebenen Planungsbereich sind der Direktion Landesarchäologie/Erdgeschichtliche 
Denkmalpflege keine erdgeschichtlich relevanten Fundstellen bekannt. Es handelt sich aber um 
potenziell fossilführende Gesteine. Deshalb wird auf die Anzeige-, Erhaltungs- und 
Ablieferungspflicht hingewiesen (§ 16-20 DSchG RLP). Eine rechtzeitige Information vor Beginn 
von Erdarbeiten (4 Wochen vorher) ist daher erforderlich. 

 
1.5. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung wurde zusammen mit den Anlagen WEA Ka 1 und 2 durchge-
führt und das Ergebnis in der Entscheidung vom 10.02.2023 unter Aktenzeichen 6/61-1-40/18 
dargestellt. 

Die Verschiebung der Anlage WEA Ka 3 nach Durchführung der v. g. UVP-Prüfung führt nicht zu 
einem anderen Ergebnis hinsichtlich der zu erwartenden Auswirkungen auf die zu betrachtenden 
Schutzgüter. Es war daher keine erneute UVP-Prüfung durchzuführen. 

 
1.6. Genehmigungsentscheidung 

 
Im Rahmen des Verfahrens wurden gemäß § 10 Abs. 5 BlmSchG die Stellungnahmen der Fach-
behörden eingeholt, deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben berührt werden. Diese äußer-
ten keine Bedenken gegen die Durchführung des Vorhabens, wenn die von ihnen gemäß § 12 
Abs. 1 BlmSchG festgesetzten Nebenbestimmungen in den Genehmigungsbescheid aufgenom-
men werden. Hinweise oder Anregungen der Fachbehörden wurden im Verfahren abgearbeitet.  

Nachfolgende beteiligte Stellen haben in ihren Stellungnahmen keine Bedenken gegen das Vor-
haben vorgetragen: Rhein-Main-Rohrleitungsgesellschaft m.b.H., Amprion GmbH, Ruhrgas AG, 
Inexio IT u. Telekommunikation GmbH,  Westnetz GmbH, Ericsson GmbH, Vodafone, Deutsche 
Funkturm GmbH, PLEDOC-Open Grid Europe, DWD Hamburg, untere Denkmalschutzbehörde, 
GDKE Landesdenkmalpflege, GDKE Burgen-Schlösser-Altertümer, Gesundheitsamt Rhein-
Lahn, DLR Westerwald-Osteifel, Verbandsgemeinde und Verbandsgemeindewerke Aar-Einrich, 
DRS NX UK LtD, Deutscher Wetterdienst.  

Nachfolgende beteiligte Stellen haben keine Rückantwort gegeben: Syna GmbH, Zweckverband 
Naturpark Nassau, Ruhrgas AG, Kabel Deutschland Vertrieb u. Service GmbH, Deutsche Glas-
faser Holding GmbH, Phoenix Engineering GmbH, Optiver Services B.V.. 

Die Ortsgemeinde Klingelbach hat auf die Einholung des Einvernehmens der Maßnahme keine 
Rückmeldung gegeben, so dass gemäß § 36 BauGB das Einvernehmen kraft gesetzlicher Fiktion 
wurde erteilt. 
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Die Landwirtschaftskammer Koblenz führt in ihrer Stellungnahme vom 13.06.2023 an, dass der 
vorgesehene waldrechtliche Ausgleich – Maßnahmenfläche M4 in Niedertiefenbach – abgelehnt 
wird. Dies wird damit begründet, dass Ersatzaufforstungen im Rhein-Lahn-Kreis bei einem Wald-
anteil von über 44,9 % nicht notwendig seien, da solche lediglich bei einem Waldanteil von unter 
35 % zu fordern seien. Das zur Aufforstung vorgesehene Grundstück in Niedertiefenbach sei im 
aktuell gültigen RROP als Vorranggebiet Landwirtschaft ausgewiesen. Die vorgesehene Auffors-
tung stimme daher nicht mit den Zielen des RROP Mittelrhein-Westerwald überein. 

Die Landwirtschaftskammer Koblenz wurde auch in dem Verfahren der WEA Ka 1 und WEA Ka 
2 einschließlich dem ehemals beantragten Standort der WEA Ka 3 beteiligt. Auch diese Vorhaben 
sehen eine Aufforstung auf der identischen Maßnahmenfläche M4 in Niedertiefenbach vor. In 
dem dortigen Verfahren wurde nicht auf das Vorranggebiet Landwirtschaft hingewiesen und die 
dortige Maßnahme nicht abgelehnt. Es wurde daher bereits für v. g. Anlagen die Fläche M4 in 
Niederwallmenach zur Aufforstung vorgesehen. Eine abweichende Entscheidung für die Anlage 
WEA Ka 3 kann daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr erfolgen. Die beantragte Aufforstungs-
maßnahme kann daher als waldrechtliche Kompensationsmaßnahme M4 umgesetzt werden. 

Gemäß § 6 Abs. 1 BlmSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die 
sich aus § 5 BlmSchG und einer auf Grund des § 7 BlmSchG erlassenen Rechtsvorschrift erge-
benden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 
Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen nicht entgegenstehen. 

 
 

1.7. Befreiung von den Festsetzungen der Landesverordnung über den Natur-
park Nassau 

 
Die beantragte Anlage soll innerhalb des Geltungsbereichs des Naturparks Nassau (Landesver-
ordnung über den „Naturpark Nassau“ vom 30.10.1979 (LVO NPN)), allerdings außerhalb von 
Kernzonen errichtet werden. 

Der Naturpark Nassau wurde 1979 als Naturpark festgesetzt. Vorläufer war ein großflächiges 
Landschaftsschutzgebiet „Naturpark Nassau“ von 1963/64, welches den gesamten Raum des 
heutigen Naturparks überspannte. Zusätzlich wurden im Jahr 1979 noch Gebiete im Raum Brau-
bach/Kamp-Bornhofen sowie im Raum Altendiez-Gückingen hinzugenommen. Der Naturpark 
überspannt seitdem Teile des Westerwaldkreises und Teile des Rhein-Lahn Kreises. Er umfasst 
insgesamt eine Fläche von 561,71 km². Die Rechtsverordnung wurde vom „Minister für Soziales, 

Gesundheit und Umwelt“ sowie vom „Minister für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten“ erlassen. 

Der Anlagenstandort liegt – wie unter Ziffer 1.2 der Begründung dargestellt -  außerhalb der Son-
derbaufläche 05 (23 ha) der 9. Änderung des Flächennutzungsplans –Teilfortschreibung Wind-
kraft- der Verbandsgemeinde Katzenelnbogen vom 04.02.2016. Die Feststellung der Vereinbar-
keit potentieller Anlagen mit der LVO Naturpark Nassau auf diesen Flächen wurde von der Plan-
geberin auf die Genehmigungsebene verschoben. Das ergibt sich aus den Planunterlagen zur 9. 
Änderung des Flächennutzungsplanes im ergänzenden Gutachten „Bewertung der Sonderbau-
flächen für Windenergienutzung zur Vereinbarkeit mit Belangen des Denkmalschutzes und des 
Naturparks Nassau“, Seite 103, letzter Absatz i. V. m. dem Abwägungsbeschluss des VG-Rates 
vom 12.05.2014 im Rahmen des Offenlageergebnisses gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB, 1. Beschlussvorschlag zum Thema NP Nassau).  Damit wurde die Möglichkeit einer Aus-
nahme- oder Befreiungslage auf der FNP-Ebene nicht positiv konstatiert. 
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Auch die Genehmigung des Flächennutzungsplans gem. § 6 BauGB erfolgte ausdrücklich vorbe-
haltlich der Naturparkverträglichkeit von Anlagen auf Genehmigungsebene (siehe FNP-Geneh-
migung der Kreisverwaltung Rhein-Lahn vom 04.11.2014, Seite 2, dritter Absatz). 

Die Rechtsverordnung weist in ihrem § 4 Abs. 1 folgenden Schutzzweck aus:  

(1) Schutzzweck für den gesamten Naturpark ist die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart, der 
Schönheit und des für Langzeit- und Kurzurlaub besonderen Erholungswertes des Lahntales und 
seiner Seitentäler sowie der rechtsseitigen Rheinhänge und Seitentäler des Rheins zwischen 
Lahnstein und Kamp-Bornhofen, mit den landschaftlich abwechslungsreichen, begleitenden Hö-
henzügen und der "Montabaurer Höhe". 

Gem. § 5 Abs. 1 Nr. 1 LVONPN sind im Naturpark ohne Genehmigung der Landespflegebehörde 
u.a. das Errichten baulicher Anlagen aller Art verboten. 

Nach Abs. 3 kann die Genehmigung nur versagt werden, wenn die Maßnahmen dem Schutz-
zweck zuwiderlaufen und eine Beeinträchtigung des Schutzzwecks nicht durch Bedingungen o-
der Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden kann oder wenn ein planerischer Nachweis für 
Verhütungs- oder Ausgleichsmaßnahmen nicht erbracht wird. 

Die Untere Naturschutzbehörde hatte in dem Verfahren der WEA Ka 1 und Ka 2, die zusammen 
mit der WEA Ka 3 zu einem Windpark (Windpark Einrich) gehören, am 09.05.2019 mitgeteilt, 
dass sie den Schutzzweck durch die beantragten Anlagen verletzt sieht, die Beeinträchtigung 
nicht ausgeglichen werden kann und sie daher zu einer Ausnahmegenehmigung ihr Einverständ-
nis nicht erteilt.  

Im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den WEA Ka 1 und Ka 2 sowie der Ka 3 am ursprünglich 
beantragten Standort gingen mehrere Einwendungen ein, die die Belegenheit der Anlagen im 
Naturpark Nassau und die dadurch verursachte Beeinträchtigung der geschützten Landschaft 
und ihres Erholungswerts, insbesondere für die Naherholung, monierten. 

Die Einwendungen wurden zwischen den Einwendern und dem Antragsteller erörtert, der seiner-
seits auf § 2 EEG verwies, wonach die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicher-
heit dienen. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die 
erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterab-
wägungen eingebracht werden. 

Die Genehmigungsbehörde hat geprüft, ob seit der Einführung des § 26 Abs. 3 BNatSchG durch 
das Vierte Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes es einer Ausnahmegenehmi-
gung oder einer Befreiung von den Verboten der Landesverordnung Naturpark Nassau überhaupt 
noch bedarf. Die Regelung gilt seit dem 01.02.2023. Sie trifft dem Wortlaut nach nur auf Land-
schaftsschutzgebiete zu. Fraglich ist jedoch, ob sie auch auf den Naturpark analog angewendet 
werden kann. 

Naturparke sind gem. § 27 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG großräumige Landschaftsschutzgebiete. 
Dies trifft auf den Naturpark Nassau zu. Auch der Schutzzweck gemäß seiner Rechtsverordnung 
ist entsprechend einem Landschaftsschutzgebiet formuliert. Das Landschaftsschutzgebiet war 
bis 1979 Vorläufer des Naturparks.   
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Nach § 26 Abs. 3 BNatSchG ist in Landschaftsschutzgebieten die Errichtung und der Betrieb von 
Windenergieanlagen in einem Windenergiegebiet nicht verboten. Einer Ausnahme oder Befrei-
ung bedarf es danach nicht. 

Eine sichere Klärung des Themas im Sinne einer Anwendbarkeit von § 26 Abs. 3 BNatSchG auf 
Naturparke konnte vor Erlass des Bescheides nicht herbeigeführt werden, sodass dem Antrag-
steller vorsorglich eine  

Befreiung gem. § 67 BNatSchG 

von den Verboten der Landesverordnung über den Naturpark Nassau erteilt wird. 

Gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann von den Geboten und Verboten u. a. nach dem Natur-
schutzrecht der Länder auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn dies aus Gründen des über-
wiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, not-
wendig ist. 

Der Antragsteller hatte zum Antrag der Anlagen WEA Ka 1 und Ka 2 sowie dem Antrag der Anlage 
WEA Ka 3 am alten Standort am 26.07.2018 einen Befreiungsantrag, gefertigt durch das Büro 
Jestaedt und Partner mit gleichem Datum, eingereicht. 

Im Rahmen der gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG durchzuführenden Abwägung sollen gem. § 
2 EEG die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden 
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Die Vorschrift besagt, dass die Errichtung und der 
Betrieb solcher Anlagen im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicher-
heit dient.  

In der Gesetzesbegründung (BR-Drs. 162/22, 176 f.) wird ausgeführt, dass staatliche Behörden 
dieses überragende öffentliche Interesse bei der Abwägung mit anderen Rechtsgütern berück-
sichtigen müssen. Dies betreffe jede einzelne Anlage einschließlich dazugehöriger Nebenanla-
gen, insbesondere bei Windenergieanlagen an Land, weil hier die Ausbauziele derzeit wegen 
knapper Flächen nicht erreicht würden. Konkret sollen die erneuerbaren Energien damit im Rah-
men von Abwägungsentscheidungen u. a. gegenüber dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder 
im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen über-
wunden werden. 

Dies ist eine gesetzgeberische Wertung, die die Genehmigungsbehörde zu beachten hat. 

Öffentliche Interessen können den erneuerbaren Energien als wesentlicher Teil des Klimaschutz-
gebotes nur dann entgegenstehen, wenn sie mit einem dem Artikel 20a GG vergleichbaren ver-
fassungsrechtlichen Rang gesetzlich verankert bzw. gesetzlich geschützt sind oder einen gleich-
wertigen Rang besitzen, so die gesetzgeberische Wertung. 

Hier relevant ist das in § 1 BNatSchG allgemein zum Ausdruck kommende Interesse an der dau-
erhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und der Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswerts von Natur und Landschaft. Diesem Interesse 
kommt vorliegend besonderes Gewicht zu, denn der vom Antrag betroffene Teil der Landschaft 
liegt im Geltungsbereich der Landesverordnung Naturpark Nassau. Diese Rechtsverordnung mit 
ihrem konservierenden Charakter bewirkt einen gesteigerten Landschaftsschutz gegenüber der 
Normallandschaft. Mit ihren Verboten sollen Einwirkungen auf die Landschaft verhindert werden.  



Rhein-Lahn-Kreises   Genehmigung 1 WEA Ka 3 Katzenelnbogen/Einrich  vom 18.01.2024 
 
     

  Seite 61 von 63 

Es war festzustellen, dass die beantragen Anlagen zwar nicht die ersten Anlagen im Naturpark 
Nassau wären, allerdings haben die vor dem Antrag des Windparks Einrich genehmigten 6 Anla-
gen (eine bei Rettert und fünf bei Eppenrod) eine maximale Höhe von 100 m und treten somit bei 
weitem nicht so stark in Erscheinung. Durch die mit dem Windpark Einrich beantragten Anlagen 
mit einer Gesamthöhe von 200 m wird eine weitere, stärkere Belastung geschaffen, die auf grö-
ßere Distanzen sichtbar ist. Der Bau der Anlagen kann dazu führen, dass aufgrund dieser zu-
sätzlichen Belastung weitere Anlagen beantragt werden. Dies kann wiederum dazu führen, dass 
der Schutzzweck des Naturparks Stück für Stück und de facto, zumindest in bestimmten Berei-
chen, obsolet wird. Weiterhin ist festzustellen, dass der Bereich, in dem die Anlagen gebaut wer-
den sollen, insbesondere der Naherholung dient.  

Die Gesamtfläche des Naturparks Nassau beträgt 56.171 ha. Die Vorrangfläche 05 des Flächen-
nutzungsplans ist 23 ha groß.  

Das im Befreiungsantrag vom 26.07.2018 (Jestaed und Partner) betrachtete Untersuchungsge-
biet umfasst einen 10 km Radius um die Standorte (Seite 20 des Befreiungsantrags). Davon liegt 
eine Fläche von 158 km², im Naturpark Nassau, das sind 40 % des Untersuchungsgebiets.  

Die optische Zusatzbelastung durch die mit dem Windpark Einrich geplanten Anlagen in diesem 
10 km-Radius liegt insgesamt bei 3,2 % bezogen auf alle drei Wirkzonen (Tabelle 10 des Befrei-
ungsantrags). Insbesondere in Wirkzone I liegt diese Zusatzbelastung bei 7,7 %, so dass in dieser 
Wirkzone I aber auch den weiteren Wirkzonen II und III die beantragten Anlagen deutliche Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild haben werden, u.a. auch auf die als sehr hoch bewertete 
Landschaftsbildeinheit „Unteres Dörsbach-Tiefenbachgebiet bis zur Wasserscheide“. 

Ebenso ist insbesondere während der Bauzeit mit Beeinträchtigungen der Funktion als Naherho-
lungsgebiet zu rechnen. 

Im Untersuchungsgebiet gibt es bereits mehrere Windkraftanlagen, die allerdings bis auf die bei 
Rettert, nicht im Naturpark Nassau stehen, sondern hauptsächlich im benachbarten Hessen. Die 
im Naturpark Nassau sichtbare Gesamtvorbelastung durch bereits vorhandene Windenergiean-
lagen liegt bei insgesamt 20,8 %. Durch den Bau der bereits positiv beschiedenen Anlagen WEA 
Ka 1 und WEA Ka 2. steigt diese Gesamtbelastung bezogen auf alle drei Wirkzonen um 6% auf 
26,8% (Tabelle 18 des Befreiungsantrags). Deutlich wird auch hier der Anstieg der Zusatzbelas-
tung insbesondere in Wirkzone I um 8,8 % auf 41,8 % - somit im Nahsichtbereich - innerhalb des 
Naturparks Nassau.  

Die beantragte Anlage WEA Ka 3 soll in unmittelbarer Nähe der Anlagen WEA Ka 1 und WEA Ka 
2 errichtet werden und hat vergleichbare Auswirkungen. 

Die Anlage WEA Ka 3 verursacht zusammen mit den positiv beschiedenen Anlagen des Wind-
parks Einrich eine Vollversiegelung von 185 m² bzw. eine Teilversiegelung von 6.300 m².   

Der Standort der WEA Ka 3 liegt auf einer nach Borkenkäferkalamität entstandenen Freifläche. 
Die Rodungsfläche für den Kranausleger liegt in einem Fichtenbestand, somit keinen Flächen 
hoher Wertstufe. Von den WEA Ka 1 und Ka 2 sind Flächen mit mittlerer und hoher Bedeutung 
betroffen, jedoch keine Flächen der Wertstufe 1. 

Der Abstand der beantragten Anlagen liegt ca. 10.800 m von der nächstgelegenen Kernzone 
entfernt (Abbildung 9 des Befreiungsantrags). Somit gibt es keine Überschneidung zwischen dem 
10 km-Untersuchungsgebiet und der Naturpark-Kernzone. 
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Das Vorhaben ist zusammen mit den übrigen Anlagen des Windparks einerseits mit weiteren 
optischen Beeinträchtigungen der Landschaft, einer Neuversiegelung und einer Inanspruch-
nahme von Wald verbunden. 

Auf der anderen Seite steht das in § 2 EEG normierte überragende öffentliche Interesse an dem 
Ausbau erneuerbarer Energien. 

Dazu leisten die beantragten Anlagen des Windparks Einrich ihren Beitrag. Gemäß den Angaben 
des Antragstellers werden die ursprünglich beantragten 3 Anlagen einen Jahresertrag von ca. 8,5 
Mio. kW/h haben.  

Der grundsätzliche Standortbereich wurde bereits durch die Ausweisung der Sonderbaufläche im 
Flächennutzungsplan durch die Verbandsgemeinde in der Abwägung verschiedener Belange ge-
troffen. Auch der Fläche außerhalb der Sonderbaufläche wurde durch die Verbandsgemeinde 
Aar-Einrich zugestimmt. Die Frage nach Alternativstandorten außerhalb der ausgewiesenen Flä-
chen stellt sich damit nicht.   

Die beantragten Anlagenstandorte befinden sich in einer Entfernung von ca. 1,2 – 1,4 km zur 
Naturparkgrenze und liegen somit nicht mitten im Naturpark Nassau, sondern eher in einer Rand-
lage. Eine Kernzone wird nicht tangiert und befindet sich auch nicht in der näheren Umgebung. 

Weiterhin ist die Flächeninanspruchnahme gering im Verhältnis zur Großflächigkeit des Natur-
parks, das Vorhaben verursacht eine relativ geringe Steigerung der Sichtbelastung, die Versie-
gelung ist nicht erheblich und es werden keine hochwertigen Waldstandorte in Anspruch genom-
men.  Es dürfte sich somit um einen typischen und regelhaften Fall der Landschaftsbildbeein-
trächtigung durch erneuerbare Energien handeln.  

Für den typischen, regelhaften Fall ist die in § 2 EEG geschaffene Abwägungsgewichtung durch-
greifend gegenüber anderen Belangen. Nur in atypischen Konstellationen können sich die in § 2 
EEG genannten nachrangigen Belange durchsetzen. Das Landschaftsbild wird in der Gesetzes-
begründung als ein solcher, nachrangiger Belang genannt.  

Eine weitere gesetzgeberische Wertung ergibt sich aus dem oben schon genannten § 26 Abs. 3 
BNatSchG. Darin gibt der Gesetzgeber vor, dass sogar in Landschaftsschutzgebieten Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien nicht verboten sind und es weder einer Ausnahmegeneh-
migung noch einer Befreiung bedarf.  

Diese gesetzgeberischen Wertungen des überragenden öffentlichen Interesses an der Erzeu-
gung erneuerbarer Energien, wie es in § 2 EEG normiert ist und dem Zurückstehen des Belangs 
Landschaftsschutz, wie es sich aus § 26 Abs. 3 BNatSchG ergibt, lassen im vorliegenden Fall die 
Abwägung zugunsten der Erneuerbaren Energien ausfallen. 

 
1.8. Abschließende Genehmigungsentscheidung 
 

Die Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises als Genehmigungsbehörde gelangt nach sorgfälti-
ger Prüfung sämtlicher Antrags- und Planunterlagen und Auswertung aller fachbehördlichen Stel-
lungnahmen zu dem Ergebnis, dass bei Beachtung der festgesetzten Nebenbestimmungen durch 
das zur Genehmigung vorgelegte Vorhaben keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erhebli-
chen Belästigungen für die Nachbarschaft oder die Allgemeinheit herbeigeführt werden. Damit 
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Aktenzeichen 6/61-1-205/23 gemäß § 16 Abs. 1 i. V. m. § 1.6 b Abs. 7 S. 1 
BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 

der 4. BImSchV erteilt:

WEA Koordinaten Gemarkung Flur Flurstück

Ka3

GID 7006

425234,

5568395

Klingelbach 9 2981

Die vorgelegten Antrags- und Planunterlagen sind Bestandteil der 
Genehmigungen.

2. Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller. Die Kostenfestsetzung 

erfolgt in einem gesonderten Bescheid.

Antrags- und Planunterlagen

Der Änderungsgenehmigung liegen insbesondere folgende Antrags- und 

Planunterlagen zu Grunde:

1. Antrag Inhaltsverzeichnis Seitei
1. Formular 1 vom 25.06.2024 Seite 1-5

1. Formular 2 vom 01.06.2024 Seite 1-3

1. Formular 3 vom 01,06.2024 Seite 1-5
1. Formular 4 vom 01.06.2024 Seitei

1. Formular 5 vom 01.06.2024 Seite 1
1. Formulare vom 01.06.2024 Seitei

1. Formular 7 vom 01.06.2024 Seite 1

1. Formulars vom 01.06.2024 Seite 1-2

2. Projektbeschreibung vom 03.06.2024 Seite 1-2

2/24
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3. Lagepläne

3.1 Lageplan Ka 1 - Ka 3 vom 19.11.2024 Seite 1

3.2 Lageplan M 1/1000 Anlage Ka 1 vom 19.11.2014 Seite 1

3.3 Lageplan M 1/1000 Anlage Ka 2 vom 19.11.2014 Seite 1

3.4 Lageplan M 1/1000 Anlage Ka 3 vom 19.11.2014 Seite 1
3.5 Anlieferung - Kranstell- und Montageflächen Enercon Seite 1

3.6 Abstandsplan zur nächstgelegerien Bebauung v. 19.11.2014 Seite 1
3.7 Abgrenzung Wasserschutz v. 19.11.2014 Seite 1
4.1 Formulars vom 01.06.2024 Seite 1-5

4.2 Technische Beschreibung wassergefährdende Stoffe Seite 1-19
v. 27.07.2023

4.3 Stellungnahme Abfallentsorgung Seite 1
4.4 Technisches Datenblatt Abfallmengen Anlagenaufbau Seite 1
E-138EP3E3

4.5 Technisches Datenblatt Abfallmengen Anlagenbetrieb EP3 Seite 1
4.6 Stellungnahme Enercon vom 06.01.2025 Seite 1

4.7 Technische Beschreibung Kühlsysteme vom 31.08.2021 Seite 1-13
5. Bauantragsunterlagen

5.0 Bauvorlageberechtigung v 15.02.1996 Seite 1

5.1 Antrag auf Baugenehmigung vom 24.08.2022 Seite 1-4

5.2 Bauantrag - Antrag auf Vorbescheid vom 24.08.2022 Seite 1-4

6. Ermittlung der Rohbau- und Herstellkosten Seite 1
6:1 Herstell und Rohbaukosten Enercon Seite 1

7. Technische Beschreibung
7.0 Technische Beschreibung vom 27.07.2021 Seite 1-24

7.1 Techn. Beschreibung Anlagensicherheit vom 22.04.2024 Seite 1-7
7.2 Turmbeschreibung Seitei

7.3 Ansicht Hybridturm vom 25.11.2020, Seite 1
geändert 30.07.2021

7.4 Technische Beschreibung Fundament Seite'1
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7.5 Gondelschnitt vom 04.11.2020, geändert 30.08.2021
7.6 Gondelabmessung

7.7 Technisches Datenblatt Hinterkantenkamm

7.8 Technisches DatenblattBefeuerung vom 13.09.2022

7.9 Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung vom 29.10.2021

7.10 Konformitätsbescheinigung vom 12.01.2021

Seite 1 

Seite 1-10 
Seite 1-12 
Seite 1-2

Seite 1 

Seite 1

7.11 Zertifikat nach Nr. 22 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Seite 1 

zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AW Kennzeichnung) 
vom 10.10.2022

8. Technische Betriebsführung 
9: Abstandsflächen

9. Abstandsflächenberechnung Seite 1
10. Standortkoordinaten Seite 1
11. Netzeinspeisung

11. Planung Kabeltrasse Netzeinspeisung Seite 1
12. Erschließungsmaßnahmen

12.1 Karte wegebauliche Erschließung Katzenelnbogen Seite 1
vom 05.06.2024

12.1 Karte wegebauliche Erschließung ab B260 Seite i
vom 05.06.2024

12.2 Technische Spezifikation Zuwegung und Baustellenflächen Seite 1-38 
vom 22.02.2024

12.3 Anlieferung Kranstell- und Montagefläche Herstellerplanung Seite i 
vom 12.11.2024

13. Brandschutz

13.1 Brandschutzkonzept E 138 EPS E3 vom 31.03.2023 Seite 1-24

13.2 Stellungnahme Brandschutzkonzept Wald vom 19.06.2013 Seite 1-2
13.3 Technische Beschreibung Brandschutz vom 18.03.2021 Seite 1-6
14. Arbeitsschutz

14.1 Arbeitsschutz beim Aufbau von Windenergieanlagen Seite 1
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vom 30.08.2006

14.2 Technische Beschreibung Einrichtungen zum Seite 1-5

Arbeits-, Personen- und Brandschutz vom 22.03.2021

15. Schall und Schatten

15. Anlage A-Gebietsausweisung vom 16.08.2022 Seite 1
15. Anlage B Seite 1 Vorbelastung Windenergie vom 01.07.2024 Seite 1 

15. Anlage B unterschrieben vom 08.01.2025 Seite 1
15. Anlage B Seite 2 Gewerbelärm vom 17.02.2023 . Seite 1

15.1 Schallimmissionsprognose 12186/24800/555043183-B09 Seite 1-28 
vom 08.08.2024

15.2 Anlage zu Bericht-Nr. 12186/24800/555043183-B09 Seite 1-121

vom 18.12.2023
15.3 Ausbreitungskarten Seite 1-4

15.3. a Schattenwurfprognose EI18299FR-A01a-Schatten Seite 1-49

vom 28. November 2018
15.3. b Schattenwurfprognose Nachtrag Seite 1-50

NC23025FR-C02a-Schatten vom 14. Juli 2023
15.3. C Bericht Schattenwurf Katzenelnbogen vom 21.08.2024 Seite 1-9

15.3. d Schattenberechnung Windpro komplett vom 22.08.2024 Seite 1-17

15.3. e Schattenkarte möglicher Schattenwurf Vorbelastung vom Seite 1

22.08.2024
15.3. f Schattenkarte möglicher Schattenwurf Zusatzbelastung Seite 1

vom 22.08.2024
15.3. g Schattenkarte möglicher Schattenwurf Gesamtbelastung Seite .1 

vom 22.08.2024
15.3. h Technische Beschreibung Schattenabschaltung Seite 1-5

vom 31.05.2023
15.4 Technische Beschreibung Schallreduzierung Seite ,1-19

vom 17.01.2023
16. Standsicherheit- Turbulenzberechnung
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16.1 Baugrundgutachten vom 21.10.2019 Seite 1-56
16.2 Standorteignung Bericht TÜV Nord vom 06.09.2024 Seite 1-7

17. Angaben zum Abschaltmechanismus bei Eisansatz
17.0 Technische Beschreibung über die eingebaute Seite 1

Steuerung aller Enercon WEA

17.1 Technische Beschreibung Eisansatzerkennung der E 138 
vom 01.12.2023

17.3 Gutachten Eisansatzerkennung nach dem 
Kennlinienverfahren vom 09.12.2021

17.4 Technische Beschreibung Blattheizung vom 27.07.2021

17.5 Gefährdung durch Eisabfall mit Rotorblattheizung vom 
15.06.2017

17.6 Herstellererklärung TES Hinterkantenkämme 
vom 26.07.2016

17.7 Technische Beschreibung Wölfel-Eisansatzerkennung 
vom 05.07.2024

18. Betriebseinstellung

18.1 Maßnahmen Betriebseinstellung
18.2 Rückbaukostenschätzung 2024
19. Rodung

19.1 Rodungstabelle vom 03.12.2024

19.2 Rodungs- und Lageplan vom 19.11.2024
19.6 Rodungsplan Ka 3 und Wendetrichter

20. Allgemeine Vorprüfung und Fachbeitrag Naturschutz
20.1 Allgemeine Vorprüfung vom 20.09.2024

20.2 Fachbeitrag Naturschutz vom 25.09.2024
20.3 Biotopkarte 1 Nachtrag vom 25.09.2024

20.4 Bericht Avifauna Untersuchung vom 21.08.2024

21. Beschreibung Richtfunk

21.1 Formular Richtfunk

Seite 1-25

Seite 1-32

Seite 1-23 

Seite 1-5

Seite ,1

Seite 1-20

Seite 1 

Seite 1

Seite 1 
Seite 1 
Seite 1

Seite 1-10 

Seite 1-6 
Seite 1 
Seite 1-18

Seite 1
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21.2 Fresnel Zone Technische Planung Lageplan Ka3 Seite 1
vom 09.08.2024

21.3 Zustimmung DRW Richtfunk vom 09.08.2024 Seite 1-2
21.4 Zustimmung Optiver vom 13.08.2024 Seite 1-4
22. Beschreibung Baugrund

22.1.1 Baugrundgutachten vom 21.10.2019 Seite 1-56
23.1 Störfallverordnung Seite 1

24.1 Auszug aus den Geobasisinformationen Flur 48 Seite 1
Flurstück 5311/1 vom 17.03.2023

24.2 Auszug aus den Geobasisinformationen Flur 48 Seite 1

Flurstück 5312/2 vom 17.03.2023
25.1 Eigentümernachweise

25.2 Eigentümernachweise Flur 48 Flurstück 5311/1 Seite 1
25.3 Eigentümernachweise Flur 9 Flurstück 2981 Seite 1
26.1 Bundeswehr

26.2 Anfrageformular Bundeswehr Seite 1

26.3 Antwort Bundeswehr vom 06.12.2021 Seite 1

26.3 Lageplan für Anfrage Bundeswehr vom 19.11.2024 Seite 1

Inhalts-/ Nebenbestimmungen und Hinweise

Zur Sicherstellung der Genehmigungsvoraussetzungen nach'§ 6 BImSchG ergehen die 

nachfolgend genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen, die ebenfalls verbindlicher 
Bestandteil dieser Genehmigung sind. Sofern diese von der bisherigen Genehmigung 

abweichen, sind nun die folgenden maßgeblich.

Aufgrund der hier erteilten Genehmigung zur Änderung des Anlagentyps ergeben sich 
folgende von der bisherigen Genehmigung abweichende Inhalts- und 
Nebenbestimmungen:

7/24
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Inhaltsverzeichnis der Nebenbestimmunqen

1. Immissionsschutz...............................................

2. Forstrecht................... ....................................... .

3. Wasserrecht........................................ :..............

Seite
....... 8

....io
....15

1. Immissionsschutz

Die Windenergieanlage darf zur Tageszeit (6:00 Uhr- 22:00 Uhr) die nachstehend 

genannten Emissionspegel nicht überschreiten. Zur Kennzeichnung der maximal 

zulässigen Emissionen sowie des genehmigungskonformen Betriebs gelten folgende 
Werte

zum Tagzeitraum:

berücksichtigte Unsicherheiten und obere 
Vertrauensbereichsgrenze AL = 1,28 ■ ages
It. Schallimmissionsprognose

WKA Le.max

[dB(A)J
Lw

[dB(A)]
Op

[dB(A)]
Gr

[dB(A)J
GProg

[dB(A)]
AL

[dB(A)]

Ka3 107,8 106,1 1,2 0,5 1,0 2,1

Lw und Le.max werden gemäß v. g. Schallimmissionsprognose folgende Oktav- 
Spektren zugeordnet:

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000

Lw, Oktav 88,3 94,4 96,3 98,5 101,1 100,4 93,6 79,9

Le.max,Oktav 90,0 96,1 98 100,2 102,8 102,1 95,3 81,6

Die Windenergieanlage darf in der Nachtzeit (22:00 Ühr- 06:00 Uhr) die nachstehend 

genannten Emissionspegel nicht überschreiten.

8/24
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Zur Kennzeichnung der maximal zulässigen Emissionen sowie des 
genehmigungskonformen Betriebs gelten folgende Werte zum Nachtzeitraum:

berücksichtigte Unsicherheiten und obere 
Vertrauensbereichsgrenze AL = 1,28 ■ Oges 
It. Schallimmissionsprognose

WKA Le.max Lw GP gr GProg AL

[dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB(A)]

Ka3 106,5 104,8 1.2 0,5 1.0 2,1

Lw und Le.max werden gemäß v. g. Schallimmissionsprognose folgende Oktav- 

Spektren zugeordnet;

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000

Lw,Oktav 86,8 93,2 95,2 97,3 100 98,7 92 77,6

Le,max,Oktav 88,5 94,9 96,9 99 101,7 100,4 93,7 79,3

Erläuterung/Hinweise:

maximal zulässiger Emissionsschallleistungspegel 
deklarierter Schallleistungspegel laut Herstellerangabe 
maximal zulässiger Oktav-Schallleistungspegel 

Serienstreuung 

Messunsicherheit
AL = 1,28 (Jges: oberer Vertrauensbererch von 90%

Le, max, Oktav = LW, Oktav + 1,28 x Vvp2 + CTR2

Le.max:

Lw:
\-e, max, Oktav.

gp :

ctr ;

<8&9
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Die vorgenannte Emissionsbegrenzung gilt im Rahmen einer messtechnischen 
Überprüfung nach DIN 61400-11 und FGW-Richtlinie als eingehalten, wenn mit 

dem durch Messung bestimmten Schallleistungspegel (l_wA.okt Messung) und mit der 
zugehörenden Messunsicherheit (or , Messung) und der Serienstreuung aP 
entsprechend folgender Gleichung für alle Oktaven nachgewiesen wird, dass

Lw, Okt. Messung + 1,28 x -\jap2 + <*R2 ^ he, max, Oktav

ist.

Hinweis: Erfolgt die Vermessung an der zu beurteilenden Windenergieanlage, ist 
die mögliche Auswirkung für die Serienstreuung nicht zu berücksichtigen!

Kann der Nachweis nach der v. g. Gleichung nicht erfüllt werden, ist im An-

schluss mit den Ergebnissen der Abnahmemessung mit den ermittelten Oktav- 
Schallleistungspegeln eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem 

Interimsverfahren durchzuführen. Die auf Basis des gemessenen 
Emissionsspektrums berechneten A-bewerteten Immissionspegel dürfen die auf 

Basis der Herstellerangaben berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht 
überschreiten. Der Vergleich ist in der erneuten Schallausbreitungsrechnung 

nachvollziehbar darzulegen.

2. Forstrecht

2.1

Die Rodungsmaßnahmen dürfen erst durchgeführt werden, wenn die 

Genehmigung nach BImSchG für das Vorhaben vorliegt. Ein vorzeitiger 

Rodungsbeginn ist ausgeschlossen.

2.2

Die Umwandlungsgenehmigung nach § 14 LWaldG mit einer Flächengröße von 

0,6683 ha wird auf die Dauer der Genehmigung nach BImSchG zuzüglich der 

unabdingbaren Dauer des im Anschluss unverzüglich vorzunehmenden

10/24
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2.4

Die Wiederaufforstung der temporären Rodungsflächen in einer Größenordnung 

von 0,3635 ha, deren Inanspruchnahme kurzfristig als Montage-, Lager-, 
Transport- und Freiflächen notwendig sind, hat innerhalb eines Jahres nach 
Inbetriebnahme der Anlagen zu erfolgen und ist für den Fall, dass in den 

Wiederaufforstungen Ausfälle von mehr als 30% der ausgebrachten Pflanzen zu 

verzeichnen sind, längstens für die Zeit von 8 (acht) Jahren nachzubessern. 
Während dieses Zeitraums obliegen der Antragstellerin auch die Pflege und der 
Schutz der Wiederaufforstungen.

2.5

Baubedingte Beeinträchtigungen der Waldflächen und der Waldfunktionen 
müssen auf das bei der Errichtung der Windkraftanlagen unumgängliche Maß 

beschränkt bleiben. Weitere, über die gegenwärtige Umwandlungsgenehmigung 

hinausgehende Beeinträchtigungen des Waldes und seiner Stabilität zur 
Ermöglichung eines störungsfreien Betriebes von Windenergieanlagen (z.B. 

durch Rückschnitt, Wipfelköpfung oder gar weitere Rodungsmaßnahmen) 

scheiden daher grundsätzlich aus.
Vielmehr muss umgekehrt vom Anlagenbetreiber sichergestellt werden, dass 

betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Waldes durch die Windenergieanlagen 

ausgeschlossen sind. Aus Gründen des Erhalts der Bestandsstabilität sind 

deshalb mindestens 15 m Abstand zwischen der standörtlich bedingt maximal 

erreich-baren Höhe der Bäume und dem unteren Rotorblattende zu 

gewährleisten.
Hierbei ist von einem maximalen Baumhöhenwächstum von 40 m auszugehen. 

Entscheidend ist deshalb, dass der tiefste Punkt des Rotorblattes mindestens 

55 m über der Geländeoberkante liegt.

12/24



ἑᜓȣ጗⠀̄ጆࠀ ⸕̣̄ؕҜጀؖ᐀ࠅ᜕ȣҺ؀ 㴢̄ᜀࠀ
ՀǗ ᴇ̄ꞧݿ؀ǑЃᔆ䄀¯ 䈌Ꞓጣ ᠙̄ᨛᰀᨘᬀ᠜
ᠵ 䀦ᰀᨵ☘ᬘ㜦ᬀᬻᤀᬀݙ̄

☱⠀

Ein weiterer Ausbau von Zuwegungen und mit diesen in Zusammenhang 

stehenden baumfrei zu haltenden Zonen (Spalte 4 und Spalte 9 der 

Rodungstabelle) für den Transport und den Bau der Windenergieanlagen, der 

über den in dieser Umwandlungsgenehmigung enthaltenen Umfang hinausgeht, 
ist ausgeschlossen.

2.7

Gemäß § 15 LWaldG sind Maßnahmen zur Vorbeugung, Verhütung und 
Bekämpfung von Waldbränden zu treffen. Die Brandgefährdung von 

Windenergieanlagen ist generell als gering einzuschätzen. Allerdings ist das 
Gefährdungspotenzial in Waldgebieten höher als im Offenland. Daher sind 
Windenergieanlagen am und insbesondere im Wald mit

Brandmeldeeinrichtungen auszustatten. Die Zufahrtswege müssen ganzjährig für 
die Feuerwehr erreichbar und befahrbar sein sowie ein maximales 

Gesamtgewicht von 401 und eine Achslast von 12 t tragen können. Die 

Zufahrten zu den Windenergieanlagen müssen in der Regel eine lichte Breite 
von mindestens 5,50 m und eine lichte Höhe von mindestens 5,00 m haben. Die 

Eigentümer oder Betreiber von Windenergieanlagen sind verpflichtet, alle 

notwendigen organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, insbesondere 
betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpläne aufzustellen und fortzuschreiben, 

die mit den Alarm- und Einsatzplänen der Gemeinden und den anderen an der 

Gefahrenabwehr beteiligten Stellen im Einklang stehen. Jede Planung muss 

Hinweise auf die Erreichbarkeit der nächst stationierten Feuerwehr-Facheinheit 
"Höhenrettung" oder einer vergleichbaren Organisation enthalten. Gemäß DIN 

14096 ist eine Brandschutzordnung zu erstellen. Alle Firmen, die Arbeiten auf 
bzw. in einer Windenergieanlage durchführen, müssen in der Lage sein, bei 

Gefahr Mitarbeiter selbst aus der Anlage zu retten. Sämtliche Anlagen sollten 
gemäß dem Windenergieanlagen-Notfallinformationssystem (WEA-NIS) des 

"Arbeitskreises für Sicherheit in der Windenergie (AkSiWe)" oder anderen

Rheinlanc^falz
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adäquaten Notfallsystemen gekennzeichnet und in einem Kataster, das 

relevante Daten zu Standort/Gemarkung, UTM-Koordinaten, Nabenhöhe, 
Rotordurchmesser etc. enthält, katalogisiert seih.

Da im Wald das freie Betretungsrecht gilt, ist vom Anlagenbetreiber 

sicherzustellen, dass Eiswurf von den Windenergieanlagen durch entsprechende 
Vorkehrungen nach dem neuesten Stand der Technik ausgeschlossen wird. 

Gleiches gilt für dem Wald drohende Brandereignisse, die durch den Bau, die 
Unterhaltung und den Betrieb der Windenergieanlagen eintreten können. Daher 
sind Windenergieanlagen am und insbesondere im Wald mit 

Brandmeldeeinrichtungen auszustatten. Die Zufahrtswege müssen ganzjährig für 
die Feuerwehr erreichbar und befahrbar sein, sowie ein maximales 

Gesamtgewicht von 40 t und eine Achslast von 12 t tragen können. Die Zu-

fahrten zu den Windenergieanlagen müssen in der Regel eine lichte Breite von 
mindestens 5,50 m und eine lichte Höhe von mindestens 5,00 m haben. Die 

Eigentümer oder Betreiber von Windenergieanlagen sind verpflichtet, alle 

notwendigen organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, insbesondere 

betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpläne aufzustellen und fortzuschreiben, 
die mit den Alarm- und Einsatzplänen des Landkreises, der Gemeinden und den 

anderen an der Gefahrenabwehr beteiligten Stellen im Einklang stehen. Jede 

Planung muss Hinweise auf die Erreichbarkeit der am nächsten stationierten 

Feuerwehrfacheinheit "Höhenrettung" oder einer vergleich-baren Organisation 

enthalten. Gemäß DIN 14096 ist eine Brandschutzordnung zu erstellen. Alle 
Firmen, die Arbeiten auf bzw. in einer Windenergieanlage durchführen, müssen 

in der Lage sein, bei Gefahr Mitarbeiter selbst aus der Anlage zu retten.
Sämtliche Anlagen sollten gemäß dem Windenergieanlagen-Notfallinformations- 

system (WEA-NIS) des "Arbeitskreises für Sicherheit in der Windenergie 

(AkSiWe)" oder anderen adäquaten Notfallsystemen gekennzeichnet und in 

einem Kataster, das relevante Daten zu Standort/Gemarkung, UTM-Koordinaten, 

Nabenhöhe, Rotordurchmesser etc. enthält, katalogisiert sein.
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2.8

Zur Gewährleistung des Stromabflusses, d.h. zur Einspeisung des erzeugten 
Stroms in das öffentliche Stromnetz über Erdleitungen (Erdkabel), dürfen 
grundsätzlich nur vorhandene Wegetrassen im Wald genutzt werden und keine 

sonstigen Waldrodungen (z. B. in Form von Rodungsschneisen für Erdkabel) 
durchgeführt werden. Dauerhafte Wartungsmöglichkeiten dieser stromführenden 

Erdkabel können über einen längeren Zeitraum gesehen nur auf/an bekannten - 
und damit langfristig gesicherten - Wegetrassen gewährleistet werden. Da eine 

Leitungsverlegung und der Ausbau derZuwegung nicht Gegenstand der 
vorgelegten Planunterlagen ist, sind diese gesondert mit dem Forstamt 

Nastätten abzustimmen und die ggfs, dafür erforderlichen Genehmigungen zu 
beantragen.

2.9
Bei der Errichtung der WEA und der notwendigen Infrastrukturen sind die 

forstwirtschaftlichen Belange im Detail zu berücksichtigen und insbesondere sich 
während der Bauphase ergebende Planungs- und Ausführungsänderungen, die 

sich auf waldrechtliche und forstbetriebliche Belange auswirken, zeitnah der 
Forstbehörde anzuzeigen und mit dieser abzustimmen bzw. von dieser und/oder 

von weiteren zuständigen Behörden zu genehmigen.

3. Wasserrecht

3-1
Das Abfüllen flüssiger wassergefährdender Stoffe vom Boden aus mittels fester 

oder flexibler Leitungen darf nur erfolgen, wenn folgende infrastrukturelle 
Maßnahmen technischer und organisatorischer Art sämtlich eingehalten werden:

a) Das Abfüllen erfolgt mittels Totmannschaltung.
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3.3

Die zum Austausch benötigten flüssigen wassergefährdenden Stoffe sind in 

Gebinden mittels Krankorb oder Lift in die Gondel zu verbringen und dort 
abzufüllen.

Im Rahmen der Stilllegung der Windenergieanlage(n) sind alle in der Anlage 
oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit 

technisch möglich, zu entfernen und die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung 
zu sichern. Die entfernten wassergefährdenden Stoffe sind ordnungsgemäß und 

schadlos als Abfall zu entsorgen. Anlagen, die aufgrund § 46 Absatz 2 i. V. m. 

Anlage 5 AwSV der wiederkehrenden Prüfpflicht unterliegen, sind bei Stilllegung 
einer Stilllegungsprüfung unterziehen zu lassen.

Beim Rückbau der Windenergieanlage(n) ist der Leitfaden „Anforderungen des 
Bodenschutzes an den Rückbau von Windenergieanlagen“ der Bund/Länder- 

Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) in der jeweils geltenden Fassung zu 

beachten.

Begründung
I.
Mit Schreiben vom 01.06.2024, hiereingegangen am 14.06.2024, beantragt die Firma 
Kreuzberger & Spengler Regenerative Energie GmbH & Co. KG, Unterbergenweg 21, 

78655 Dunningen-Seedorf, die Genehmigung zur Änderung des Typs einer 
Windenergieanlage, erstmals genehmigt durch Bescheid der Kreisverwaltung Rhein- 

Lahn vom 18.01.2024 unter dem Aktenzeichen 6/61-1-205/23 in der Gemarkung 

Klingelbach.

3.4

3.5
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Der Standort der geplanten Windenergieanlag liegt außerhalb eines ausgewiesenen 
Windenergiegebietes i. S. d. § 6 Abs. 1 WindBG.

Das Verfahren wurde als sog. vereinfachtes Verfahren gern. § 19 Abs. 1 BImSchG 
durchgeführt.

Die Antragsunterlagen mussten seitens des Antragsstellers mehrfach überarbeitet 
werden, da sich mehrere Unterlagen auch auf zwei andere benachbarte 

Windenergieanlagen bezogen und zunächst unklar war, ob das Verfahren mit den 
Verfahren dieser beiden benachbarten Anlagen verbunden werden sollte oder 
getrennt beantragt werden sollten.

Nach erfolgter Anhörung am 22.11.2024 wurden die Antragsunterlagen überarbeitet 
und erneut eingereicht.

Mit Schreiben vom 06.12.2024 wurden die erforderlichen Fachstellen, bspw. die 

Regionalstelle Gewerbeaufsicht derSGD Nord, die untere Bauaufsichtsbehörde und 
die untere Naturschutzbehörde, bezüglich der beantragten Änderung beteiligt.

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 1 und 

7 UVPG i. V. m. Anlage 3 zum UVPG hat am 18.02.2025 ergeben, dass durch die 
Änderung des Anlagentyps keine nachteiligen Auswirkungen auf eines der 

Schutzgüter zu erwarten ist. Es bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Genehmigung gemäß § 16 Abs. 1 i. V. m. § 16 b Abs. 7 S. 1 BImSchG zur 
Änderung des Typs der Windenergieanlage Ka3 in der Gemarkung Klingelbach (GID 

7006) war zu erteilen, da die rechtlichen Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 BImSchG 

erfüllt sind. Danach ist die Genehmigung zu erteilen, wenn einerseits sichergestellt ist, 

dass die sich aus § 5 BImSchG sowie der auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen
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Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten erfüllt werden und andererseits andere 
öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes dem geänderten 
Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.

Nach Beteiligung der betroffenen Fachstellen bestehen gegen die Erteilung der 
beantragten Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG i. V. m. § 16 Abs. b 

Abs. 7 S. 1 BImSchG keine Bedenken, wenn das Vorhaben gemäß den vorgelegten 
Unterlagen durchgeführt wird.

Die Aufnahme der Nebenbestimmungen, die ihre Rechtsgrundlage in § 12 Abs. 1 

BImSchG finden, war erforderlich, um die Erfüllung der in § 6 Abs. 1 BImSchG, 

genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen.

Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Struktur- und Genehmigungsdirektion 
Nord ergibt sich aus § 1 Abs. 1 und Ziffer 1.1.1 der Anlage zu § 1 ImSchZuVO i. V. m. 
§ 1 Abs. 1 LVwVfG und § 3 Abs. 1 Ziffern 1 und 2 VwVfG.

Durch die allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 1 

und 7 UVPG i. V. m. Anlage 3 zum UVPG konnte festgestellt werden, dass es durch 
die Änderung des Anlagentyps zu keiner Änderung der Größe bzw. Ausgestaltung des 

Vorhabens kommt. Zusätzliche Eingriffe in die natürlichen Ressourcen sind nicht 

abzuleiten. Durch die Änderung des Anlagentyps veränderte Schallimmissionen 
wurden überprüft und halten die Grenzwerte ein.

Bezüglich der erforderlichen Waldrodung teilt das Forstamt Nastätten mit, dass Wald 
nach § 14 Abs. 1 LWaldG nur mit Genehmigung der Forstbehörde gerodet und in eine 
andere Bodennutzungsart umgewandelt werden darf.

Durch Auflagen ist gemäß § 14 Abs. 5 LWaldG sicherzustellen, dass von der 

Genehmigung zur Waldumwandlung erst dann Gebrauch gemacht werden darf, wenn 

das Vorhaben auf der Fläche zulässig ist. Da Wald aufgrund seiner zahlreichen
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positiven Wirkungen für die Umwelt und die Gesellschaft eine Zentralressource 
darstellt, soll damit eine vorschnelle Zerstörung dieses langfristig angelegten 
Ökosystems vermieden werden, solange keine Gewähr besteht, dass das auf der 

gerodeten Fläche beabsichtigte Vorhaben auch tatsächlich durchführbar ist.

Der Sinn der Befristung der Umwandlungsgenehmigung liegt darin begründet, dass 
nachteilige Auswirkungen auf die Waldwirkungen gemäß der in den §§ 1 und 6 

LWaldG beschriebenen Gesamtheit und Gleichwertigkeit derselben zu mindern sind. 
Dazu ist die gerodete Fläche im Anschluss an die Genehmigungsdauer nach 

BImSchG im Sinne eines größtmöglichen gesellschaftlichen Gesamtnutzens 
umgehend wieder in multifunktionalen Wald zu überführen.

Wird die Genehmigung zur Umwandlung nach § 14 Abs. 1 Satz 5 LWaldG befristet 
erteilt, so ist durch Auflagen in Verbindung mit einer Bürgschaft sicherzustellen, dass 

das Grundstück innerhalb einer angemessenen Frist ordnungsgemäß wieder 
aufgeforstet wird.

Bezüglich der wasserrechtlichen Vorgaben kann bei sach- und fachgerechter 

Ausführung und Beachtung der Nebenbestimmungen nicht von einer Gefährdung des 
Grundwassers ausgegangen werden.

In der Windenergieanlage sollen verschiedene Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen errichtet und betrieben werden. Alle dieser Anlagen sind 

Verwendungsanlagen im Sinne der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Gemäß § 39 Abs. 10 AwSV sind diese Anlagen 
in Gefährdungsstufen einzustufen und sollen mit Rückhalteeinrichtungen hergestellt 

werden.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann dem Vorhaben unter Beachtung der verfügten 

Nebenbestimmungen zugestimmt werden.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Widerspruch erhoben werden. Ein Widerspruch Dritter gegen die Zulassung einer 

Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m, ist binnen 
eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.

Der Widerspruch ist bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord einzulegen. 

Der Widerspruch kann

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord,

Stresemannstr. 3-5, 56068 Koblenz 

oder Postfach 20 03 61, 56003 Koblenz

oder

durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur! an die virtuelle Poststelle 
Rheinland-Pfalz, deren Nutzung auf der Grundlage der Nutzungsbedingungen der 

VPS erfolgt, die auf der Internetseite

1 vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über 
elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr. L 257 S. 73).
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https://mdi.rlp.de/service/kontakt/virtuelIe-poststelle/ 

zum Download bereitstehen

oder

3. durch Übermittlung einer von dem Erklärenden signierten Erklärung an die 

Behörde aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach (besonderes 
Behördenpostfach - beBPo) nach den §§ 31 a und 31 b der 

Bundesrechtsanwaltsverordnung

erhoben werden.

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten, die auf der Homepage der SGD Nord unter 

https://sgdnord.rlp.de/de/service/elektronische-kommunikation/ aufgeführt sind.

Hinweis;

Bei erfolglosem Widerspruch wird aufgrund § 15 des Landesgebührengesetzes vom 
03.12.1974 eine Widerspruchsgebühr erhoben, deren Höhe sich nach dem Streitwert 

und nach dem entstandenen Verwaltungsaufwand richtet.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass Widersprüche Dritter gegen die Zulassung 
einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m keine 

aufschiebende Wirkung haben. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen eine Zulassung einer Windenergieanlage an Land

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die auf der 
Homepage der SGD Nord unter littDs://sgdnord.rlp.de/de/service/elektronische-komirmnikation/ aufgeführt sind.
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Hinweis:

Aktuelle Fassungen von Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 

sind im Internet frei zugänglich. Gesetze und Rechtsverordnungen des Bundes sind 

auf der Seite des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

"www.gesetze-im-internet.de", Verwaltungsvorschriften auf der Internetseite des 

Bundesministerium des Innern "www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de" und die 

Landesgesetze sowie Rechtsverordnungen des Landes Rheinland-Pfalz auf der Seite 

des Ministeriums der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz unter "www.justiz.rlp.de" zu 
finden.
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